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Elemente eines neuen verkehrspolitischen Programms':') 

VON PROF. DR. WALl'ER HAMM, MARBURG 

Die Bundesregierung steht vor der Aufgabe, ein neues verkehrspolitisches Konzept zu 
entwerfen. Das vor rund zwei Jahren verkündete Verkthrspolitische Programm für die 
Jahre 1968 bis 1972 weist neben einigen positiven Seiten manche Sdlwächen auf, die 
Korrekturm dringlich erscheinen lassen. Teils sind auf den beschrittenen Wegen namhal­
tige Erfolge nicht zu erzielen, teils sind die. getroffenen Regelungen ineffizient oder ver­
besserungs bedürftig, teils gelten die Maßnahmen nur für eine übergangszeit und müssen 
sdlon bald durdl andere Lösungen ersetn werdcn. Die deutsdlc Volkswirtsdlaft hättc mit 
steigenden Wohistandsverlllsten in der Zukunft zu rechnen, wenn mit den gleichen Leit­
bildern wie bisher gearbeitet wird. 

Die Kernfrage, um die es in der Verkehrspolitik geht, ist schon oft - gerade auch in den. 
Arbeiten des Kölner Instituts flir Verkehrswissensdlaft - umrissen worden. Gleichwohl 
ist es zu Beginn eines neuen Abschnitts der Verkchrspolitik niitzlidl, an die Lösung dieser 
Kernfrage zu erinnern. Politiker, die einem sidl ständig wiederholenden Plebiszit unter­
worfen sind, streben verständlicherweise nadl kurzfristig sidltbar~1l Erfolgen. Auf lange 
Sicht reifende Früdlte. sind deshalb wenig erstrebenswert. Um so wichtiger ersdleint es, 
immer wieder auf die langfristigen Entwicklungsprobleme im Verkehr hinzuweisen, ohne 
deren Lösung alle Reformbemühungen Stückwerk bleiben müssen. Die z:thlreidlen Span­
nungen und Sdl\vicrigkeiten, mit denen die Verkehrspolitik heute zu kämpfen hat, sind 
letztlidl das Ergebnis von verkehrspolitisch weitgehend unbewältigten Strukturwandlun­
gen auf den Verkehrsmärkten. Jahrzehnte hindurdl haben Verkehrspolitiker vcrsudlt, 
Anpassungsvorgänge und Umstellungsprozesse zu verhindern oder doch mit Madtt zu 
bremsen. Mit den staatlichen Interventionen allS der Zeit der Weltwirtschaftskrise ließen 
sidl überkommene Strukturen zunächst relativ leidlt, allmählidl j<:dodl nur um den 
Preis immer härterer prozeßpolitisdler Eingriffe konservieren. Die Verkehrsgesetze der 
letzten Jahre lassen dieses Bemühen deutlidl erkennen. 

Ein hohes Maß an Immobilismus, das methodisdle Vorgehen betreffend, beherrschte -
trotz mandl er Ansätze zu Reformen - die Verkehrspolitik. Daß Verkehrsfragen nidlt 
wirklidl gelöst werden können, wenn man sie st:indig vor sidl hersdliebt, ist inzwischen 
weithin erkannt worden. Die Chancen, mit einer fortsdlCittlidlcll Verkehrspolitik poli­
tisdle Erfolge zu erzielen, sind entsprechend gestiegen. Zudem wird künflig von Brüssel 
ein wachsender Druck ausgehen, die massiven staatlidIen Restriktionen abzubauen. 

Weldlen Leitlinien könnte die Verkehrspolitik folgen? An dieser Stelle kann nur auf 
einige Aspekte hingewiesen werden. Tiefgreifende Reformen, das sei vorweg nachdriick-

*) Vortrag, gehalten an!;ißlid, der Mitgliederversammlung der Fördergesellsdlafl des Instituts für Verkehrs­
wissenschaft an der Universität zu Köln am 14. November 1969 in Köln. 
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lidl hervorgehoben, lassen sidl ni mt von heute auf morgen realisieren. Deshalb ersdleint 
es ratsam, einen vcrkehrspolitischcn Stufenplan aufzustellen und zur Grundlage des wei­
teren Handelns zu madlen. Ein Stufenplan sollte kein starres Konzept darstellen. Die 
Erfahrungen, die mit den ersten Teilmaßnahmen gesammelt werden, sollten vielmehr 
ausgewertet und bei den 13eschlüssen über den Mittcleinsatz in den n:iclmen Stufen be­
rücksichtigt werden. Wesentlidl ist, daß das künftige staatlidle Vorgehen transparent 
gemadJt wird. Ein sokhes Konzept würde endlich die drtid<ende Unsidlerheit tiber die 
kiinftige Verkehrspolitik beseitigen und es ,1Ilen 13eteiligten ermöglichen, sich rechtzeitig 
auf neue verkehrspolitisthe Daten einzustellen. Reibungsverluste wtirden vermindert. 
Mit einer derart geplanten Verkehrspolitik würden zugleich den Verkehrsunternehmen 
wimtige Grundlagen für deren langfristige Pläne geliefert. 

Einige Bausteine für einen verkehrspolitisdlen Stufenplan lassen sim den folgenden üher­
legungen entnehmen. 

Die Verkehrspolitik der letzten Jahre läßt deutlidIe Zeicllen einer übergangsphase er­
kennen. Obergangsperioden sind häufig durm innere Widerspriime gekennzeidll1et: Reste 
der alten Ordnung stehen neben Elementen eines neuen Ordnungsgcfiiges. Gegen soldle 
übergangscrsdleinungen wäre gewiß nimts einzuwenden, wenn die ergriffenen oder ge­
planten Maßnahmen in sich widerspruchsfrei wären und eine klare. langfristig zu ver­
folgende Linie erkennen ließen. Das ist jedodl nidlt der Fall. Widerspruchsvoll waren 
die Interventionen der letzten Jahre, weil den bereits bestehenden strukturkonservieren­
den Vorsmriften weitere in die gleidlc Richtung wirkende neue Regelungen hinzugefügt 
wurden, w:ihrend die Deutsme 13undcsbahn gleidlZeitig mehr umernchmerisme Freiheit 
und Gelegenheit zur Strukturanpassung erhielt. Auf dem Gehiet der Preisbildllng wur­
den Kollektivorganen der Binnenschiffahrt und des Straßengüterverkehrs Zwar umfas­
sende Rechte gegeben, was tendenziell UmsteJlungsvorgänge begünstigt. Andererseiu 
fördert jedoch kollektivistisme Preisbildung nimt gerade notwendige Anpassungsprozesse. 
Das zeigen jahrzehntelange Erfahrungen mit Kartellen aller Art. Der Gesetzgeber hat 
obendrein nom die Preise, die Kollektivorgane künflig .festlegen werden, von vornherein 
als markrgeremt bezeidmet. Damit hat er der 13undesregierung ihre wettbewerbspolitisdle 
Aufsithtspflicht auf diesem Gebiet genommen und ihr eine Sdllafmütze aufgc~tülpt. Von 
einer in die Zukunft weisenden Linie der Verkehrspolitik kann bei einem soldlcn Rüd{­
fall in ein laissez-faire-Denken nidlt gesprodlen werden. 

Es ist zwed<mäßig, den bisher verfolgten verkehrspolitismen Kurs mit den Zielen zu 
konfrontieren, die in der Regierungserklärung genannt worden sind. Von hier aus lassen 
sidl Leitlinien einer nellen Verkehrspolitik auf lange Sicht entwid<eln. Fqrtsetzung der 
eingeleiteten Reformen, umfassende Planung der Verkehrspolitik unter verstärkter Her­
anziehung der Verkehrswissensmaft und "liberalere Verkehrswirtschafl:«: das sind wohl 
die wichtigsten Orientierungspunkte, die BlIndeskanz1ct· Bramlt im verkl'hrspolitismen 
Teil seiner Regierungserklärung genannt hat. Mit welchem konkreten Gehalt die so um­
rissene Zielric.htung gefüllt wird, bleibt zwar abzuwarten. Vieles sprimt jedoch dafür, 
daß damit wesentliche Wandlungen in der verkehrspolitismen Ordnungs- und Prozeß­
politik angekündigt werden. Die Rimtung dieser Reformen ist Ieidlt zu erkenncn, wenn 
die winschaftspolitisdlcn Passagen der Re~ierungserklärung herangezogen wcrden: Deut­
licher, als es geschehen ist, hätte sidl 13undeskanzler Brandt kaum ftir eine »funktions­
fähige m:uktwirtsmafl:lidle Ordnung« aussprechen können, und er hat hinzugefügt: .. Ein 
wirksamer Wettbewerb nach innen und außen ist und bleibt die sicherste Gewähr für die 
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Leistungskraft einer Volkswirtschaft«. Besonders nachdrücklich ist ferner die Notwendig­
keit einer wachstumsorientierten sektoralen Strukturpolitik betont worden. 

Die Verkehrspolitik ist ein Teilbereich der Wirtschaftspolitik. Verkehrspolitik kann nidlt 
isoliert von allgemeinen wirtsdlaftspolitischen Leitlinien konzipiert und realisiert wer­
den, wenn ein Gegeneinanderregieren von Ressorts, Widersprüche in den Zielsetzungen 
und sidl gegenseitig aufhebende oder sidl übermäßig verstärkende Wirkungen wirt­
sdlafts- und verkehrspolitischer Maßnahmen verhindert werden sollen. "Umfassende Pla­
nung der Verkehrspolitik« bedeutet daher zunädlSt und vor allem, daß die Wirtsmafts­
und die Verkehrspolitik besser als bisher aufeinander abgestimmt werden. Es kann wohl 
kein Zweifel daran bestehen, in welcher Richtung dieser Anpassungsprozeß gehen wird: 
Sdlon im Verkehrspolitischen Programm der Bundesregierung von· 1967 wurde von der 
)tin erster Linie über die Kräfte des Marktes gesteuerten volkswirtschaftlim optimalen 
Aufgabenteilung« im Güterverkehr gesprochen. Der Hinweis auf eine ,.liberalere Ver­
kehrswirtschaft« in der Regierungserklärung VOll Bundeskanzler Brandt muß in gleicher 
Weise verstanden werden. 
So/elche konkreten Sdllüsse sind daraus für die künftige Verkehrspolitik abzuleiten? Die 
Unternehmer in allen Verkehrszweigen müssen künftig ein größeres Maß an freiheit er­
halten, ihre Aktionsparameter selbstverantwortlich zu gebraumen. 
Das bedeutet für die KapazitätssteueTlmg: Im gewerblidlen Fernverkehr mit Lastkraft­
wagen sind künftig neue Maßstäbe für die Konzcssionierung einzuführen. Das Bestreben, 
den Straßenverkehr mit Rücksimt auf das staatlime Eisenbahnunternehmen einzudäm­
men, ist mit den Zielen der Wirtsdlafts- und Verkehrspolitik nidlt länger zu vereinbaren. 
Kraftverkehrsunternehmen, die rentabel arbeiten und die Nachfrage nadl Transport­
leistungen mit den vorhandenen Kapazitäten nicht zu decken vermögen, sollten die MCig­
lich~eit erhalten, weitere Lastzüge im Fernverkehr einzusetzen. Die gegenwärtige Höchst­
zahl von Konzessionen wäre zunädlst in kräftigen Sdlritten aufzustod,en und sd11ießlich 
aufzuheben. Die Steuerung der Kapazitäten hinge dann allein von der Nachfmge ab, 
wobei die Konzessionierungsbehörden im wesentlichen nur nom Aufsimtsfunktionen zu 
erfüllen hätten. Starre Kontingente, die Behörden für längere Zeit fixieren, könn.:n den 
Strukturwandlungen auf den Verkehrsm;irktell nimt Red1l1ung tragen. Hypothetisdle 
Bedarfsermittlungen durch Behörden werden stets mangelhaft bleiben. 
Für eine solme nachfrageorientierte, flexible und behördlidl überwamte Kapazit;itssteue­
rung spridlt weiterhin, daß sidl starre Kontingente verfassungsredltlidl auf Grund der 
veränderten wirtsdlafts- und verkehrspolitismen Zielsetzungen nidlt mehr motivieren 
lassen. Die Europäisdle Kommission dürfte gleimfalls mit wadlsender Intensit:it darauf 
dringen, die restriktive Kontingentspolitik in der Bundesrepublik abzubauen. Vor allem 
aber wird die Beseitigung der Straßengüterverkehrsteuer Reformen erzwingen. Können 
die Kraftverkehrsunternehmer ihre Kapazitäten nidlt beweglidl dem Bedarf anpassen, 
dann wird sidl die verladende Wirtschaft selbst den von ihr benötigten Laderaum be­
sdlaffen. Nadl Aufhebung der umstrittenen Lenkungssteuer, die den Werkfernverkehr 
diskriminiert, wird der werkeigene Lastwagenverkehr mit Beginn des Jahres 1971 zu 
einer ernstzunehmenden Konkurrenz. Nur wenn das TrallSportgewerbe flexibel reagieren 
kann, wird es sidl in diesem Wettbewerb zu behaupten vermögen. Die Hoffnung, dem 
Werkfernverkehr würden 1971 wieder neue behördlime Fesseln angelegt, könnte sidl auf 
Grund der veränderten verkehrspolitischen Zielsetzungen nur erfüllen, wenn die Bundes­
regierung ihren eigenen Grundsätzen untreu würde. 
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Die geplante Einfi.ihrung kapazidtssteuernder staatlicher Maßnahmen in der Binnen­
sdliffahrt Iäufl dem !leuen Kurs der Verkehrspolitik eindeutig zuwider. Mit der zur 
Zeit laufenden Abwrackaktioll werden strukturelle Schwädlen der deutschen Binnen­
schiffahrt ausgemerzt. Die frischen Erfahrungen der Binnenschiffahrtsunternehmer mit 
den vergaugenen schweren Rezessionsjahren sollten genügen, einen iibersteigerten Opti­
mismus in der Hochkonjunktur zu dämpfen und übermäßige Investitionen zu verhindern. 
Notfalls könnte die Bundesregierung die Geldgeber und die Reedereien nachdrücklich auf 
die Risiken yon Kapazitätserweiterungen in Boomzeiten hinweisen. Nährt die Bundes­
regierung dagegen die Hoffnung, daß leidminnig investierende Unternehmer die nach­
teiligen Folgen falscher Dispositionen notfalIs auf Kunden oder ökonomisch richtig han­
delnde Konkurrenten abwälzen können, dann darf sich niemand wundern, wenn es zu 
Fehlinvestitionen kommt. Auch in Brüsscl müßte die Bundesregierung auf eine Korrek­
tur der vorgelegten Kapazidtssteuerungspläne dringen. Es wäre unverständlich, wenn 
die Bundesregierung zwar eine »liberalere Verkehrswirtschafl" ankündigte, zugieidl aber 
die bescheidenen Reste marktwirtsdlafllicher Zustände im Verkehr fortSchreitend be­
seitigte. 

Auch auf dem Gebiet der Preispoliti.1e wären Konsequenzen l.U ziehen. Der Preis gehört 
zu den wichtigsten unternehmerisdlen Aktiomparametern. \Vie soll der einzelne Unter­
nehmer auf Verkehrsm1irkten seinen Leistungworsprung gegeniiber Konkurrenten dL'ut­
lim sichtbar zum Ausdruck bringen, wie sollen leistungssdlwache Unternehmer ausge­
sdIieden werden und wie soll eine Verbesserung und Verbilligung des l.eistungsangebotes 
bewirkt werden, wenn der interne Preiswettbewerb in der Binncnsdliffahrt und im Fern­
verkehr :'ouf der Straße so gut wie vollständig ausgeschaltet ist? Zwar hat dcr Gesetz­
geber 1961 den Verkehrsunternehmern die ?-.Iüglidlkeit eröffnet, ~lnstclle von Festpreisen 
auch Margentarife einzuführen. Bis auf einige Ausnahmen, vor allem im Baustoffver­
kehr und - erzwungenermaßen - im Seehafenverkehr, ist es jedoch nicht zur Abkehr 
vom staatlidl garantierten Festpreis gekommen. Da die Unternehmer gegen ihr eigenes 
Interesse h;l\lddten, wenn sie die staatlidl gcsdllitzten ZW~lIlgskartellpreise freiwillig 
aufg1iben, kann aum künflig nicht mit einer wesentlich geänderten Einstellung geredmet 
werden. 

Die Bundesregierung, die eine ,.funktionsfähige marktwimchaflliche Ordnung« erstrebt, 
wird ihre verkehrspolitischen Entscheidungen nidlt allein von den Interessen der Ver­
kehrsunternehmer leiten lassen dürfen. Da nach mehr als acht Jahren die den Preiswett­
bewerb aussdlließenden Festpreise nom immer eindeutig das Feld beherrschen, und da 
sich daran wegcn der eindeutigen Interessenlage nichts Wesentlidlcs ändern wird ist die 
Bundesregierung aufgerufen, die Kundeninteressen wirksamer als bisher zu vertreten. 
Das gesetzliche Wahlrecht zwischen Fest- und Margenpreisen wäre zu beseitigen; künftig 
sollten allein Margcnpreise zulässig sein. Die für den 1. Januar 1970 angekündigte Er­
höhung der Gütertarife gibt bereits vor solchen Gesetzesänderungen die Möglidlkeit ZUm 

Handeln. Wenn die bisherigen Festtarife zU Mindestpreisen, die beantragten neuen 'Ta­
rife zu Höchstpreisen erklärt würden, entstünde ein Preisspielraum, innerhalb dessen die 
Mr,rktpartner - je nach der Marktlage - Preise frei vereinbaren könnten. Dieser zu­
nädlSt besmeidene Preisspielraum wäre Smritt für SdH'itt zu erweitern, wobei die Er­
fahrungen von Stufe zu Stufe sorgfältig auszuwerten wären. Gerade die gegenwärtige 
Hodlkonjunktur und die übernachfrage nam Transportraum eröffnen den Verkehrs­
untenlehmern gute Chancen, über den Mindestpreisen liegende Entgelte durchzusetzen. 
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Die vorsidltige Auflockerung der Festpreise im Güterverkehr würde in Verbindung mit 
einer flexiblen, nachfrageorientierten Kapazitätsregulierung das Entstehen von Kraftver­
kehrsullternehmen mit optimaler Größe wesentlich fördern. Die Leistungsfähigkeit des 
Straßenverkehrsgewerbes würde steigen. Im Hinblick auf zwei Ereignisse liegt eine 
höhere Leistungskraft im eigenen Interesse der Verkehrsunternehmer. Erstens kann nidlt 
damit gered1l1et werden, daß der werkeigene Straßenfernverkehr na91 dem Auslaufen 
der Güterkraftverkehrsteuer erneut steuerlich diskriminiert wird. Es drohte dem Ver­
kehrsgewerbe dann ein fortschreitender Verdrängungsprozcg, falls die Eigenproduktion 
von Verkehrsleistungen rationeller und billiger wäre als die Versorgung über den Markt. 
Zweitens müssen sidl die detltschen Verkehrsunternehmer darauf einstellen, daß es inner­
halb der EWG auf die Dauer keine Festpreise für Verkehrsleistungen geben wird, auch 
nirot auf nationalen Märkten. 

Der Standardeinwand gl!gen eine allmähliche Beseitigung strukturkOl1servierender \\Tett­
bewerbsbeschränkungen lautete bisher stets, daß zunächst alle wettbewerbs verzerrenden 
staatlichen Interventionen beseitigt werden müßten. Wegen der nadl wie vor erheblichen 
Meinungsverschiedenheiten über derartige Wettbewerbsverzerrungen - jeder Verkehrs­
zweig fühlt sich seinen Konkurrenten gegenüber benachteiligt - ist mit einheitlichen Auf­
fassungen in absehbarer Zeit nicht zu rechnen. Wesentliche Sdlritte zur Beseitigung unter­
sdliedlicher Startdlancen sind überdies in den letzten Jahren getan worden. Was noch 
an Wettbewerbsverzerrungen geblieben ist, rednfertigt keinesfalls weiteren verkehrs­
politisdlcn Immobilismus. Da staatlidl verordnete Wettbewerbsbeschränkllngen die unter­
nehmerisdle Aktivität in den einzelnen Verkehrszweigen ganz llntersdliedlidl beeinträch­
tigen, würde gerade der Abbau staatlidlcr Interventionen wesentlich zur Angleichung der 
Startbedingungen beitragen. 

Mehr und mehr sdlält sich ferner heraus, daß den \'(!r:gr:aIJgabm keineswegs die wesent­
lidlc verkehrspolitische Rolle zukommt, die ihnen lange Zeit hindurch beigemessen 
wurden. Sind Verkehrswege gebaut, dann liegt es im ges:1mtwirtsdlafilichen Interesse, 
wenn sie ökonomisch optimal (nidlt zu verwechseln mit maximal) genutzt werden, selbst 
wenn die erhobenen Wegeabgaben die volle Verzinsung und Amortisation des Kapitals 
nicht gestatten. Hypothetische Beredmungen darUber, wie hoch Sdliffahmabgabcn eigent­
lidl sein müßten, damit die Gesamtkosten vorhandener Wasserstraßen gedeckt werden, 
sind für Emscheidungen Uber Wegeabgaben unerheblidl. Es wäre töridlt, kostendeckende 
Wasserstraßenabgaben festz.usetzen, wenn damit jeglicher Verkehr unterbunden würde, 
was zur vorzeitigen Entwertung umfangreidler Investitionen führte. Man kann audl 
schyverlidl die Verkehrsumernehmer heute dafUr hiißcn lassen, daß staatlidlc Stellen 
früher Fehlinvestitionen beschlossen haben oder weiterhin besdlließen. Es kommt also 
darauf an, die Sdliffahrtsabgaben so zu bemessen, daß zumindest die laufenden Aus­
gaben für die Wasserstraßen gedeckt werden. Gelingt das nidlt, dann sollten die für Ver­
kehrszwecke notwendigeri. Betriehs- und Umerhaltungsausgaben eingespart und die be­
treffenden Wasserstraßen für den Verkehr gesdllosscn werden. Wetthewerbsverzerrungen 
bestehen nur insoweit, als die geltenden Schiffahrtsabgaben unter dem die optimale 
Nutzung herbeiführenden Preis liegen. Die gleichen Maßstäbe müssen auch für die Wege­
entgelte der anderen Verkehrszweige gelten. Die sogenannte Wegelwstendiskussion wird 
bisher zum Teil unter falsdlen Vorzeimen geHihrt. . 

Die Sd11ußfolgerung für das Problem derWettbewerbsverzerrungen lautet, daß von den 
gegenwärtig giiltigen Wegeabgaben aller Voraussidlt naro keine wesentlichen Fehllen-
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kungcn bewirkt werden. Die Hoffnung, mit gesdlickten Kostenredmungen der unlieb­
samen Konkurrcnz prohibitiv hohc Wcgcabgabcn aufhalscn zu können, wird stets ein 
Wunsdltraum bleiben, ökonomisdl rationales Handeln dcs Gesetzgebers unterstellt. 
Kapitalverluste in Höhe von vielen Milliardcn wären die Folge, wenn der Gesetzgeber 
ökonomischcn Erwägungen zuwiderhandelte. 
Fehlinvestitionen der Vergangenheit können nidlt ungeschehen gemacht werden. Um so 
wichtiger ist es, wenigstens künftig neue Kapitalfchlleitungen zu verhindern. Das nun­
desverkehrswegeprogramm, das Bundesverkehrsminister Leber bereits früher angckündigt 
hat und an dem gearbeitet wird, könnte wesentliche Fortschritte bringen. Umfassende 
verkehrspolitische Planung, ausgehc..'l1d von libcrgeordneten gesamtwirtsdlaftlichen Aspek­
ten, ist gerade bei Entschcidungen übcr Investitionen in Verkchrswegen dringend er-
wün~~ . 
Das weitverbreitete Denken in voneinander isoliertcn Teilbercichcn ersdlWert einstweilen 
eine koordinierte Planung. Die gegenwärtige Gliederung des Bundesverkehrsministeriums 
in ,. Verkehrstr;iger-Abteilungen« begünstigt diesc Einstellung und fördert zugleich den 
Interessenteneinfluß auf die Exekutive. Es ist menschlim verständlidl, daß sich einzelne 
Beamte in den,. Verkehrsträger-Abteilungcn« bewußt oder unbewußt mit den Interessen 
des yon ihnen betreuten Verkehrszweigs identifizieren. Als Erfolg erscheint in dieser 
Sicht, was dem »eigenen« Verkehrszweig nützt, nicht dagegen, was der Leistungskraft 
des Verkehrssystems als Ganzes förderlich ist. 

Dic Zersplitterung von Entsdieidungsbefugnisscn führt ferner dazu, daß über die Prio­
rit;it von Wegeinvestitionen nach unterschiedlichen Maßstäben geurteilt wird. Zudem hat 
sim erwicsen, daß sd1arfer politischer Druck auf dcn entsdleidcnden ?'Iinistcr zu pOSitiven 
Entsdleidungen über Projekte fUhren kann, die· auf Fehlinvestitionen in MiIliardenhöhe 
hinauslaufen. Di"se Erfahrung wirkt wie eine Einladung, immer neue Fehlinvestitioncll 
politism zu erzwingen. Gefälligkeitspolitik, die punktuell auf bestimmte Reizsdlwellen 
reagiert, ist aIIes andere als geplantc Verkehrspolitik. 
Dic· angcstrcbtc wachstumsfördernde Brandlcnstrukturpolitik wird sidl nur dann reali­
sieren lassen und \Vettbewerbsverzerrungen werden nur dann zu vermeiden sein, wenn 
an Vcrkehrswegcinvestitionen künftig einheitlidle Maßstäbe angelegt werden. Nach der 
neuen Bundeshaushaltsordnung, die am 1. Januar 1970 in Kraft tritt, sind für größere 
Invcstitioncn des Bunde~ künftig K osten-Nlltzen-Untersudmngen anzustellen. Solche 
Kosten-Nutzen-Analysen eröffnen nicht nur die Möglidlkeit, dic Dringlichkeit yon kon­
kurrierenden Projekten zu vergleidlen. Sie geben dcm Bundesvcrkehrslllinister :lum ein 
Instrument in die Hand, sich erfolgreidl gegen gesamtwirtsmaftlim nidlt vertretbare 
Interesscntenwünsme zu wehren. Nochmals sei auf die bedenklidlcn Verzerrungen des 
Wettbewerbs verwiesen, die entstünden, wenn Fehlinvestitionen künftig nimt energisdl 
unterbunden werden. 
Kosten-Nutzen-Analysen werden weiterhin die Möglichkeit geben, die Dringlichkeit von 
Verkehrsinvestitionen des Bundcs, der Ländcr und dcr Gemcinden miteinander zu ver­
glcidlcn. Die Vcrkehrsnöte in den Städten haben ein Ausmaß angenolllmen, das fUr eine 
sehr hohe Priorität städtischer Verkehrsinvestitionen spridlt. Manche Fernstraßenpläne 
dürllcn im Vergleid1 dazu weit weniger dringlim sein. Ein integriertes Invcstitionspro_ 
gramm für Bund, Länder und Gemeinden, das den unterschiedlichen Dringlimkeiten von 
Verkehrsinvestitionen Redll1ung trägt, wäre daher hodlcrwünscht. 
Welche Rückwirkungen auf die Deutsdle Bundesbahn wären von den skizzierten vcr-
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kehrspolitischen Leitlinien zu erwarten? Für die Leitung der Dellt~chcn Bundesbahn be­
deutet die in der Regierungserklärung angekündigte neue Verkehrspolitik eine unterneh­
merisdle Bewährungsprobe. \'\fenn alle Verkehrsunternehmer ein gleiches Maß an Bewe­
gungsfreiheit erhalten, wird sidl zeigen, wer die begrenzte Wettbewerbsfreiheit unter 
staatlicher Aufsicht erfolgreich zu nutzen versteht. Die Ausgangslage der Deutschen 
Bundesbahn ist dabei keineswegs günstig. Es ist ein Alarmzeidlen ersten Ranges, daß die 
Bundesbahn audl im Hodlkonjunkturjahr 1969 mit einem hohen Verlust abschließt, 
während sonst überall in der \"'/insmaf1: glänzend verdient wird. Aum wenn berücksidl­
tigt wird, daß die Bundesbahn für einige unrentable, aber aus politisdlcn Gründen von 
ihr geforderte Leimmgen einstweilen keine hinreidlenden Ausgleimszahlungcn erhält, 
muß von einer Fehlallokation von Produktionskräften gespromen werden. Trotz erfreu­
limer Erfolge ihrer energischen Rationalisierungsbemühungen steht die Deutsme Bundes­
bahn noch vor tiefgreifenden weiteren Umstellungs- und Anpassungsprozessen. Die 
jährlime Produktiyit;itssteigerung je Beschäftigtenstunde ist bei der Bundesbahn im lang­
jährigen Durmsd1l1itt erheblidl hinter den Verglei,hszahlen für andere Gewerbezweige 
zurückgeblieben. Wegen des außerordentlim hohen Anteils der Personalkosten an den 
Gesamtkosten wiegt der relativ geringe Produktivitätszuwams bei der Bundesbahn be­
sonders smwer. Hier, vor allem müssen weitere Reformen ansetzen. Die Verminderung 
des Personalbestandes, verstärkter übergang zu arbeitssparenden Produktionsmethoden 
und Smließung von Betriebsteilen, die langfristig mehr Ausgaben verursamen als Ein­
nahmen erbringen, crsmeinen deshalb dringlidl. Ohne nachhaltige Unterstützung der 
Bundesregierung, audl in Form der Kapitalbereitstellung, wird sim diese Aufgabe nicht 
lösen lassen. 
Bundeskanzler Brandt hat eine umfassende Planung der Verkehrspolitik unter verstärk­
ter Heranziehung der VerkchrswissCTlschaf/ als notwendig be1.eidlJ1ct. Daß diese Ankün­
digung WissensdIaftIer erfreut, die ihr Metier nimt um seiner selbst willen betreiben, 
sondern zur Verbesserung bestehender Zustände im Hinblick auf politism vorgegebene 
Ziclfunktionell beitragen wollen, ist versdndlidl. An dieser Stelle erscheint hierzu ein 
kurzes Wort angebradlt. Die wissensdlafilidlc Beratung politisdler Inst::tl1zen unterliegt 
Regeln, di~ beide Seiten beamten sollten. Wenn politisdle Instanzen ökonomisch zwin­
gende überlegungen - überspitzt formuliert - als unerheblich beiseitesdliebcll, ist wirt­
smaftswissenschaftlidler Rat überfliissig. Die Wissensdlafl:lcr ihrerseits h::tben zu beadlten, 
daß triflige politisdle Gründe gebieten können, von der ökollomism zweckmäßigen Lö­
sung abzuweimen. Von einer wissensdlaftlich fundierten praktisdlen Verkehrspolitik 
wird freilidl nur dann gesprochen werden können, wenn die politisdlCn Instanzen Ab­
weimungen von schlüssigen ökonomisdlen Ratsdllägen hinreichend begründen. Das Ge­
wicht der politisdlen Argumente hätte dabei mit der Höhe ökonomisdler Einbußen 
Sdlritt zu halten. 
Die Zusammenarbeit zwismen Politikern und \X'irtschaflswissensdlaftlern kann gerade bei 
der Planung des Einsatzes verkehrspolitisdler Instrumente besonders fruchtbar sein. Das­
selbe gilt für die nadmäglidlC Erfolgskontrolle des Mittcleinsatzes. Diese Erfolgskon­
trolle ist ein integrierender Bestandteil jeder rationalen Verkehrspolitik. Ein ständiger 
vertrauensvoller Meinungsaustausdl zwischen Politikern und Wissensdlaf1:lern ist hierbei 
notwendige Voraussetzung für den Erfolg der Beratung. Weder sind die verkündeten 
verkehrspolitischen Ziele in der Regel konkret genug, nom ist die Rangordnung der 
Einzelziele deutlich genug erkennbar, als daß ohne klärende Aussp~amcll' für den Politi­
ker befriedigende, wissensmaftlime Entscheidungshilfen gegeben werden könnten. Wäh-
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rend der Ausarbeitung wissenschafl:licher Empfehlungen sollten sich Verkehrswissenschafl:­
ler und Verkchrspolitiker daher gleichermaßen um intensive Kontakte bemühen. 

Als Ergebriis sind insbesondere folgende Punkte festzUhalten: 
1. Die von Bundeskanzler Brandt angekündigten Ziele, nämlich wachstumsorientierte 

Dranchenstrukturpolitik und übergang zu einer .. liberaleren Verkehrswirtschall:«, wer­
den zu ,yesentlichen Wandlungen der Verkehrspolitik führen müssen, wobei unter­
stellt ist, daß die genannten Ziele wirklich ernstgemeint sind. 

2. "Liberalere Verkehrswirtschall:« heißt: größerer Handlungsspiclraum für die Markt­
partner und Abbau wenbewerbsbeschränkender staatlidler Interventionen. 

3. Mehr Handlungsspiclraulll für die NadJjragcr nach Verkehrsleistungen bedeutet vor 
allem zweierlei: Die freie Wahl des Transportmittels muß gewährleistet bleiben; 
staatli~:he Transportverbote für bestimmte Güter oder StrCl.xen sind kein geeignetes 
Instrument der neuen Verkehrspolitik. Außerdem muß den Kunden ein diskrimi­
nierungsfreier Zugang zur Eigenproduktion von Verkehrsleistllngen eröffnet werden; 
das heißt Aufhebung der Sondersteuer für den Werkfernverkehr mit Lastwagen. 

4. Mehr Handlungsspielraum fUr die Anbieter von Verkehrsleistungen bedeutet in 
erster Linie, daß die staatlichen Dcschr:inkungen der unternehmerischen Preis- und 
Kapazitätspolitik aufzulockern sind. . 

5. Der übergang zu einer "liberaleren Ve~kehrswirtschafh kann. nid,t von heute auf 
morgen vollzogen werden. Es empfiehlt sich daher, einen verkehrspolitiscbm Stufen­
plan aufzustellen, der Sdlritt fUr Schritt zu der gewünschten Marktordnung hinführt, 
die staatlime Aktivität transparent madlt und die unvermeidlimen Friktionen da­
durch vermindert. 

6. Die Wahlmöglichkeit zwischen staatlim vorgesmriebenen Festpreisen und Margen­
preisen wiire zu beseitigen. Kiinll:ig sollten zwingend Höcl!st- und Mindestpreise 
vorgeschrieben werden, wobci der Preisspielraum in Stufen auszuweiten wäre. 

7. Die derzeit bestehenden Kapazitätsbesmränkungen im gewerblimen Straßengüter_ 
fernverkehr wären Schritt für Smritt aufzulockern mit dcm Ziel einer nachfrage­
orientierten Steuerung der Kapazitäten unter behördlidler überwamung. 

8. Die Deutsdle Bundesbahn muß im gleimen Ausmaß wie ihre Konkurrenten unter­
nehmerisdle Bewegungsfreiheit erhalten - nimt nur auf dem Papier. Der hohe Block 
der Personal ausgaben wird durdl Personaleinsparungen und Verzimt auf unrentable 
Dienste - soweit nimt von Staats wegen gewünscht und finanziell abgedeckt - we­
sentlidl gesenkt werden mtissen. 

9. Die nodl bestehenden Wettbewerbsverzerrungen können nimt mehr als ernsthaftes 
Hindernis für den übergang zu einer ,.liberaleren Verkehrswimmall:« bezeidmet wer­
den. Die wohl bedrohlichste Wettbewerbsverzerrung sind zur Z"it Fehlinvestitio_ 
nen in Verkehrswegen. Kostcn-Nutzen-Analysen, die es erlaubeIl, konkurrierende 
Investitionsprojekte nach Dringlichkeiten einzustufen, sind ein Mittel, politische 
Pressionen auf den entsmeidcnden Minister zugunsten einzelner - oll: nicht vor­
dringlicher - Projekte abzuwehren. 

10. Wegeabgaben können nicht durch VoIIkostenrechnungen ermittelt wcrden. Vielmehr 
müssen die Wegcabgaben eine optimale Nutzung der vorhandenen Verkehrsnetze 
ermöglimen. FUr Fehlinvestitionen staatlicher Instanzen dürfen nimt die Wegebe­
nutzer fin:lllziell verantwortlich gemamt werden. 
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Sonderabmachungen über Bcfärderungsentgelte 
im Verkehr mit deutschen Seehäfen 

VON DR. K.-O. KONOW, FRANKFURT 

1. Einführung 

Durch die 78. Verordnung zur Eisenbahnverkehrsordnung vom 26.6. 1969 t) und durch 
das Sechste Gesetz zur Anderung des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 19.6. 1969!) sind 
Sonderabmachungen über Beförderungsemgelte im Verkehr mit den deutschen Seehäfen 
unter bestimmten Voraussetzungen für zulässig erklärt worden. Die Neuregelung ver­
dient' besondere Beachtung. Sie bedeutet eine - wenn audl nur begrenzte - Lockerung 
des bisher das Fradmcdlt beherrschenden Tarifzwangs, der vertraglime Vereinbarungen 
unter den am Frachtgeschäfl Beteiligten über d·ie Beförderungsemgelte grundsätzlim nur 
im Rahmen der durm die zuständigen staatlidlen Organe erlassenen oder von ihnen 
genehmigten Tarife erl:iubte 3). Mit den neuen Vorsdlriflen ist die Handlungsfreiheit der 
Verlader und der Frachtführer in den Seehafenverkehren erweitert und die staatliche Ein­
flußnahme auf diesem Teilgebiet der Verkehrswirtsmafl eingesmränkt worden. 

Unmittelbarer Anlaß für die Zulassung der Sonderabmachungen waren - wie sich schon 
aus der Begrem.ung der Verkehre ergibt - die besonderen \'\'ettbewerbsvC'rhältnisse der 
deutschen Seehäfen. Ziel der Neuregdung ist es, Möglidlkeiten d.lfür zu sdlaffen, daß 
die Fradltvorteile für Sendungen von und nach den bclgisdlen und den niederländismen 
Häfen auf Grund nationaler Regelungen ausgeglidlen werden können 4). Bczcidmend 
ist dabei, daß zum Ausgleich der Benadmiligung der deutsd1en Seehäfen die bestehenden 
weitgehenden Ausnahmetarife nimt für aüsreimend gehalten wurden und daß aum nimt 
der Versudl gema mt worden ist, durm Einflußnahme auf die Verkehrsträger unter Auf­
rechterhaltung des Tarifzwanges nom weittragendere Ausnahmetarife durdlzusetzen. 
Die Einflihrung von. Sonderabmamungen im Verkehr mit den Scehäfl'n zeigt, daß die 
Preiscrmäßigungen in Tarifform als unzulänglidl gewertet worden sind, weil sie den 
Verkehrsumernehmcrn un,dden Verladern nicht in ausreichendem Maße die Flexibilität 
und die Anpassungsfähigkeit gewähren, die der Seehafenwettbewerb erfordert. 

Es wäre aber verfehlt, die Zulassung der Sonderabmadlunngen nur begrenzt aus der 
Sicht der besonderen Situation der deutsdlcn Seehäfen zu erL1.ssen. Die LOlt.erung des 
Tarifzwanges liegt in der verkehrspolitismen Gesamtentwicklung. Von verschiedenen 

1) Vgl. DGDI. 1969 H, S. 1229. 
Z) Vgl. EGDI. 1969 I, S. 557. 
~) Vgl. dazu Kotlow, K.-O" Die Mör,lidlkeitcn freier Vercinbrungcn im Eisenbahnfrachtrcdlt, in: Zeit­

sdlfift für Vrrkchrswissensdlaft, 36. JS· (1965), S. 12 f.; drrs., Sondervereinb~rungctl im Eiscnbahnfracht­
redlt, in: Der Betrieb, 22. Jg. (1969), S. 1447 f • 

• ) Vgl. lIe,ming, K., Sedlstes Gesetz zur 1\ndcrung des GÜlcrkraftvcrkchrscesctzes (GüKG), in: Ocr De­
trieb, 22. Jg. (1969), S. 1445 f. 
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Seiten 5), bezeichnenderweise insbesondere auch vom Vorstand der Deutschen Bundes­
bahn 6), ist in der Vergangenheit die Zulassung freier Vereinbarungen über die Beförde­
rungsentgelte wiederholt gefordert worden. Eine größere Freiheit der Verkehrsunterneh­
mer in der Gestaltung ihrer Preise steht zudem im Einklang mit der bis vor einigen Jah­
ren einigermaßen konsequent und seit dem Verkehrspolitischcn Programm der Bundes­
regierung für die Jahre 1968-1972 mit Einschränkungen vertretenen staatlichen Ver­
kehrspolitik, die auch die Verkehrswirtschaft an eine mehr nadl marktwirtschaftlichen 
Grunds;itzen ausgerichtete Ordnung heranführen will. Die Einführung der Sonderab­
madlUngen im Verkehr mit den deutschen Seehäfen muß hiernach als ein erster Schritt 
in Richtung auf eine grUIidsätzliche Neuordnung der Preisbildung im Verkehr gewertet 
werden, der weitere Maßnahmen erwartcn !:ißt. Sie verdient daher eine eingehende kri­
tisdle Würdigung. 

II. Der Inhalt der Ncurcgclung über die Sonderabmachungen 

1. § 6 (3) EVO 

Nadl § 6 (3) Satz 1 EVO in der durdl die Verordnung vom 26.6. 1969 geänderten 
Fassung kann Jie Eisenbahn mit dem Absender für die Beförderung von Gütern von und 
nadl deutsdlen Seehäfen, die über See eingeführt worden sind oder die über See ausge­
führt werden, ohne Bindung an die Tarife Entgelte schriftlich vereinbaren. Solche Sonder­
abmadltlngen sind nad! § 6 (3) Satz 2 EVO aber nur zulässig, a) wenn Umstände vor­
liegen, die bei der Festsetzung der Tarife nicht berüd<sidltigt worden sind, insbesondere 
wenn der Wettbewerb eine SonderabmadlUng erfordert oder wenn die SonderabmadlUng 
für eine gewisse Dauer getroffen wird und b) wenn die SonderabmadlUng eine Giiter­
menge von mindestens 500 t in 3 Monaten umfaßt und c) wenn die Sonderabmachung 
das finanzielle Betriebsergebnis der Eisenbahn erhält oder verbessert. 

2. § 22 a GiiK.G 

Die neuen Regelungen des Güterkraftverkehrsgesetzes über die Sonderabmachungen wei­
chen von denen der Eisenbahnverkehrsordnung bezüglich der Zulässigkeitsvoraussetzun­
gen in einigen wesentlimen Punkten ab. Gem:iß § 22 a (1) GüKG sind im Gi.iterkrafl:­
verkehr mit deutschen Seehäfen SonderabmadlUngen nur zutissig, 1~ wenn Umstände 
vorliegen, die bei der Festsetzung der Tarife nidlt berücksichtigt worden sind, insbeson­
dere, wenn der \Vettbewerb gegeni.iber anderen Verkehrswegen oder Verkehrsträgern 
eine Sonderabmachung erfordert und ihm durm einen Wettbewerbstarif nicht Rechnung 
getragen wird, und 2. wenn die SonderabmadlUl1g eine Gütermenge von mindestens 
500 t in 3 Monaten in derselben Verkehrsverbindung oder für denselben Urversender 

G) Vgl. !lamm, 'v., Preise als verkehrspolitisches Ordnungsinstrument, Heidelberg 1964, mit weiteren 
Nachweisen; :tus neuer Zeit ist auf den Mi411er-lIermann-Plall hinzuweisen, ygl. Bundest:tgs-Drucks:ldlc 
V, Nr. 2524, S. 12. 

G) VgI. Gedanken des Vorstandes zur wirtschaftlichen Gesundung der DeuBdlen Bundesbahn, in: Die Bun­
desbahn, 33. Jg. (1959), S.362 (366); Beiträge aus der Sicht des Bundesbahn-Vorstandes zu einem vom 
Herrn Bundesminister für Verkehr vorgesehenen verkehrspolitischen Gesamtprogramm, Schrifienreihc 
.Die Bundesbahn. Nr. 15, Darm'taut 1%8, S. 35. 
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oder für denselben Empfänger umfaßt und 3. wenn die Sonderabmachung das finan­
zielle Betriebsergebnis des Unternehmers erhält oder verbessert. Ergänzend ist in § 22 a 
(2) GÜKG. eine Verpflidltung des Unternehmers festgelegt, die Sonderabmachllng unver­
züglich nadl ihrem Absdlluß der Bundesanstalt für Giiterfernverkehr mitzuteilen, und 
zwar unter Vorlage der Sonderabmadmng und aller Unterlagen, die den Abschluß sowie 
die vereinbarten Beförderungsentgelte re,htfertigen. Die Bundesanstalt hat dann die ihr 
angezeigte Sonderahmachung gemäß § 24 Gi.iKG ihrerseits unverzüglidl mit den wesent­
lichen Daten im Verkehrsblatt zu veröffentlichen. 
Abweichend von den Regelungen in der Eisenbahnverkehrsordnung bestimmt § 22 a (3) 
GüKG weiter, daß die Sonder:\bm~lchungen spätestens drei Monate nam Inkrafttreten 
eines Wettbewerbstarifs - Fall Absatz 1 Nr. 1 - unwirksam werden. Schließlidl kann 
der Bundesminister für Verkehr gemäß § 22 a (4) GüKG in Fällen von Marktstörungen 
den Abschluß VOll Sondcrabmamungcn von seiner Genehniigung abhängig machen 7). 

III. Zur Anwendbarkeit und rechtlichen Problematik der Regelungen 

über die Sonderabmachungen 

1. ZM Frage der Praktikabilität 

Sdlon ein kurzer überblick über die neuen Vorsmriften der Eisenbahnverkehrsordnung 
und des Güterkraftverkehrsgesetzes beziiglidl der Sonderabmadlllngen im Seehafenver­
kehr läßt Zweifel aufkommen, ob das Ziel, in diesen Verkehren zu einer wettbewerbsbe­
stimmten Preisgestaltung zu kommen, indcm an die Stelle mehr oder weniger starrer 
Preisfestsetzungen in den Tarifen die 1Ilöglidlkeit gesetzt wird, die Preise zwisdlen 
Frachtführcr und Verlader frei auszuhandeln, erreicht worden ist. Der AbsChluß von 
Sonderabmadlllllgen ist an derart umfassende matericlle, aber auch an formelle Vor­
aussetzungen geknüpft, daß die wirtsdlafllidle Entsmeidungsfreiheit der Beteiligten weit­
gehend eingcsdlr:inkt, zu mindestens jedodl maßgeblidl behindert wird. An die Stelle der 
'rarifgebundenheit ist die Bindung an neue gesetzlidle Bestimmunben getreten, die im 
einzelnen, dabei aber teilweise mit recllt vagen Begriffen festlegen, wann eine Sonder­
abmadlUng gesdllossen werden darf. Ein Güterkraftverkehrsunternehmer muß beispiels­
weise, bevor er einem Verlader ein Preisangebot unterbreitet, erst einmal prüfen, was 
sich die zuständige Tarifkommission bei der Aufstellung des Tarifs, von dem mit der 
Sonderabmachung abgewidlen werden soll, gedacht oder nidlt gcdadlt hat; denn die 
SonderabmadlUng ist nur zutissig, wenn Umstände vorliegeIl, die bei der Fcstsetzung der 
Tarife nidlt beriicksichtigt worden sind. Er muß sidl, damit die Sonderabmadlllllß Be­
stand hat, vom Kunden eine bestimmte Gütermenge zusagen lassen. Dariiberhinaus 
muß cr das finanzielle Hetriebsergchnis im einzelnen vorkalkulieren und alles dies der 
Bundesanstalt für Güterfernverkehr zur Veröffentlimung anzeigen, dercn Aufgabe es 

1) S 22 a (4) GüKG lautet: Ist der M~rkt für die Befördcrunl: bestimmter Gütrr in bestimmten Verkehrs­
verbindungen gestört, so kann der Bundesminister für Verkehr durch RedltH'crordnunr: ohne Zustim­
mung des Bundesrates bestimmen, daß in diesen Fällen der Absdlluß von Sonderabmachungcn l:ingstens 
für die Dauer eines Jahres der vorherigen Genehmi~unr. des Bundesministers für Verkehr bedarf. DOT 
Markt gilt insbesondere dann als ~estört,wenn die durdlsdmittlidle Hühe der w~hrclld eines Kalender­
jahres erhobenen Befördcrungsentgcltc nidlt allsrcidlt, um die Rentabilität eines ordnungsgemäß geführ­
ten und normal beschäRigten VerItehrsunternehmens zu r,ewährleisten. 
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ist, ihn zu überwachen. In besonderen Fällen muß er sogar die vorherige Genehmigung 
des Bundesministers für Verkehr für die SonderabmadlUng einholen. Alle diese Regelun­
gen. tragen dem Erfordernis schneller, wettbewerbsnahe{ Unternehmensentscheidungen 
in keiner Weise Rechnung. Sie wirken der Erreichung des Zieles der Verbesserung der 
Wettbewerbslage der deutschen Scehäfen durch größere Gestaltungsfreiheit der Unter­
nehmer bei der Preisbildung anstelle des Zwangs mehr oder weniger dekretierter Tarife 
geradc2'.U entgegen und widersprechen nidlt zuletzt auch dem im kaufmännischcn Leben 
allgemcin bcachteten Grundsatz, daß Prciskalkulationen im Wettbewerb nidlt zum Ver­
tragsgegenstand gemadlt und Preisabsprachen mit den Kunden sdlOn gar nicht »unver­
züglich" der Konkurrenz im zustiindigen Ministerialblatt mitgeteilt werden. Es ist daher 
damit zu rechnen, daß von den IvIöglidlkeitell, Sonderabmachungen abzuschließen, schon 
aus Gründen der Praktikabilität nur zurüdd1:lltend Gebraudl gemadlt wird. 
Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, daß der Eisenbahnverkehr und der Güter­
kraftverkehr beziiglich der Sonderabmachungen ungleidl bchandelt worden sind. Ein 
Vergleich der Vorschriften der Eisenbahnvcrkehrsordnung lind des Güterkraftverkehrs­
gesetzes macht deutlich, daß für den Güterkraftverkehr weitgehendere Besdlränkungen 
gelten. Hinzuweisen ist insbesondere auf die MitteilungspflichteIl. Aber audl im Wortlaut 
gleiche Rcgelungen wie die Festlegung der Mindestmengen wirken sich ungleich aus. Es 
liei!t auf der Hand, daß die Deutsche Bundesbahn die Gütermenge von 500 t leichter 
err~ichen kann als ein Güterkraftverkehrsunternehmer mit einem oder Zwei Lastkraft­
wagen. 

2. Die rechtliChen Auswirkllngen der neuen Bestimmungen 

a) Rechtspolitische und gesetzestechnische Bedenken 

SondcrabmadlUngen über licförderungsentgclte zwischen Fradltführern und Verladern 
sind privatrechtlidle Verträge oder Vertragsabsprachen. Dadurch, daß der Gesetzgeber 
ihre Zulässigkeit von weitreidlcnden, zum Teil wenig faßbaren Voraussetzungen ab­
hängig gemacht hat, wird die Möglichkeit unwirksamer Sondcrabrnachungen geradezu 
heraufbcsdlworen. Liegt niimlidl auch nur eine der zahlreidlcn Gültigkeitsvoraussetzun­
gen nidlt vor, so ist die Sonderabmadlung gemäß § 134 BGB wegen Gesetzcsverstoßes 
nichtig. Da die Voraussetzungen auf objektive Tatbest;inde abstellen, das subjektive Er­
kenntnisvermögen der Vertrags partner dagegen nidlt berücksidltigt wird, müssen die 
Regelungcn zu rcdltlimcn Unsidlerheiten führen. Stellt sidl ctwa nachträglich entgegen 
den Vorstellungen und Erwartungen der Venragspartner heraus, daß der Tarif doch 
schon die besondere Wettbewerbssituation, der durch die Sonderabmachung Rechnung 
getragen werden sollte, erfaßt hat, daß die Gütermenge nimt erreidlt wird oder daß sich 
das Betriebsergebnis des Verkehrsunternehmers entgegen seiner Vorkalkulation durch die 
Sondembmachung verschlechtert hat, so hat die Sonderabmachung keinen Bestand. Es er­
scheint rednspolitisdl und gesetzestechnisdl bedenklich, wenn das öffentlime Interesse an 
einer verkehl'spolitisdl erwünschten Preisgestaltung dadurch durchgesetzt wird, daß die 
Tatbestände, die bisher im öffentlich-rednlichen Tarifsetzungs- oder Tarifgenehmigungs­
verfahren von staatlidIen Organcn nadlgepriift worden sind, zu Gültigkeitsvorausset­
zungen für das private Rechtsgeschäft erhobcn werden und damit die Verantwortung 
vom Sraat auf die Vertragspartner abgewiilzt wird. Wird eine staatliche Einflußnahme 
auf die Preisgestaltung und eine überwachung der Preisfestsetzungen für erforderlich 
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gehalten, so kann es im Interesse der Rechtsklarheit nur zwei 1.föglichkeiten geben: 
Preisfestsetzungen in staatlich erlassenen oder genehmigten Tarifen oder Genehmigungs­
zwang für die privaten Rechtsgeschäfte. Im übrigen hat der Grundsatz der Vertragsfrei­
heit im Rahmen der bürgerlichen Rechtsordnung zu gelten, denn die am Wirtschaflsleben 
Beteiligten brauchen keinen Vormund und können ihre Interessen am besten selbst be-
urteilen und vertreten. . 

b) Sonderabmachung und Beförderungsvertrag 

Ist eine SonderabmadlUng nichtig, weil die gcserllichen Voraussetzungen nidlt erfüllt 
sind, so ergibt sich die Frage, ob der Beförderungsvertrag gleichwohl Bestand und wel­
ches Entgelt gegebenenfalls der Verlader dem Verkehrsullternehmer zu entrichten hat. 
Bei streng formalistischer Anwendung der gesetzlichen Vorschriften müßte in diesen Eil­
len der gesamte Fradltvertrag als nichtig angesehen und das Rechtsverhältnis zwischen 
Frachtführer und Absender nadl den bürgerlich-redltlichen Vorsdlriften über die unge­
redltfertigte Bereicherung abgewickelt werden 8). Diese Auslegung würde jedoch unbe­
rücksichtigt lassen, daß die Regelungen über die Sonderabmachungen im Seehafenver­
kehr nur Ausnahmen vom Tarifzwang bedeuten, daß alle Beförderungsvorgänge grund­
sätzlim den Tarifen unterworfen bleiben und daß sich gesetzwidrige SondcrabmadlUngen 
daher der Sache nadl als tarifwidrige Sonderabmamungen darstellen und auch :IUS die­
sem Grunde wie tarifwidrige Sonderabmachungen rechtlidl zu beurteilen sind. Sonder­
abmadlungen, die nadl § 6 (3) EVO oder § 22 a GüKG unzulässig sind, berühren daher 
die redltlidle Wirksamkeit des Bcförderungsyertrages nicht. Die Bcförderungsentgelte 
und Nebengebühren sind audl in diesen Fiillen demnach nadl dem Tarif zu beredmen 9). 

Für die Praxis wirkt sim die Regelung über die SonderabmadlUngen mit ihren engen 
Zulässigkeitsvorallssetz.ungcn dahin aus, daß die Verlader einseitig das Risiko des redlt­
limen Bestandes der Preisabspradlen tragen müssen. Sie bleiben an den Beförderungsver­
tfag unter allen Umständen gebunden, müssen aber im Falle der Nidltigkeit der Sonder­
abmachung dem Unternehmer sogar das volle tariflidIe Entgelt bezahlen. Dadurch, daß 
die Erhaltung oder Verbesserung des finanziellen 13etriebsergebnisses des Unternehmers 
selbst zur Gültigkcitsvoraussetzung der Sonder;'lbmadlUng erhoben worden ist, hat der 
Verkehrsunternehmer sogar eine uneingesdlränkte Ertragsgarantie erhalten. Wird sein 
Betriebsergebnis durm den mittels SonderabmadlUug geworbenen Verkehr positiv heein­
flußt, so. gilt die Prcisahspradle. TrilTt dies nidlt zu, so bekommt er das höhere tarif­
mäßige Entgelt. Ahnlidle Fälle sraatlidler Fiirsorge finden sidl eigt:ntlidl nur nodl im 
RcdJt zum Smutz Minderjähriger und Unmündiger. 

c) Zur Justiziabilität der neuen Bestimmungen 

Sdlließlidt ist darauf hinzuweisen, daß, da die Vorschriften über die Sonderabm;'ldlllngen 
im Seehafenverkehr private Redmverhältnisse betreffen, in Streitfällen die ordentlichen 
Gerimte darüber zu befinden haben,' ob eine Sonderabmachung gültig ist oder nicht. 
Vage Begriffe wie »Erforderlichkeit einer Sonderabmachung wegen \'\'ettbewerbs«, "finan­
zielles Betriebsergebnisc oder »Umstände, die bei der Festsetzung der Tarife nidlt be-

&) Vgl. die §§ 812 Ir. EGE. 
I) Vgl. S 6 (4) EVO. 
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riicksichtigt worden sind«, bereiten nidlt nur - wie bereits dargelegt - in der praktisdlen 
Anwendung Sdlwierigkeiten. Sie sind auch nur sdlwer jus tizi ab el. Was soll ein Richter 
damit anfangen, wenn beispielsweise als hauptsiichlidle Umstände, die bei der Festset­
zung der Tarife nidlt berücksichtigt worden sind, in § 6 (3) EVO angeführt werden, daß 
der Wettbewerb eine Sonderabmachung erfordert oder daß die Sonderabmachung fljr 
eine gewisse Dauer gesdlaffen wird? Es bleibt abzuwarten, wie Verlader, Verkehrsun­
ternehmer und Gerichte mit diesem Gemisch aus Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 
fertig werden. 

IV. Zm Frage einer weiteren Lockerung des Tarifzwangs 

Wenn auch eine kritisme Prüfung der !leuen Regelungen über die Sonderabmachungen im 
Seehafenverkehr zu dem Ergebnis kommen muß, daß die Vorschriften weder rechtlich 
ausgewogen noch den Belangen der Verkehrswirtsmaft entsprechend abgefaßt worden 
sind, so ist damit nimt gesagt, daß gegen die Lockerung des Tarifzwangs grundsätzliche 
Bedenken bestehen. Bei der Beurteilung der Frage, inwieweit Befördcrungsvorgiinge an 
staatlidl iiberwarhte Tarife zu binden sind, dürfen die Wandlungen der Verkehrswirt­
sdJaft in den letzten Jahren nicht außer adlt gelassen werden. 

Der Tarifzwang, der unmittelbar auf die privatred1tlichen· Beförderungsverträge ein­
wirkt, erfüllt zwei Funktionen: Er garantiert die Gleichbehandlung der Frachtkunden 
und ermöglidlt '- bei staatlicher Einflußnahme auf die Tarifbildung - als verkehrspoli_ 
tisdles Ordnungsmittel die DurdlSetZung oder Berücksichtigung öffcntlimer Belange. 

Als Mittel zur Gleidlbehandlung der Verladerschaft hat der Tarifzwang seine Bcdeutung 
im Laufe der letzten Jahrlehnte immer mehr eingebüßt. Selbst in einer Zeit, in der die 
sta:ltlid1en Eisenbahnen eine faktisdle Monopolstellung auf dem Verkehrsmarkt hatten 
und für sie als st"atlichc Verwaltung der Grundsatz der Gleidlbehandlung vorgegeben 
war, wurden weitreidlende Ausnahmcn dadurch geschaffen, daß die Eisenbahn fast ohne 
Einschränkungen Ausnahmetarife aufstellen konnte 10). Mit der Ausbildung neuer Ver­
kelmträger, insbesondere des Güterkraftverkehrs, und der Anerkennung selbständiger 
T'lrifbildung bei den einzelnen Verkehrsträgern ist die ursprünglidJe Zielsetzung, allen 
Verladern gleiche Befürderungsbedingungen zu geben, endgültig aufgehoben worden. Die 
Zubssung von Margent<lrifen durm die Verkehrsänderungsgeserze des Jahres 1961 war 
der weitere Sdlritt, der den übergang vom Verkehrsträgertarif zur vertraglichen Preis­
absprache zwisd1en Verkehrsunternehmer und Verlader einleitete 11). Die Zulassung von 
SonderabmadlUl1gen stellt sich demnach nur als eine konsequente Fortentwicklung des 
bisherigen Abbaus des Grundsatzes der Glcidlbehandlung der Frachtkunden dar. 

Fraglidl kann es allerdings ersd1eincn, ob auf den Tarifzwang als staatliches Ordnllngs­
mittel bei dem gegcnw:ütigen Stand der verkehrspolitismen Entwicklung verzichtet wer­
den kann. Mit dem Verkehrspolitisdlen Programm der Bundesregierung Hir die Jahre 
1968-1972 und seiner VerwirklidlUl1g in den letzten beiden Jahren ist deutlidJ gemacht 

10) Vgl. Konow, K.-O., Tarifgleichheit und A~snahmctarife im Eisenbahnverkehr, in: Dcr Betrieb, 19. Jg. 
(1966), S. 1877 f. 

11) Vgl. \Vil/ck(, R., lItargcntarife - Ein Weg zur Wettbewerbsordnung des Verkehrs?, in: Zeitschrift für 
Vcrkchrswisscnsdufi, 35. Jg. (1964), S. 71 f. 
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worden, daß nadl wie vor und auch in absehbarer Zukunft staatlime Einflußnahmen 
und Eingriffe zur Ordnung des Verkehrs unabweislim sind 12). Zu bcachten ist jedoch, 
daß der Tarifzwang nicht das einzige Ordnungsmittel ist und daß der staatlidlen Kon­
trolle der Verkehrspreise keineswegs eine ausschlaggebende Bedeutung bei der Ordnung 
des Verkehrs zukommt, da der Staat durch andere Ordnungsinstrumente und Maßnah­
men die Preisbildung zumindestens mittelbar beeinflussen kann. Hier ist insbesondere auf 
dieSteuergesetzgebung, auf die Möglichkeit des Staates, durm die Konzessionsregclun­
gen für den Güterkraftverkehr das Laderaumangebot zu steuern und damit aum auf die 
Preise einzuwirken, und ni mt zuletzt auf den Umstand hinzuweisen, daß der Staat 
selbst mit der Deutschen Bundesbahn das weitaus größte Verkehrsunternehmen als Teil 
der Staatsverwaltung betreibt und durm ihre Unternehmenspolitik maßgeblim auf die 
Preisgestaltung in der Verkehrswirtsdlaft Einfluß nehmen kann. 
Eine staatliche Gesamtordnung des Verkehrs und eine weitgehende Preisgestaltungsfrei­
heit in der Verkehrswirtschaft schließen sich nimt aus. Die Lockerung des Tarifzw2.ngs 
hat zwar zur Folge, daß die unmittelbare staatlime Einflußnahme auf die Preise der 
einzelnen Verkehrsunternehmen - abgesehen von der Deutsdlen Bundesbahn - zurück­
gedrängt wird. Da die Möglidlkeiten des Staates zur globalen Steuerung und Beeinflus­
sung der Verkehrswirtsmaft jedoch nicht berührt werden, ist diese Entwicklung nur zu 
begrüßeIl; denn sie fördert unter Wahrung der öffentlichen Interessen d:ls eigenverant­
wortlimc Handeln der Verkehrsunternehmer und wirkt einer Bürokratisierung entgegen. 

v. Zusammenfassung 

Grundsätzliche Bedenken sind gegen eine Lockerung des Tarifzwangs nidlt zu erheben. 
Die Regelung über die Einführung von SonderabmadlUngcn im Seehafenverkehr kann 
jedodl kaum als eine den Belangen der Verkehrswirtschafl: entsprechende Fortentwick­
lung des bisher geltenden PreisbildungsredltS angesehen werden. Richtig ist sicher, daß die 
Zulässigkeit von SonderabmadlUngen zunächst auf bestimmte Verkehrsverbindungen 
besdlränkt worden ist. Die seit Jahrzehnten bestehenden Preisfestsetzungsgrundsätze 
können nur sdlrittwcise abgebaut werden. Die Aufhebung des Tarifzwangs in der Weise, 
daß die Gründe, die im öff cntlichen Interesse bisher bei der Genehmigung der Tarife be­
rücksichtigt worden sind, weitgehend zu Giiltigkeitsvoraussetzungen der privaten Preis­
absprachen gemamt werden, muß jedodl als verfehlt ersdleinen. Die Gewährung größerer 
Preisgestaltungsfreiheit hätte gerade bei den Scchafel1verkehren deswegen besonders nahe 
gelegen, weil ihre Auswirkungen mit Sidlerheit den deutschen Seehäfen zugute gekommen 
wären, deren Unterstützung das erklärte Ziel der Neuregelung ist. 

U) Vgl. Konow. K.-O .• Zur künftigen Ordnung des Verkehrs, in: Die öffentliche Winsdlafl, 18. Jg. (1969), 
5.58 f. . . 
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Der deutsche Flugtourismus im nächsten Jahrzehnt 

VON DIPLO~f-VOLKSWIRTWOU:GANG SAUER, MÜNCIltN 
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C. Ermittlung einer potentiellen Plotte für den deutschen Flugtourismus 

1. Ermittlung des Verkehrsaufkommens im Flugtourismus 

A. Einführung 

Der deutsche Flugtourismus gehört seit einigen Jahren zu den Wirtschaftszweigen, die 
sich eines außerordentlichen Wadlstums erfreuen. Er gewinnt von Jahr zu Jahr an ße~ 
deutung und ersdlließt ständig neue Käuferschichten. Ein kurzer Rückblick mag zeigen, 
wie jung der Wirtsdlallszweig l10ch ist; im Verlauf der Untersuchung wird sidl dann 
heraussteHen, welche Expansion im kommenden Jahrzehnt auf dem Gebiet des Flug~ 
tourismus erwartet werden kann. Die seitherige Entwicklung läßt sidl in drei Phasen 
untergliedern: In den Jahren nach der Wiedererlangung der Lullhoheit im Jahre 1955 
wurden in der ßundesrepublik - ähnlich wie im wesdichen Ausland schon unnlittel~ 
bar nach Kriegsende - zahlrcidle Unternehmen gegründet, die sidl auf dem Gebiet des 
Flubtourismus betätigten. Reiseveranstalter, die vorher ßahn- oderOmnibusreisen 
angeboten hatten, gliederten sidl Abteilungen fiir den Flugtourismus an oder es for~ 
mierten sich Unternehmen, die ausschließlich auf diesem Gebiet des Tourismus täti'" 
wurden. Die ßedarfs-Luftfahrtgesellschaften I) setzten weitgehend veraltetes Flugger:i~ 

1) Zum Begriff der Bcdarfs-LuflfahrtgcscIIsd."il: Für die im Flugtourismus tätigen Luilverkehrsgese!lsdlaf. 
ten hat sidl nod, immer keine einheitlid.e Bczeid.nung herausgebildet. Sie ~tchcn im Gegenu!l zu den 
Gesellsd.afien. die im öffentlid.cn Linienluftverkehr tätig sind und werden deshalb oft als Gesellsd.aften 
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ein, das z. T. von ausländischen Luftverkehrsgesellschaften gechartert wurde. Diese 
Allfbal~phasc, die ihr Ende in einer "Rcinigungskrise« in den Jahren 1958/59 fand, 
war gekennzeichnet dttrC'h eine große Zahl von Konkursen, die infolge der Unruhe auf 
diesem Markt einen Vertrauenssdlwund in der öffentlichkeit verursachten, dessen Nach­
wirkungen bisweilen bis in die jüngste Vergangenheit zu spUren waren 2). Die folgende 
Konsolidimmgsphase, die bis etwa 1962163 andauerte, ist dlarakterisiert durch die ste­
tige Ersetzung des veralteten Fluggeräts durch moderne Flugzeuge und durch eine Um­
strukturierung der Angebotsseite, auf der erstmals branchcnfrcmdc Unternehmcn, ins­
besondere die Versandhäuser, in den Wettbewerb um den Touristen eintreten. Gemde 
~iese Unternehmen haben dazu beigetragen, daß sidl im Flugtoürismus eine Expansions­
phase herausgcbildet hat, die auch von dem konjunkturellen Rückschlag der Jahre 1966/ 
67, was die Aufkommcnszahlcn betrifft, relativ wenig beeinfIußt worden ist. Die Ver­
stärkung des Wettbewerbs hat zu einer Konzentration im Bereich der Reiseveranstalter 
und zu Angeboten geführt, die, allen Vora'ussagen zum Trotz, von Jahr zu Jahr billiger 
wurden. Die Herausbildung der heutigen Unternehmensstrukturen ist noch nidlt lange 
abgeschlossen; es ist nach Ansicht des Verfassers audl keineswegs siCher, daß auf diesem 
bilateraI-oligopolistischen Markt für das Angebot an Luftverkehrsleistungen durch die 
Bedarfsgesellschaften und die Nachfrage nach diesen Leistungen durch die Reiseveran­
stalter eine endgültige oder auch nur dauerhafte Struktur gefunden ist. 

Trotz. dem beträdltlichen WadlStum im Bereich des Flugtourismus ist der Anteil dieses 
Zweiges an dem gesamten Tourismus audl heute noch relativ bescheiden: 1962 hatte der 
Flugtourismus nur einen Anteil von 0,3% an den Inlands- und von 1,8(1/0 an den Aus­
lands-Urlaubsreisen 3). Im Jahre 1968 dürfte der Anteil des Flugtourismus an den Ur­
laubsreisen aller Einwohner der Bundesrepublik Deutsdlland ins Ausland etwa 14 Ofo 
betragen haben. Wenn man die Flugurlaubsreisen ins Ausland auf die Gesamtzahl aller 
Urlaubsreisen im "Inland und ins Ausland bezieht, ergibt sidl für das Jahr 1968 auf 
Grund der Berechnungen des Verfassers ein Anteil von nur 5 °/0. 

B. Definitionen und Darstellung der Methode 

Für die folgende Darstellung ist es unerläßlich, die benutzten Begriffe zu erl:iutern und 
gellau abzugrenzen, damit die im Bereidl des Fremdenverkehrs oft zu beobachtende 
Verwendung verschiedener Begriffe mit unterschiedlicher Bedeutung nidlt zu Fehl-

des .Gclegenhdtsverkehrs. bezr.imnet, obwohl der von ihnen durmgcführte Verkehr den Ch.trakter der 
.gdegentlimen., d. h. unrcr,c1m:ißigen Verkehrsbedienung verloren hat. Die Flüge werden meisten, in 
Form von .Flur,ketWlc zu den einzelnen Zielen nam einem - wenn .ludI nidlt ötfcntlimen - Flur.pl~n 
durd.geHihrt und nidlt nur bei .Bedarf c. Dcsh.tlb gibt es für diese Art des Verkehrs aum den Begriff 
.'l'urnussonderflugverkchr. in Anlehnung an den .'l'urnussonderzur,verkehrc der Eisenbahn. Aum 
der Begriff .Charterg~sdlsmafic trifft nidlt den Kern der Sache, weil .Ch~rterc eine Vemapart ist, die 
nimt einem bestimmten Gescllsmafistyp eigen ist. Am treffendsten sdleint dem Verfasser' der Begriff 
der. 'l'ouristik·Lull \'erkehrsgesellschafi. zu sein, der die Art des durdl~erührten Verkehrs kcnnzcimnct, 
:lber ~prad.lid. schwerfiillig i,t. Alle diese Begriffe beziehen sich auf Lull\'Crkehrs~esellsdlafien, die aus­
smließlidl oder in weitaus überwiegendem Ausmaß im I:!ugtourismus t:itig sind, aber ihre Leistungen 
nimt dem Endverbraumer, sondern einem Reiseveranstalter anbieten. 

I) Vgl. die ausführlime Darstellung ül,er die im J:lugtourismus tätigen Unternehmen bei Krüger, E., Der 
Flugtourismus in der Bundesrepublik Deutsmland unter besonderer Berücksimtigung des Landes Nord­
rhein-Westfalen; Frankfurt 1966, 5.33-54 und S. 107-110. 

*) Statistisdlcs Bundesamt: Famscrie F, Groß- und Einzelhandel, G:lSlgewerbe, Fremdenverkehr; Reihe 8: 
Fremdenverkehr, Sonderbeitrag Urlaubs- und Erholungsreisen 1962, Stutlgart und Mainz 1965, S.9. 
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schlüssen führt. Zunäd15t wird im folgenden der Begriff Fremdenverkehr völlig ver. 
mieden, weil er nicht nur die Reisen der InEinder, sondern audl die der-Ausländer im 
Inland umfaßt. Darüber hinaus ist in der Fremdenverkehrsstatistik eine Trennung der 
reinen Urlaubs- und Erholungsreisen von den Reisen zu gesdläfl:lidlen Zwecken nidlt 
möglich, 
Als Urlallbsrcise gilt gemäß der vom Statistischen Bundesamt für den Mikrozensus zu. 
grundegc!egten Definition jede Entfernung von der Wohnsitzgemeinde, die nidlt dienst. 
lichen, gesdläfl:lidlen oder beruflidlen Zwecken dient· und mindestens fünf Tage dau. 
ert; Hin- und Rückreise gehen als einc Reise 4). Die zur Vereinfadlung benutzten Begriffe 
»Urlaubs- und Erholungsreisen« grenzen diesen Tatbestand nid1t scharf genug ab. 
Urlaub im arbeitsredltlidlen Sinn ist nur die dem Arbeitnehmer bei Fortzahlung des 
Arbeitsentgeltes vom Arbeitgeber zu gewährende Arbeitsbcfreiung, ist also bei Selbstän­
digen und bei Personen, die nicht im Erwerbsleben stehen, nicht gegeben. Der Begriff 
Urlaub soll jedodl im weitesten Sinn verstanden werden und audl die selbständigen Ge. 
werbetreibenden und Nidlterwerbspersonen einbeziehen. Erholung andererseits ist nur 
ein Reisezweck unter mehreren, wenn audl vielleidlt der umfassendste. Es gibt aber 
audl Reisezwecke, bei denen das Erholungsmotiv in den Hintergrund tritt, z. B. bei 
Bildungs- und Besichtigungsreisen oder bei I3esudlsreisen. Allen diesen Reisezwccken 
gemeinsam ist der ,.konsumtive Charakter« der Reise, der vom recl1tlidl fixierten Ur­
laubsanspruch und dem Reisezwed, im einzelnen unabhängig ist. Die Reisen »produk. 
tivcn Charakters«, also die Dienst- und Gcsdläfl:sreisen und alle anderen mit der 
Erwerbsdtigkeit oder dem Beruf in Zusammenhang stehenden Reisen, werden hier aus-
geklammert. . 

Alle Angaben und überlegungen gehen von der Gesamtbevälkerung der Bundcsrepublik 
Deutsdlland einschließlich West-Berlin aus, wobei jeweils die aus den Viertcljahres- oder 
Monatsdurchsdmitten erredmete Durdlschnittsbevölkerung zugrundegclegt ·wird ~). Eine 
altersmäßige Abgrenzung, wie sie von den Markt- und Meinungsforschungsinstituten 
bei deren stichproben weisen Erhebungen über die Urlaubsgewohnheiten vorgenommen 
wird, 5011 in diesem Zusammenhang vermieden werden. Auf diesen Punkt muß mit 
besonderem Nadldruck hingewiesen werden, weil in Presseveräffentlidlungen in aller. 
Regel die für irgendeine Teilbevölkerung ermittelten Werte als für die Gesamtbevälke. 
rung gültig ausgegeben werden; darin ist entweder eine Nadllässigkeit oder eine Irre. 
führung zu sehen, die zu falsdlen Sdllüssen führen muß. Die auf Grund von Stidlpro. 
benerhebungen ermittelten Erkenntnisse wurden, soweit sie sich nur auf eine altersmäßig 
oder regional abgegrenzte Teilbevölkerung beziehen, auf die Gesamtbevälkerung umge­
rechnet. Dabei ist sid1 der Verfasser der Probleme, die sidl aus der Umred1l1ung ergeben, 
durdlaus bewußt. Deshalb wird in einigen Fällen aus den Teilerhebungen lediglidl der 
Trend der Vergangenheitswerte ermittelt und dann auf die Daten für die Gesamtbe. 
völkerung angewandt. 

Unter Fillgtourismus werden hier alle mit dem Flugzeug durdlgefühnen Urlaubsreisen 
(im oben definierten Sinn) der Wohnbevälkerung der Bundesrepublik Deutsdlland ein-

~) Vgl. Statistisches Bundesamt, Urlaubs- und Erholungsreisen 1962, 3.a.0., S.28. Statistisches Bundesamt 
Fachserie F, Groß- und Einzelhandel, Gastgewerbe, Fremdenverkehr; Reibe 8: Fremdenverkehr, Son~ 
derbeitrag Urlaubs- und Erholungsreisen 1966, Stuttgart und Mainz 1968, S.3. 

5) Vgl. Statistisches ]ahrbudl für die Bundesrepublik Deutschbnd 1968, Stuttg2tt und Mainz 1968, S.25. 
Die in deli bereits zitierten Untersuchungen des Statistischen Bundesamtes aus!(ewiesenc Wohnbevölkerung 
weicht geringfügig von der Durchschnittsbevölkerung ab, was aber die Ergebnisse nidlt beeinträchtigt. 



Der deutsche FllIgtourismlls im tlächstetl Jahrzehnt 231 

sdlließlich West-Berlins verstanden. In dieser Untersuchung ist lediglich der "e r.lc ehr 
ins Ausland von Interesse. Die im Inland durdlgeführten Flüge, z. B. zu den Nordsee­
inseln, oder die Flüge ausländischer Touristen nam Deutschland, sind nimt Gegenstand 
der Betrachtung. 

Im Flugtourismus unterscheidet man zwisd,en Pauschalflugreisen im Gelegenheitsver­
kehr G) (Statistismes Bundesamt) - im Spramgebrauch der IATA: !TC (Inclusive Tours 
Charter) - und Pausmalflugreisen im Linienverkehr der IAT A-GeselJsd,aftel1 (ITX). 
neiden Reisearten ist gemeinsam, daß der Tourist einen Pauschalbetrag für die Beför­
derung lind sonstige Leistungen des Reiseveranstalters ,bezahlt (Unterkunft mit oder 
ohne Verpflegung, Transfer zwismen Flughafen und Hotel und/oder sonstige Neben­
leistungen). Die remtlim anders geregelten reinen Gruppenflüge im Charterverkehr für 
Mitglieder von Vereinen oder Organisationen 1) (ADAC, Studentenvereinigungen, ete.), 
bei denen lediglidl der Flugpreis bezahlt wird, sind in der vom Statistischen Bundesamt 
veröffentlimten Statistik über den Pausdlalflugreiseverkehr ebensowenig enthalten wie 
z. n. die Gastarbeiterflüge oder die Flüge für Angehörige ausländisd,er Streitkräfte. 
Diese Flüge werden als ,.Tramp- oder Anforderungsverkehre von dem Pausdlalflug­
reiseverkehr getrennt. Während aber die Pausdlalf1ugreisen im Linienverkehr nicht ge­
sondert ausgewiesen werden, gibt es über den Flugtourismus im Charterverkehr spe­
zieJ1e Statistiken, auf die der Verfasser sp;iter eingehen wird. Flugurlaubsreisen, bei 
denen der Tourist, aus welmen Griinden audl immer, einen normalen Flugsdlein für 
den Linienverkehr benutzt, lassen sim überhaupt nicht ermitteln; sie dürften der Zahl 
nadl jedoch zu vernadllässigen sein. Der Vollständigkeit halber muß noch die ,.ad-hoc 
Charter.: erwähnt werden, bei der emter Gelegenheitsverkehr nach den Wünschen des 
Auftraggebers durdlgeführt wird. Diese Verkehrsart spielt im Urlaubsrciseverkchr keine 
nennenswerte Rolle. 

Der Flugtourismus wird in dieser Untersumung nid,t in der Weise prognostiziert, daß 
Annahmen über die zu erwartenden Z'uwadlsratcn getroffen werden, was in dcr Branmc 
die Regel ist. Der Verfasser geht von der Entwicklung des gesamt('n Tourismus aus und 
leitet den Flugtourismus aus diesem mit Hilfe von Annahmen über mehrcre Parameter ab. 

Als Richtzeitpunkt für die Prognose wurde, einer weitverbreiteten übung folgend, das 
Jahr 1980 gewählt. Die Prognosemethode steht zwisd,cn der reinen Trendextrapolation, 
bei der nur die Vergangenheitswerte berücksidltigt werden, und einer Regressionsanalyse, 
die einen funktionalen Zusammenhang zwisdlen zwei untersudltell Größcn errnittdt 
und das Weiterhestehen dit.'Ses Zusammenhangs für die Zukunft in Ridltung und Aus­
maß unterstellt. Die Prognosen erfolgen in der Weise, daß auf Grund aller verfügbaren 
Erwartungswerte die Größe eincs Parameters jeweils bis zum Jahre 1980 abgesdlltzt 
wird. Das ist insofern vertretbar, als nur über Anteilswerte, nidlt aber über absolute 
Größen, Prognosen erstellt werdeJ1. Die letztlidl zu ermittelnde Größe ist die Zahl 
d~r Urlaubsreisen, die im Pausdlalflugreiseverkehr mit deutsdlen Chartergcsellsdlafien 
durmgeführt werden. Wegen der ,.Untersetzung", die die einzelnen .Anteilswerte erfah­
ren, wird der Fehlerbereidl bei einem derartigen Prognoseverfahren cingesdlränkt, was 
die angewandte Methode der reinen Trcndextrapolation gegenüber als iiberlcgen erscllei­
nen läßt. . 

8) Häutig auch als FluggcscllschafUreise bczcidlOct, vgl. Krüger. E., a.a.O., S.7. 
7) Bona-fide-Charter. Die Luflverkehrsgesellsdlaflen befördern in diesem Fall sog .• affinity groupse. 
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C. Vorhandene Untersuchungen über den Urlaubsreiseverkehr 

Das Statistische Bundesamt hat bisher zweimal den UrIaubsreiseverkehr der westdeut­
smen Bevölkerung untersud1t, und zwar für die Jahre 1962 und 1966 (jeweils für den 
Zeitraum vom 1. Oktober des Vorjahres bis zum 30. September). Beide Untersumungen 
wurden im Rahmen des Mikrozensus durdlgeführt, wobei für 1962 eine 1 % -Stidlprobe, 
für 1966 eine 0,1 %-Stimprobe zugrundcgclegt und die Ergebnisse für die Gesamtbe­
völkerung homgercdJ.net wurden 8). 

Ebenfalls auf Stimprobenbasis, aber mit cntsmieden kleinerem Auswahlsatz (rund 6000 
Befragte) ermittelte der Deutsche Rcisebiiraverband (DRV) in Zusammenarbeit mit In­
fratest und z. T. mit dem Deutschen WirtsdJtljlswissenschajllichen Institut fiir Fremden­
verkehr an der Universität Miinchen für die Jahre 1965, 1966 und 1967 die Reisege­
wohnheiten der westdeutsmen Bevölkerung~). Für das Jahr 1968 führte Haffmann für 
das Deutsche Winschaftswissensmafllidle Institut für Fremdenverkehr die frUheren Un­
tersuthungen auf Grund einer Stimprobe von rund 2000 befragten Personen fort 10). 

Seit 1954 führt das Diva-Institut jährliche stichproben weise Erhebungen durch, bei 
denen rund 2000 Personen befragt werden 11). Dabei wird jedoch, ebenso wie beim Deut­
schen Reisebüroverband, lediglich eine altersmäßig abgegrenzte Bevölkerungsschidlt in 
die Stichprobe aufgenommen. Insofern sind - von theoretism-statistisdlen Einsmrän­
kungen abgesehen - die Ergebnisse mit denen des Mikrozensus bestenfalls in ihrer Ten­
denz, nidlt aber in ihrer relativen Bedeutung vergleidlbar. 

Das Ifa-Institut hat im Rahmen einer Untersumung über die Gesamtnachfrage nadl 
Personenverkehrsleistungen auch den Urlaubs- und Erholungsreiseverkehr behandelt und 
dabei zum Teil auf den vorhandenen und schon genannten Erhebungen aufgebaut 1~). 
Dabei wird auf Grund einer Regressionsanalyse aum eine Prognose bis zum Jahr 1980 
erarbeitet. 

Diese Untersumungen über den Tourismus im allgemeinen werden ergänzt durm die Stu­
die Krügers 13) über den Flugtourismus in der Bundesrepublik Dcutsdlland und West­
Berlin unter besonderer Berücksimtigung des Landes Nordrhein-Westfalen, der knapp 
2000 auswertbare Interviews zugrunde1agen. 

8) StatiHisches Bundesamt. Urlaubs· und Erholungsreisen 1966, .1 • .1.0., S.3. 
D) Koch, A. und llo/Jmann, ll., Grundlagen für die Betriebsberatung im Reisebürogewerbe, Untersuchung 

über den Urlaubsreiseverkehr der westdeutschen Bevölkerung im Jahre 1965 unter besond·erer Berück­
sidlti!;ung der Marktstellung des Reisebürogewerbes; hrsg. v. Deutschen Reiscbiiroverband, Frankfurt 
1966. /lo/fmann. H., So reisten die Deutschen 1966, UntersudlUng über den Urlaubsreiseverkehr der 
westdeutschen Bevölkerung im Jahre 1966 unter Berücksichtigung der Marktstellung I des Reisebüroge­
werbes; hrsg. v. Deutschen Reisebüroverband, Frankfurt 1967. BaI., C.-F., 50 reisten die Deutschen 
1967, UmersudlUng über den Urlaubsreiseverkehr der Bevölkerung in der Bundesrepublik und in West­
ber!in im Jahre 1967 unter besonderer Berücksidltigung der MarktsteIlung des Reisebürogewerbes; hrsg. 
v. Deuts<:hen Reisebüroverband, Fr:tnkfurt 1968. 

10) Ho/fmann, ll., Tourismus der Deutschen 1968, in: Jahrbuch für Fremdenverkehr, 16. Jg. (1968), Mün­
chen 1969, 5.79-92. 

11) Djl/o-lnstjtut, - Ur\:J.ubsrciscn 1968 - Reiseintensität, Reisegewohnheiten der westdeutsmen Bevölke-. 
rung im Zcitverglcim 1954 bis 1968; Frankfurt 1969. 

1%) l/o-lnst;tut für \V;rtsdJajls!orsdJung, Die voraussichtlid,e Entwiddung der Nachfrage nach Penonen­
verkehrslcim:ngcn in der Bundesrepublik Deutschb.nd bis zum Jahre 1930, Bcrlin-Münchcn 1967. 

13) Krüger, E., a.:1.0. 
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D. Entwicklung VOll Parametern des Gesamttourismus 

Im folgenden werden vier für den Gesamttourismus der Wohnbevölkerung der Bundes­
republik Deutsdl1and und West-Bcrlins wesentlimc Parameter behandelt, wobei einer­
seits die Entwicklung in der Vergangenheit (etwa 1954 bis 1968) und andererseits die 
vom Verfasser prognostizierte zu erwartende Entwicklung in der Zukunfl: (bis 19S0) dar­
gestellt werden. Es handelt sidl dabei um 

a) die Wohnbevälkerung 
b) die (Urlaubs-)Reiseintensität 
c) die (Urlaubs-)Reisehäufigkeit und 
d) den Anteil der Auslandsreisen an der Gesamtzahl der Reisen. 

a) BC'völkeT/ingselltwicklllllg 

Vom Statistisd}e1l Bmulesamt wurde im Jahre 1966 ei~e detaillierte Prognose der Bevöl­
kerung der Bundesrepublik bis zum Jahre 2000 erstellt, bei der allerdings keine Aus­
sagen über etwaige Wanderungen gemamt werden IC). Für Ende 1980 ergibt sim nam 
dieser Berechnung für die Bundesrepublik eine Einwohnerzahl von 63 Millionen. Weil 
die tatsädllidlen Werte für die seit der Prognoseerstcllung vergangenen Jahre jeweils 
über den vorausgesagten Werten liegen lind weil der Verfasser einen positiven Wande­
fungssaldo annimmt, Ir:gt er seinen Beredmungcn für 1980 eine Bevölkerung von 65 Mil­
lionen zugrunde. Dieser Wert stimmt annähernd mit der oberen Variante der vom Bun­
deswirtsdlaflsministerium veröffentlidHen Prognose überein 15). Für den Zeitraum 1954 
bis 1968 erremnet sim eine durmschnittlime jährlirne Steir;erung der Bcvi.ilkerung um 
1,05%, für 1968-1980 beträgt das jährlidle Warnsturn demgegenüber 0,67010 im DurdI­
schnitt. 

b) Die (Urlallbs-)Reiseintensität 

Die (Urlaubs-)Reiseintcnsität für die Gesamtbevölkerung - und nur diese wird in den 
folgenden Ausführungen untersumt - drückt den Anteil aller Personen allS, die am 
(Urlaubs-)Reiseverkehr in einem bestimmten Jahr teilgenommen haben. Die Anzahl der 
.... on dem einzelnen durdlgeführten Reisen bleibt hier außer Betradlt. 

In der Abbildung 1 werden die von dem Diva-Imtitut, dem DeutsdJe11 Reisebiiraver­
band, von flofJmanll, dem Ija-Institut und dem Statistischen Bundesamt ermittelten Rei­
scintensitäten ohne Rücksicht auf die unterschiedlidlc Abgrenzung der statistisdlen Grund­
gesamtheiten. aus denen die Stidlproben gewonnen wurden, gegenübergestellt. Die Reise­
intensität der Gesamtbevölkerung für die Jahre 1967 (310J0) lind 1968 (32 Ofo) wurde, 
ausgehend von dem zuletzt vom Statistischen Bundesamt ermittelten Wert (34% für 
19(6), vom Verfasser auf Grund des in den anderen Erhebungen zu beobachtenden Trends 
errechnet, in dem sidl die Rezession widerspiegelt. Die Trendextrapolation bis zum Jahre 

lt) Wirr, C. D., Vor~u"dtJtzunr. der Bevölkerung für die J~hrc 1966 bis 2000; in: Wirtschaft und Statistik, 
Heft 11/1966, S.677-683. 

16) D~r Sltndtsmillisrtr für WirtsdJaf/, Perspektiven des Wirtsdtafiswachstums in der Bundes republik 
DnJtSchl~nd bi~ zum Jahre 1980; in: Die wimdlO'lfllid,e Lage in der Dundesrepublik Deutschland, 3. 
Viertelj~hr 1968, 5.6-20, hier 5.13. 



234 'Walfgang Salier 

Abbildung 1: 
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1980 führt zu einer Reiseintensität von 50 %, wobei abnehmende Zuwachsraten unter­
stellt werden. Die Trendkurve verläuft durch den flir 1969 mit 34 % angenommenen 
Wert, der wegen der lebhaften Reisetätigkeit im laufenden Jahr erwartet werden kann. 

Die Reiseintensität ist als eine der widnigsten Größen im gesamten Tourismus anzusehen. 
Sie wird beeinflußt durch eine Vielzahl von Entwicklungen und Ersdleinungen, die sich 
häufig nicht einmal quantifizieren lassen. In sie gehen nicht nur v.'irtschafl:liche Phäno­
mene ein, sondern auch solche aus den Bereichen der Soziologie, der Psychologie und der 
Geographie. Zu diesen sehr allgemein gehaltenen i'\ußerungen folgen nun einige Beispiele, 
die die wichtigsten Einflußgrößen erläutern. 
In einem gegebenen Zeitpunkt wird die Reiseintensität der Bevölkerung eines Landes 
offensichtlich beeinflußt durch die Sicdl/lngsstruktur. Die bisher durchgefiihrten Unter­
sud1Ullgen haben gezeigt, daß die Einwohner der verschiedenen Bundesländer in unter­
schiedlich hohem 1hße am Reiseverkehr teilgenommen haben 18). Diese Unterschiede, 
ebenso wie die in der Reiseintensität der Bewohner untersdliedlich großer Wohnsitz­
gemeinden 17), mögen zu einem Teil auf die unterschiedliche Wirtschafl:skrafl: der Bundes­
länder zurückzuführen sein; ob sie damit jedodl in vollem Umfang erktirc werden kön­
nen, müßten gcnauere Untersuchungen zeigen. Der vom Ilo-lnstitut 18) errechnete Kor­
relationskoeffizient zwischen der Reiseintensität in den Bundesländern und dem Brutto­
inlandsprodukt je Kopf der Bevölkerung in den Ländern ist zwar mit 0,97 sehr hoch, 

18) Vgl. Statistisches Bundesamt: Urbubs- und Erholung;reisen 1962, a.:1.0./ S. 5; Koch, A. und Hoff­
mann, 1I., Grundlar,cn ... , :1.:1.0., S.23; [JolJman'I, lI., So reisten die Deutschen 1966, a.a.O., S.16' 
Reck, C.-F., So reisten die Deutsmen 1967, a.:1.0., S.8; lloIJrnann, li., Tourismus ••• , a.a.O., S.82: 
Divo-lmtitut, Urlaubs reisen 1968, :1.a.O., S.81.' , 

17) Vgi. StatiHisd,es BU/ldcs.tmt, Urlaubs- und Erholungsreisen 1966, a.:1.0., S.4; Koch, A. und Hoff­
m,;tnn, 11., Grundlar,en .•. , 3.:1.0., S.23; Deck, C.-F., So reisten die Deutsmen 1967, 3.a.0., S. S· 

, llojJmann, 11., Tourismus •.• , 3.a.0., S. 83 f. ' 
18) IJo-lmtitut für \Virtsdla/lsforsd,ung, Die vor~ussichtliche Entwicklung ••• , a.a.O., S. 112 f. 
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schließt aber - abgesehen von der Tatsache, daß das verfiigbare Einkommen eine bessere 
Größe gewesen wäre - nicht aus, daß andere als wirtschaftliche Einflüsse eine Rolle ge­
spielt haben können. 
1\hnliches läßt sidl über die /JevölkerlmgsstruktliT sagen. Die bisherigen Untersudmngen 
lassen übereinstimmend versmieden hohe Reiseintensitäten nach Alter, Gesdlledlt, Fami­
lienstand und Familiengröße erkennen. Außerdem sind Ausmaß der weiblichen Erwerbs­
tätigkeit, Sdlulbildung und Stellung zum Erwerbsleben und im Beruf von Bedeutung. 
Bei der Untersuchung des "Statistischen Bundesamtes für 1962 1°) wurden die Reiseinten­
sitäten auch für die versdliedenen Einkommensgnlppen und nach der Stellung zum Er­
werbsleben und im Beruf ermittelt; aus methodischen Gründen wurden die Ergebnisse 
jedodl nidlt veröffentlicht. Trotzdem erscheinen sie dem Verfasser als geeignet, die hier 
angedeutete allgemeine Tendenz zahlenmäßig zu untermauern. Als Beispiel wird in der 
folgenden Tabelle die Höhe der Reiseintensität für Selbständige, Arbeiter, Angestellte 
und Beamte nadl Einkommensgruppen angegeben. 

Tabelle 1: 
Reiseintensität nach Einkommensgmppen ,md Stelltmg im /Jenef für 1962 

(BzmdesgelJiet ohne West-Berlin) 

Monatliches 
Selbständigc -) Arbeiter An&cstelltc Be:lmte 

Enverbspers. 
Nettoeinkommen DM insgesamt *) 

bis unter 600,- 23 23 45 40 29 
600,- bis unter 1200,- 33 31 54 52 43 

1200,- und mehr 56 30 74 74 65 

insgesamt 34 24 50 51 34 

IO} Ohne selbständige L:lIldwirte und ohne mithelfende Familienan&ehörige, die nidlt nach Einkommens­
gruppen untergliedert sind. 

Quellc: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 1962 (unveröffentlicht). 

Hier zeigt sidt deutlidl, daß die versdliedenen Gruppen audl bei gleichem Einkommen 
in unterschiedlidlem Ausmaß am Reiseverkehr teilgenommen haben. Die Gründe für die 
relativ geringe Reiscintensität sowohl der Selbständigen als audl der Arbeiter sind jedodl 
versdlieden: Während den Selbständigen in der Regel die Zeit für eine Urlaubsreise feh­
len dürfte, stehen dem Reisen in der Gruppe der Arbeiter wahrscheinlidl bildungsmäßige 
oder psydlologisdle Hemmnisse entgegen. 

Die EinkommcmstruktllT ist eine weitere widltige Einflußgröße der Reiscintensität. Es 
steht außer Zweifel, daß die Reiseintensität tendenziel1 mit zunehmendem Einkommen 
beim einzelnen einerseits steigt und für Bezieher höherer Einkommen andererseits größer 
ist als für Bezieher niedrigerer Einkommen. Tabelle 1 zeigt für jede Gruppe der Erwerbs­
personen und für die Erwerbspersoncn insgesamt, wie die Reiseintensität von der Ein­
kommenshöhe abhängt 20). Ober die Einkommensstruktur hinaus spielen Fragen der indivi-

U) Statistisches BllnJuamt, Url:tuhs- und Erholungsreisen 1962, a.:I.O.; diese Erhebung bezieht sich auf 
das Bundesgebiet 0 h n e llerlir;. . . 

10) Vgl. :lUch Beck, C.-F., So reuten dIe Deutschen 1967, :1.:1.0., S.7; lIoffmann, 11., Toumnlus ••• , 
a.I1.0., S.84; Divo-Imtitut, Urbubsreiscn 1968, a.a.O., S.14-15. 
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duellen Pr;i!erCllzen eine erhebliche Rolle, weil sie auf die Substitution der Urlaubsreise 
durch andere »Güter« einen bedeutenden Einfluß haben. Die Anschaffung hochwertiger 
Gebraucllsgüter oder der geplante Erwerb eines Eigenheims mögen in der Vergangenheit 
in großem Umfang dazu beigetragen haben, daß die Reisen durch Ausgaben für diese 
Zwecke substituiert worden sind. Man spricht nidlt umsonst von einem gewissen Nach­
holbedarf im Tourismus, der in mandlCIl Jahren zu außerordentlidl hohen Zuwamsraten 
geführt hat. 
Weiterhin spielt die absolute Preishöhe im Tourismus ebenso ei~e wichtige Rolle wie die 
Preisrdation im Hinblick auf andere Ausgabemöglidlkeiten. In diesem Zusammenhang 
ist ferner die Allsstatwng der Haushalte mit Personenkrajlu:lIgen von Bedeutung, die 
jedom im Zeitablauf durdl Umsdlichtungen in der Präferenzskala (Gewöhnung, Wunsch 
nadl neuen Eindrücken) untersmiedlichen Einfluß ausübt. 
Bei einem Vergleich zwischen verschiedenen Ländern ist die Reiseintensität abhängig vom 
allgemeinen \17irtscha/lsniveau und von der Urlallbsdaller im redltlichen Sinne. 

Die Reiscilltensitiit hat sich - bezogen auf die Gesamtbevölkerung der Bunde:;republik 
Dellt~dlbnd - von etwa 20 Prozent im Jahre 1954 auf etwa 32 Prozent im Jahre 1968 
erhöht. Nach dem seitherigen Budmngsverlauf und auf Gnllld des wirtsd1aftlichen Auf­
sdlwungs dürfte für das Jahr 1969 mit einer Reiseintensität von etwa 34 Prozent Zu 

rcdmen sein. Damit zeigt sidt der wirtschaf1liche Rücksmlag der Jahre 1966/67 mit einer 
Verzögerung 21 ) von etwa einem Jahr als restlos überwunden. Für den Zeitraum VOn 
1954 bis 1969 erredmet sidl daraus eine durmsdmittlidle jährliche Steigerung der Reise­
intensität von 3,60 Prozent. Der Prognose des Verfassers liegt für 1980 die Annahme 
einer Reiseintensität von 50 Prozent zugrunde. Für den Zeitraum von 1969 bis 1980 
ergibt sidl eine dun:hsdmittlidle j:ihrlidle Zunahme von 3,57 Prozent. Nach Ansicht des 
Verfassers spricht nidtts für einen zur Abszisse konvexen Kurvenverlauf, mit dem man 
auch über das Jahr 1980 hinaus ein kontinuierliches Weitersteigen der Reiseintensität 
unterstellen würd~. Der angenommene Kurvenverlauf läßt zwar ein Weitersteigen nach 
1980 zu, fordert aber abnehmende Zuwachsraten. Damit wird unterstellt, daß - gleidt­
gültig, wie sidl die wirtschaftlichen Größen entwickeln werden - ein derzeit noch nicht 
festzulegender Teil der ßt!völkerung überhaupt nicht am Urlaubsreiseverkehr teilneh­
men wird. Wo die Asymptote liegen wird, muß zum gegenwärtigen Zeitpunkt offen 
bleiben; ihre Existenz wird durm den Kurvenverlauf anerkannt. Die Gründe für die 
Annahme, daß ein bestimmter Teil der Bevölkerung gar nidlt am Urlaubsreiseverkehr 
teilnehmen wird, sind folgende: Es wird zu jeder Zeit einen Prozentsatz der Bevölkerung 
geben, der nidlt am Reiseverkehr teilnehmen kann (Krankheit, Geld- oder Zeitmangel) 
oder nicht teilnehmen will (Urlaub auf dem Balkon, Schrebergarten, Schwarzarbeit). 
Wie hoch dieser Prozentsatz ist, läßt sich ohne eingehende Untersuchungen nicht abschät­
zen. Bei der Fixierung des Wertes der Reiseintensität wurden die Envartungen über die 
Entwicklung der Arbeits- und der Urlaubszeiten berücksichtigt. Allerdings ist der Ver­
fasser in seinen Erwartungen für die nächsten elf Jahre nicht so optimistisch wie einige 
Futurologen. 

Die mit SO Prozent angenommene Reiseintensität im Jahre 1980 soll durch einen Ver­
gleich der Entwicklungen der spezifischen Reiseintensitäten ausgewählter Bevölkerungs­
gruppen untermauert werden. Dabei wählt der Verfasser die Stellung der Reisenden im 

21) Vgl. lloffmann, H., Tourismus ••• , a.a.O., S.81. 
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'Tabelle 2: 

Spezifische Reiseintmsitäten ausgewäbltcr Bevölkemngsgmppell fiir 1962, 1966 lind 1980 
(Bundesgebiet einschließlich West-Berlin) 

PersonengnIppe 1962 1966 1980 

A Personen ohne Urlaubsanspruch insgesamt Mio. 35,7 37,9 42,2 
gegen Dritte Reiseintensität Ofo 22 28 40 

Reisende Mio. 7,9 10,6 16,9 

1 Nichterwerbspersonen insgesamt Mio. 30,1 32,6 38,1 
Reiseintensität 0/0 23 29 40 
Reisende Mio. 6,9 9,3 15,3 

2 Selbständige und mithelfende inst:csamt Mio. 5,6 5,3 4,1 
Familienangehörige einsehl. der Reiseintensität 0/0 18 25 39 
selbständigen Landwirte Reisende Mio. 1,0 1,3 1,6 

B Personen mit Urlaubsansprudl insgesamt Mio. 21,2 21,7 22,8 
gegen Dritte Reiseintensität % 34 45 68 

Reisende Mio. 7,3 9,7 15,6 

1 Beamte insgesamt Mio. 1,4 1,5 1,9 
Rc:iseintensität 0/0 51 61 SO 
Reisende Mio. 0,7 0,9 1,5 

2 Angestellte insgesamt Mio. 6,6 7,2 8,9 
Reiseintensität u/o 50 60 SO 
Reisende Mio. 3,3 4,3 7,1 

3 Arbeiter insgesamt Mio. 13,2 13,0 12,0 
Reiseintensität Ufo 25 35 58 
Reisende Mio. 3,3 4,5 7,0 

C Erwerbspersonen insgesamt Mio. 26,8 27,0 26,9 
(A2 + BI + B2 + B3) Reiseintensität 0/0 31 41 64 

Reisende Mio. 8,3 11,0 17,2 

D Wohnbevölkerung insgesamt Mio. 56,9 59,6 65,0 
(A + ß oder Al + C) Reiseintensität 0/0 27 34 50 

Reisende Mio. 15,2 20,3 32,5 

Beruf als Kriterium aus, obwohl dieses Merkmal nur im Mikrozensus von 1962, nidtt 
aber im Mikrozensus von 1966 berücksidltigt wurde 22). Gegenüber anderen Kriterien hat 
die Stellung im Beruf den Vorzug, daß sidl einzelne Gruppen sinnvoll zusammenfassen 
lassen, wodurch zusätzliche Gliederungen der Bevölkerung gewonnen werden. Die Ge-

t%) 1966 ... ·urden ebenfalls folgende Merkmale nidlt mehr erhoben: Hausbltseinkonunen, Ausgaben für den 
Urlaub, Art der Unterbringung, hauptsädllidl benutztes Verkehrsmittel. 
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samtbevölkerung 23) wird aufgespalten einerseits in Erwerbspersonen u;ld Nidlterwerbs­
personen, andererseits in Personen mit einem redltlim fixierten Urlaubsansprum gegen 
Dritte, die abhängig Besdläfligten, und Personen ohne einen soldlen Urlaubsansprum. 
Auf Grund der zu beobamtenden und der zukUnftig zu erwartenden Entwicklung der 
absoluten Zahlen in den einzelnen Gruppen werden unter BerUcksichtigung der in den 
anderen UntersudlUngen zutage getretellen Trends die spezifischen ReiseintensitäteIl und 
die Zahl der Reisenden ermittelt. Trotz der Annahme außerordentlich hoher Reiseinten­
sitäten bei einzelnen Gruppen (Beamte und Angestellte), die smoll bisher jeweils an der 
Spitze lagen, und trotz der erheblimen prozentualen Steigerung der Reiseintellsitäten in 
anderen Gruppen (Arbeiter und Selbständige) ergibt sich .für Jie gesamte Wohnbevölke­
rung eine Reiseintensität von 50 Prozent. 

c) Die (Urlaltbs-)Reisehällfigkeit 

Die (Urlaubs-)Reischäufigkeit bringt zum AusJruck, wieviele Urlaubsreisen die Reisen­
den im Laufe eines Jahres durchsdlllittlidl unternommen haben. Da immer nom rund 
90 Prozent aller Reisenden nur einmal im Jahr eine Urlaubsreise im eingangs definierten 
Sinn unternehmen, liegt der Wert fiir die Reisehäufigkeit nahe bei 100; er betrug für 
1962 etwa 107 und für 1966 etwa 1l2!~). Weitere Werte, die sich auf die Gesamtbeväl­
kerung beziehen, liegen nimt vor; es leumtet jedom ein, daß die Reisehäufigkeit im Zeit­
raum vor 1962 !lom n:iher bei 100 gelegen haben dürfle. 

Abbildung 2: 
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Eine Reihe der im Absmnitt über die Reiseintensität genannten Einflußfaktoren hat aum 
fUr die Höhe der Reisehäufigkeit Bedeutung. Die wimtigsten Einflüsse dürften jedom von 
der Einkommenshöhe und der für Reisen verfügbaren Freizeit ausgehen. W~nn in diesem 
Zusammenhang von Freizeit und nicht von Urlaub gesprochen wird, so liegt der Grund 
dafiir in der Tatsadle, daß, wie sdlOn gezeigt wurde, die selbständigen Gewerbetreiben­
den und die mithelfenden Familienangehörigen bisher aus Zeitgründen nur in weit unter 

:3) Alle Werte der Tabelle 2 beziehen sich auf das Bundesgebiet einschließlich West·Berlin; daraus erklären 
sich geringfügige Abweichungen für das Jahr 1962 gegenüber den vom Statistischen Bundesamt vcröf-
f~ntlichtcn Werten. . 

!C) Vgl. Statistischu Bund(samt, Urlaubs- und Erholungsreisen 1966, a.a.O., S.9. 
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dem Durchschnitt liegendem Maße am Reiseverkehr teilnehmen .konnten. Bei dem im 
nächsten Jahrzehnt zu erwartenden Rückgang sowohl der Zahl als auch des Anteils der 
Selbständigen und Mithelfenden 2S) ist allein aus dieser Umschidltung mit einer Steige­
rung der Reiseintensität und der Reisehäufigkeit zu rechnen. Auch mit der Ausdehnung 
des Urlaubsanspruchs der abhängig Beschäftigten und mit der flir das nächste Jahrzehnt 
zu unterstellenden Steigerung der Individualeinkommen kann mit einer Erhöhung der 
Reisehäufigkeit gerechnet werden. Wie aus der Abbildung 2 entnommen werden kann, 
rechnet der Verfasser mit einer Erhöhung der Reisehäufigkeit bis zum Jahre 1980 auf 
einen Wert von 120. Für das bessere Verständnis der im Zusammenhang mit dem 
Prognosemodell zu behandelnden Entwicklung sei darauf hingewiesen, daß die Zahl der 
Reisenden, multipliziert mit der Reisehäufigkeit, die Gesamtzahl der durdlgeführten 
Urlaubsreisen ergibt 26). . 

d) Anteil der AuslandsreiseTl an der Gesamtzahl der Reisen (Auslandsanteil) 

Die vorliegende Untersuchung geht von der Entwicklung des Gesamttourismus aus und 
hat die Ermittlung des für den Flugtourismus relevanten Marktpotentials zum Ziel. Die 
Beschränkung der überlegungen auf dcn AuslandsameiI aller durdlgeführtcn Urlaubs­
reisen im eingangs definierten Sinn rechtfertigt sich durch den außerordentlidl geringen 
Anteil, den die Urlaubs-Flugreisen nach inländischen Zielen an der Gesamtzahl der 
Urlaubs-Flugreisen haben. Die Veröffentlichungen des Statistisdlen Bundesamtes erlauben 
den Schluß, daß von allen Urlaubsreisen, die mit dem Flugzeug unternommen werden, 
nur etwa 3 bis 4 Prozent im Inland durchgeführt werden 27). Damit scheiden die Inlands­
reisen im Flugtourismus aus der Betrachtung aus. 
Die Abbildung 3 zeigt die bei den schon mehrfadl genannten Erhebungen ennittclten 
Auslandsanteile an allen durdlgcführten Urlaubsreisen; sie sind aus den bereits erläu­
terten Gründen ebensowenig vergleidlbar wie die Reiseintensitäten. Hier kommt nodl 
erschwerend hinzu, daß nidlt einmal der Trend bei den versdliedeIlcn Erhebungen über­
einstimmt. Für die Gesamtbevölkerung gibt es lediglich zwei verläßlime Werte, die vom 
Statistisdlen Bundesamt im Mikrozensus ermittelt worden sind. Der \\"ert für 1966 liegt 
_ im GegenCsatz zu den Erhebungen des Divo-/mtituts - niedriger als der fiir 1962. 
Trotz intensiver Bemi.ihungcn ist es dem Verfasser bisher nicht gelungen, für diesen Un­
terschied im Trendverlauf eine plausible Erklärung zu finden 28). Deshalb liegt der Pro­
gnose bezüglich der absoluten Höhe des Auslandsanteils der offizielle Wert flir 1966 
zugrunde, von dem aus die Entwicklung für die vergangenen zwei Jahre mit Hilfe des 
Trends der anderen Untersuchungen ermittelt wird. Danam ergibt sidl für 1968 ein \X'ert 
von 36 0/0. In übereinstimmung mit den seitherigen Annahmcn und überlegungcn gcht 
der Verfasser davon aus, daß auch der Auslandsanteil eine steigende Tendenz haben soll. 

!5\ Dtr Bundtrmi'listtr !itr Wirtrchaf/. Perspektiven. a.:1.0 .• S. H und die obi!;e 'rabe!le 2. 
U) Au~ den seitherigen Diskussionen über da~ Modell mit Kennern der Branche hat der Verb!scr den Ein­

drudt gewonnen, daß ger.1de an dieser Stelle die Meinun!;en über die zu erw.artende Ent\\·icklung aus­
cin:tndergehen. Der Wert von 120 wurde zum Teil ah zu konservativ. zum ~ndern Teil als optimistisch 
angesehen. Gen:tuen Aufschluß über die zu erwartenden Tendenzen können jedoch nur :luf der D:>.sis 
des regclmäßi~en Mikrozensus. d. h. für die Gesamtbevölkerung r;ültig, gewonnen werden. 

t7) Hier sine! nidlt enthalten die Flü~e des .Eigem·crkehrs. mit Pri·;atflug1.Cugen, audl nicht die Flüge 
im Seebäderdien~t, wenn sie nidlt Pauschalreisen sind. 

:S) Die in der Abbildung 3 wiedcrge!;cbcnen Werte des Dillo·Im/i/«tr weichen von denen der zitierten Ver­
öffentlichungen geringfünig ab, weil die alters mäßige Abgrenzung der Stidlprobe gegenüber früheren 

. Vcröffcntlidlllngen geändert worden ist. Vgl. Dillo-lnrlilHt, Urlaubsreisen 1968, a~.O., S.2 und S.25. 
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Abbildung 3: 

60 

AuslandsanteIl (%) 

V"'" " 
- -

~ /' 
' .... 

/- Cl-~ ... o~ 
ß 

/ 
er--' 

,/' o Dlvo 
.. DRV 

40 

30 

20 

10 F.l SIal. Bundesamt 
o errechnete Werte 

1955 60 65 70 75 80 

Diese Annahme läßt sich mit Ergebnissen untermauern, die eine Fluggastbefragung der 
Cont/or Flugdienst GmbH 2g) gebracht hat: Ein außerordentlich holler Prozentsatz der 
Befragten - mehr als 99 Prozent aller, die die entsprechende Frage beantwortet haben -
gab als potentielles Reiseziel bei einer erheblichen Verbesserung der wirtschafl:lichen Situa­
tion 30) ein ausländisches Reiseziel an. Dei einer wesentlidlen Versdlledlterung der wirt­
schafl:lichen Situation 31) wären demgegenüber von allen, die geantwortet haben, 51 Pro­
zent gar nicht gereist, knapp 22 Prozent wären im Inland gereist, und nur 27 Prozent 
hätten eine Auslandsreise unternommen. Dabei fällt dann auf, daß ein beträdltlimer 
Teil der potentiellen Auslandsreisenden die der Bundesrepublik benachbarten Länder, 
bezogen insbesondere auf den Wohnort der Befragten, bevorzugt hätten. 

Obwohl die Gruppe der Flugtouristen als nicht repräsentativ [iir die Gesamtheit aller 
Touristen angesehen werden kann, zeigt die Befragung doch die tendenzielle Einstellung 
zum Auslands\lrlaub in Abhängigkeit vom Einkommen. In diesem Zusammenhang ist 
ferner darauf hinzuweisen, daß durch den ,.organisierten Tourismus« die psydlOlogischen 
Schranken gegenüber einem Auslandsurlaub in zunehmendem Maße abgebaut werden. 
Demgemäß wird für die Zukunft ein Ansteigen des Auslandsanteils mit abnehmender 
Zuwachsrate unterstellt; für das Jahr 1980 wird mit einem Auslandsanteil von 50 Pro­
zent aller Urlaubsreisen mit allen Verkehrsmitteln gcredmet. 

?~) Deutschts Institu.t für Lu!ltJerhhrsstatisri/ •• Fluggastbefragung auf Stredten der Condor-FlugJienst 
GmbH ,"om 1. biS 15. September 1967. Bei dieser ßefrJ;;ung wurde es dem Verfasser freundlicher,,"eise 
ermöglicht, ihn speziell int:ressierende Fragen in das Fragenprogumm einzub.lucn; die Lochkarten wur­
den dem Verfasser .zur weiteren Auswertung zur Verfügung gestellt. 

30) Fragestellung: Wohlll wären Sie gereist - und mit wcldlcm Verkehrsmittel -, wenn Sie das Doppelte au 
Geld wie für die. jet.,ige Urlaubsreise zur Verfügung gehabt hätten? (im folgenden zitiert als -Frage Ac). 

31) Fragestellung: \Voll1n wären Sie gereist - und mit welchem Verkehrsmittel -, Wenn Sie nut die Hälfte 
des Betrages verfügbar gehabt hätten, den Sie für die jetzige Urlaubsreise ausgegeben haben? (im folgen­
den zitiert als .Fuge nc). 
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E. Entwicklung von Parametern des FlugtourismUs 

a) FllIgzeuganteil 

Die Abbildungen 4 und 5 zeigen die Verkehrsmittelbenlltz/lng bei Urlallbsreisen insge­
samt und bei Urlaubs reisen ins Ausbnd, einschließlich der Erwartungen über die zukünf­
tige Entwicklung bis zum Jahre 1980. Beiden Bildern ist gemeinsam, daß der Personen­
kraftwagen seinen Anteil sehr stark steigern konnte, daß der Anteil von Omnibus und 
Eisenbahn stark zurückging und daß seit wenigen Jahren erst das Flugzeug im Urlallbs­
reiseverkehr eine ständig zunehmende Bedeutung gewinnt. Im grenzüberschreitenden 
Urlaubsverkehr wird mit einer Zunahme des Flugzeuganteils in den siebziger Jahren auf 
Kosten des Kraftfahrzeugs geredmet 32). 

Abbildungen 4 und 5: 

Prozentuale Verkehrsmittelbenutzung (gesdlätzt) bei 

Insgesamt Urleubsrclscn Ins Ausland 

1955 60 65 70 75 80 60 65 70 75 

Die Betradltung über die Flugzeugbenutzung schließt direkt an die überlegungen zun~ 
Auslandstourismus an. Bez.ogen auf die reinen Auslandsreisen ermittelte das Statistische 
Bundesamt für 1962 einen Flugzeuganteil von knapp 2 Prozent. Der Verfasser nimmt 
für das Jahr 1980 für das Flugzeug einen Antcil von 25 Prozent gegenüber einem errech­
neten Wert von 14 Prozent im Jahre 1968 an (vg!. Abbildung 6). 

Die Prognose über die Verkehrsmittel-Benutzung ist vielleicht diejenige, bei der die 
größte Unsicherheit besteht, denn die Substitution zwisdlcn den nahezu jederzeit und fast 
überall verfügbaren Verkehrsmitteln ist für den Reisenden ohne großen Aufwand allein 
nach den sim schnell und nadlhaltig ändernden Präferenzen oder den Preisrclationen 
möglidl. Wie die bereits erwähnte Fluggastbefragung der Conclo!' ergt~bCll hat, waren 

U) Vgl. hierzu die Prognose rHr die Urbubsrcisen insgesamt in: [fo-Tnstitut für Wirtschaf/s/orsdJung. Die 
vorau$sichtliche Entwiddung •••• a.a.O .• S. 121. . 
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Abbildung 6: 
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von allen befragten Touristcn, die ihren Urlaub 1967 auf Mallorca verbrachten (Reise­
dauer: 2 Wochen), 37,5 Prozent im letzten Urlaub mit dem Personenkra1twagen gereist; 
weitere 11,8 Prozent wären bei einer erheblichen Verschlechterung ihrer wirtsch:.ftlid1en 
Situation mit dem Personenkraftwagen in Urlaub gefahren 33). Daraus ergibt sich, daß 
nahezu die Hälfte aller Mallorca-Reisenden mit einer Reisedauer von zwei WOd1CU 
entweder früher mit dem Personenkraftwagen in Urlaub gefahren ist oder fahren würde, 
wenn sich ihre wirtschafl:lid1c Situation verschIednerte. Bei den Touristen, die 1967 drei 
Wornen Urlaub auf Mallorca verbraunen, sicht das Bild folgendermaßen aus: Sie h:itten 
bei einer potentiellen Verschlcdncrung ihrer wirtsdlafl:lirnen Lage zu einem geringeren 
Prozentsatz auf die Urlaubsreise völlig verzichtet (41 Prozent, gegenüber 46 Prozent bei 
Jen Zwei-Warnen-Reisenden), h:üten aber auch zu einem geringeren Prozentsatz den 
Personenkraftwagen benutzt: im letzten Urlaub waren nur 27,7 Prozent mit dem Per­
sonenkraftwagen gereist, weitere 13,0 Prozent hätten bei einer Verschlechterung ihrer 
wirtsdlaftlichen Situation auf den Personenkraftwagen zurül'kgegriffen. In dieser Gruppe 
war knapp die Hälfte (47,5 Prozent) .aller Touristen im letzten Auslandsurlaub bereits 
geflogen gcgenüber nur 31 Prozent bei denen, die nur zwei Wodlen auf Mallorca ver­
bradnen. Hier zeigt sid1 einerseits, daß die länger Reisenden wirtsmaftlich überpropor­
tional besser gestellt sind als die kürzer Reisenden, andererseits, daß das Flugzeug als 
superiores Verkehrsmittel nur im Notfall durrn die ah inferior erachteten Verkehrsmittel 
Eisenbahn und Personenkraftwagen für die Urlaubsreise substituiert würde. 

Daraus ergeben sich mehrere interess::Ulte Erkenntnisse: Es kann keineswegs unterstellt 
werden, daß der Autobesitzer nur mit seinem Personenkraftwagen in Urlaub fährt. 
Wenn diese Beobadnung bei dem relativ billigen Reiseziel Mallorca gemad1t werden 
kann, dann ist sie in verstärktem Maße bei teureren Reisezielen, die in der Regel Von 
Beziehern höherer Einkommen aufgesurnt werden dürften, zu erwarten. Zwisd1cn dem 
Anteil der Reisenden, die im letzten Auslandsurlaub schon das Flugzeug benutzt hatten, 
und der Reisedauer einerseits und dem im DurrnsdlIlitt gezahlten Pausmalpreis anderer-

33) Condor-Bcfragung, :1,:1.0., Frage B. 



Der deutsche Flugtourismus im nächsten Jahrzehnt 243 

seits läßt sich eine positive Korrelation feststellen, wie die folgende Tabelle für ausge­
wählte Ferienziele zeigt: 

Tabelle 3: 

Zusammenhang zwischen Reisedaller, Pallschalpreis und FlugzclIgbenutzung im letzten 
Ausland5lerlallb jiir atlsgewählte Ziele des Flugtollrismlls 1967 

(Ergebnisse der COlldor-Fluggastbcjragzmg) 
, 

Rcisczicl1967: P~lma de Mallorca Tunis Rhodos 

Reiscdauer in Wod,cn: 2 3 2 3 2 3 

548 674 745 
gezahlter Pausdlalpreis DM *) 

711 950 980 

im letzten Auslandsurlaub 31,0 59,9 41,8 
haben das Flugzeug 

47,5 73,1 75,0 benuut (%) 

*) gewogenes arithmctisd:lcs Mittcl. 

Wenn die Verstopfung der Straßen und Autobahnen während der Hauptreisezeit sich in 
Zukunft verst1irkt - und dafür spridlt die Tatsache, daß die Zahl der zugelassenen Per­
sonenkraftwagen schneller ansteigt als die Länge der zur Verfügung stehenden Fernstra­
ßen -, dann kann sidl das Umsteigen auf sdlllellere und die Nerven sdlOnende Verkehrs­
mittel, bei denen ein Zeitgewinn zu erwarten ist, audl ohne den Anreiz über den Preis 
besdlleunigen. Der entsdleidende Einfluß in den siebziger Jahren dürfte aber von den 
Preisen ausgehen: Die BedarfsgeseIlsdlaften haben derzeit in bestimmten Perioden der 
Saison nicht genügend Flugzeuge, um die Nachfrage nach Flugurlaubsreisen befriedigen 
zu können. Der Wettbewerb auf dem Flugtouristik-Markt bringt in jedem Jahr trotz der 
immer wieder vorausgesagten Preiserhöhungen Angebote mit sidl, die die Vorjahres­
preise unterbieten. Die Bedarfsgesellschaflen haben moderne Flotten und fliegen, wie im 
Fall der LTU sogar als erste Gescllsdlaft überhaupt, neuentwickeltes Fluggerät (Fokker 
F-28), was vor einigen Jahren unvorstellbar gewesen wäre. Die Einführung der Jumbo­
Jets (Doeing 747) Ende des laufenden Jahres, die Indienststellung der Tri-Jets (Douglas 
De-IO, Lodtheed L-IOl1) ab 1972/73 und die Einführung des den gleidlell Komfort 
bietenden Europäischen Airbus A-300 D im Kur7.stred,enverkehr ab 1973/74 werden zur 
Folge haben, daß die derzeit eingesc[zten Flugzeuge mit geringerer Kapazität und Wirt­
schaftlidlkeit schneller, als ursprünglich beabsichtigt war, aus dem Verkehr gezogen wer­
den. Dic Steigerung der Winsdlaftlidlkeit durch den Einsatz VOll Großraumflugzeugen 
audl im Flugtollrisrnus ermöglicht eine absolute oder mindestens relative Senkung der 
Flugpreise, bezogcn auf die konkurrierenden Verkehrsmittel. Da die Fillgurlaubsreisen 
wl'itaus überwiegend als Pausddreisen angeboten werden, können auf diese Weise mög­
lidlc Kostensteigerungen aufgefangen werden. 

3 
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b) Anteil der Charterflugreisen (C!JarteranteiI 34)) 

Die soeben geäußerten Erwartungen gehen auch in die überlegungen über die künftige 
Entwiddung des Anteils der Charto!rflugreisen an den gesamten FlugurIaubsreisen ins 
Ausland ein. Für die Jahre nach 1965 lag der Anteil nach ßerechnungen des Verfassers 
bei rund 75 Prozent. rUr die Jahre 1961 bis 1965 gibt Kriiger 3ä ) nach einem Rückgang 
VOll 70 Prozent im Jahre 1961 auf 54 Prozent im Jahre 1962 ein rasches Ansteigen des 
Anteils an. Die verstärkten Aktivitäten der Liniengescllsdlaften, die auf eine Vergröße­
rung ihres Marktanteils am Urlaubsreiseverkehr abzielen, wobei eine staatliche Preisregu­
lierung fUr die ßedarfsgesellschaften allen Ernstes erwogen und vorgeschbgen wird, zei­
gen eine Tendenz, die es redltfertigt, den Anteil der Chartergesellschaften am gesamten 
Flugtollrismus ins Ausland für das Jahr 1980 bei 70 Prozent einpendeln zu lassen. SdlOn 
jetzt versuchen die in der IATA zusammengesdllossencn Liniengesellschaften mit ver­
sdlicdenen Maßnahmen, den billigeren ßedarfsgesellsdlaften den Verkehr streitig zu 
mamen. Wie sich in den siebziger Jahren das Preis- und Konditionenkartell IATA im 
Wettbewerb mit den Chartergesellschaften und den Außenseitern (z. ß. Loftleidir) ent­
wickeln wird, ist heute nur sdlwer abzuschätzen (vg!. Abbildung 7). 

Abbildung 7: 
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c) Anteil deutscher Chartergesellsdlaflcn am Charterverkehr 

Während man im Linienverkehr zwischen zwei Ländern zur Abschätzung die Faustregel 
benutz.en kann, daß die beiden nationalen Luftverkehrsgesellschaften sidl je etwa Izur 
Hälfte in den Verkehr teilen, ist eine derartige Annahme auf dem Chartermarkt nicht 

3~) Der Begriff .Chuterilugreiscc wird allen saclllicllen Bedenken zum Trotz für die von den sog. -Be­
darfsfluggesdlschaflen. durdlgcfühi-ten I'lugurlaubsrcisen im Gclegenhcitsvcrkehr im Sinne des Stati­
stisdlcn Bundesamtes gebraucht. Es wird unterstellt, daß diese Flugurbubsreisen als Pauschalarrange_ 
mtnts verkaufl werden. Der Grund dafür liegt in der Tatsache, daß über die im l'lusdlalflugreisevcr_ 
kehr. r:1it deutschen Luflver~chrsgcscllsdllflcn ins Ausland beförderten Passagiere gell:lUe Zahlen Vom 
St.lTlStlsdlen Bundesamt ermittelt worden sind; darauf wird im nächsten Abschnitt eingegangen; 

S~) Vg!. Krijger E., a.a.O., S.207. 
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Abbildung 8: 
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möglich 3C). Das Aufkommen liegt in Europa im wesentlichen in SkandinavieIl, Groß­
britannien, den Benelux-Ländern und in der Bundesrepublik; Frankreich hat, gemessen 
an den eben genannten Gebieten, ein sehr besdleidenes FIugtourisrnus-Aufkommen. Im 
Gegensatz dazu haben die Ziel länder, insbesondere im Mittelmeerraum und am Schwar­
zen Meer, kein Tourismus-Aufkommen in die nördlichen Regionen. Dennoch versudlen 
die ChartergeselIsdlaf1:en und aum die Liniengescllsdlaf1en der Fremdenverkehrs-Uinder 
in zunehmendem Maße, an dem Verkehrsaufkommen aus den Industrieländern zu parti­
zipieren. Die Vcrsume, den eigenen Anteil zu steigern, erfolgen entweder über den Preis 
und die Konditionen, z. B. bei den Ostblockgescllschafien (Freiflug für Kinder unter 
x Jahren) oder über die Regelung der Verkehrsredlte, die nur dann gewährt werden, 
wenn das eigene Unternehm.en einen bestimmten Teil des Verkehrs übernimmt 37). 

Seit 1965 veröffentlimt das Statistisme Bundesamt eine gesonderte Auszählung aller im 
Pausdlalflugreiseverkehr VOll den Flughäfen des Bundesgebietes abgeflogenen Flugf,ästc:..:l8). 

In diesen Zahlen sind einerseits die Passagiere enthalten, die zu inländischen Zielen rei­
seni sie müssen für die vorliegende UntcrsudlUng abgezogen werden. Andererscits ent­
halten die Zahlen von Deutsdlland ins Ausland z:lriicklliegende Ausländer, die für den 
delltsdlen F1l1gtourismus in dieser speziellen Betrachtung ohne Bcdeutung sind. Ober die 
letztgenannte Gruppe von Reisendcn sind keine genauen Angaben crllältlimi auf Grund 
der von Kriiger 39 ) durdlgefi.ihrten UnterSl\mung des deutschen Flugtourismus und einer 
von ihm selbst im Mai 1968 her:.lUsgegebenen Korrektur der friihercn Ergebnisse 40) 
konnte die Zahl der zurückfliegenden Ausländer abgesdlätzt werden. Die verbleibenden 
Reisen verteilen sich auf die deutsdten und die ausländisdlen Chartergesellschaflen. Die 
Zahlen für die von deutsdIen Chartergesellsdlaflen von Deutschland ins Ausland bcför-

31) Vgl. Krüger. E .• 3.a.0 .• 5.46. 
37) Vgl. die Versud,c zur Reglementierung des Verkehrs der L 111 nach Portugal im Frühjahr 1969. 
36) St.J/;st;sdlts Bundesamt, Reihe 3 Lultyerkehr. 1965, 1966, 1967, 1968. 
30) Krüger. E., :I.a.O., S. 117. 
(0) DeulSchts Institut für Luf/vakehrsstatislik. Zahl der Buchungen im deutschen flugtouristik-Aufkom­

men. Mai 1968 (hektographiertes Blatt). 
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derten Passagiere liegen jedoch vor: sie wurden für die Jahre 1965 bis 1968 auf beson­
deren Wunsdl des Verfassers vom Statistischen Bundesamt in einer Sonderauszählung 
ermittelt und werden hier erstmals veröffentlicht. 

Tabelle 4: Pallschalflugreiseverkehr 1965-1968 

1965 1966 1967 1968 

Pausdlalflugrciseverkehr insgesamt *) 515.390 715.598 851.430 960.823 
;( nadl Zielen im Inland *) 26.222 43.288 54.183 41.491 

Pausdlalflugrciseverkchr ins Ausbnd *) 489.168 672.310 797.247 919.337 
;( 7.urücktliegcnde Ausländer (gesdlätzt) 29.168 42.310 57.247 79.337 

deutsche Pauswalflugrcisende (gesmätzt) 460.000 630.000 740.000 840.000 
Pausdlalf1ugreiscnde mit dcutsmen Luf1vcrkehrs-

gcscllsmaf1en **) 321.764 375.069 486.238 575.298 
Anteil der deutschen Lufiverkehrsgcsellsdllflcn ~/o) 70,0 59,6 65,7 68,5 

*) Stltistis.ncs Bundesamt: Verkehr, Reihe J: Luftverkehr, 1965, 1966, 1967 und 1963. 
U) LuttverkehrsJ:cscllsdlltlen des Gelegenheitsverkehrs; SonderauszählunI: des Statistischen Bundesamtes 

(un veröffentlicht). 

Grundsätzlidl hat die Beschäftigung ausländisdler Lufiverkehrsumernchmen neben den 
deutschen Gesellsdlafien einen positiven Effckt beim Ausgleich der stark ausgeprägten 
Saisonspitze. Wenn die einheimisdlcll Gesellsmat1en so viel Flugger;it vorhalten wollten 
oder mUßten, daß sie den gesamten Verkehr selbst bewältigen könnten, dann würde ein 
Teil des Fluggcräts während einer langen Zeitspanne unbesdlät1igt in der Halle stehen 
und Kosten verursadlen, die über den Preis für die Gesamtheit der angebotenen Reisen 
hereingebracht wcrden müßten. Damit wäre den Lut1vcrkehrsunternehmen ebensowenig 
gedient wie den Konsumenten. Für die Prognose hat dcr Verfasser auf Grund dieser 
überl~~ungcn einen konstanten Marktanteil von 70 Prozent der deutsdlen Chartergesell­
schaftcn an dem gesamten Pausdl.llflugreisevcrkchr ins Ausland angenommen (vgl. Ab­
bildung 8). 

F. Erläuterung des Modells 

Bisher wurden vier Parameter des Gesamttourismus und drei Parametcr d~ Flugtouris­
mus in ihrer seirherigen und im Hinblick auf ihre zukünt1ige Entwicklung dargestcllt. 
Nadl der separaten Betrachtung der in den Abbildungen 1 bis 8 behandelten Antcils­
werte erfolgt nun' eine zusammenfassende modellmäßige Darstellung, bei der die jewei­
lige Größe aus der vorhergehenden über ihren Anteil abgeleitet wird 41). Die Anwendung 

41) Die u. a. im Industriekurier vorn 3.4.69 und in der Süddeutschen Zeitung vorn 17.7.69 veröffcntlichte 
Prognose über den deutschen Flugtourismus b.uiert in ihren Ann;thmen und in ihrem Aufbau auf dem 
Progllo5cmodc!l des Vafassers. der sein Modell Mitarbeitcrn der Condor Flu~diellSt GmbH zum int~r~ 
ncn Gcbr3'Jdl zur Verfügung gestellt hatte. Auf Grund eines MißverstKndnisses und wegen der guten 
übereinstimmung mit den Erwartungen der Condor gelangte die Prognose an läßlich einer Pressekon-
ferenz in die Olfentlimkeit. . 
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Ab b i 1 cl u n g 9: Modell zur Prognose des Verkehrsaufkommens 
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der Reiseintensität auf die Wohnbevölkerung trennt die im Verlauf eines Jahres Gerei­
sten oder die in einem zukünftigen Jahr voraussichtlich Verreisenden, der Einfadlhcit 
halber als »Reisende« bezeid1llet, von denen, die daheimgeblieben sind oder daheim blei­
ben werden. Mit Hilfe der Reisehäufigkeit läßt sidl die Zahl der ,.Reisen« ermitteln, 
die über den Auslandsameil in Inlands- und Auslandsreisen aufgespalten werden. Da 
aus sdlOn genanl1ten Gründen für den Flugtourismus nur die Auslandsreisen von Bedeu­
tung sind, werden diese über den Anteil der einzelnen Verkehrsmittel weiter unterglie­
dert. Der Flugreisenameil erlaubt die Ermittlung der Flugurlaubsreisen ins Ausland, die 
tiber den Anteil des Charterverkehrs aufgegliedert werden in die hier interessierenden 
Urlaubs-Pausdlaltlugreisen im Charterverkehr und die Urlaub~reisen im Linienverkehr, 
die sowohl pauschal als auch mit dem normalen Flugsmein durchgefiihrt werden können. 
Der Anteil der deutsmen Chartergesellsdla!1en sdlließlid1 führt zu der Zahl der Flug­
urlaubsreisen, die im Pamchalflugreiscverkehr mit deutsdlen Chartergesellschaflen ins 
Ausland unternommen worden sind oder in Zukunfl unternommen werden. 

Selbstvemändlid1 wäre eine tabellarisme Darstellung der Zusammenhänge möglidl; es 
ersdleint dem Verfasser jedodl als angebradlt, die Variationsmöglimkeiten der einzelnen 
Parameter in einem Diagramm darzustellen, was es erlaubt, die Auswirkung in der 
Variation eines Parameters in der Abfolge über die versdliedenen Größen bis zu den mit 
deursmen Chartergesellschaflcll durmgeführten Flugurlaubsreisell ins Ausland zu ver­
folgen. Die in den Abbildungen 1 bis 3 und 6 bis 8 dargestellten Zusammenh:ingc ent­
sprechen den sedls Quadranten des Prognosemodells (vgl. Abbildung 9). Während jedoch 
bisher die einzelnen Parameter im Zeit:tblauf verfolgt werden konnten, werden jetzt in 
der modell mäßigen Zusammenfassung alle Werte für jeweils dasselbe Jahr ermittelt. Der 
Verfasser hat die Jahre 1968 und 1980, das Ictztvergangene Jahr und das Ende des 
Prognosezeitraums, für diese Darstellung ausgewählt. 

In dem Prognosemodell haben jeweils zwei benachbarte Adlsen die gleid1e Bezeichnung, 
die proportionalen Anderungen der dargestellten Größen werden durdl die jeweils VOll 

den Nullpunkten der Quadranten ausgehenden Strahlen repräsentiert. Die für das J:thr 
1980 angenommenen \V'erte der einzelnen Parameter wurden bereits erläutert und be­
grundet. 

Die Zahl der im Pausmalflugreiseverkehr mit deutsmen Chartcrgesellsdlaflen ins Aus­
land fliegenden Einwohner der Bundesrepublik Deutsmland wurde als "Ziel größe« aus 
mehreren Gründen gewählt: Erstens liegen mit den vom Statistisdlen Bundesamt ermit­
telten Zahlen verläßlime Werte vor, die geeignet sind, dem Modell die erforderlimc 
Wirklichkeitsnähe zu geben. Zweitens ist flir die deutsmen Fluggcsellsmaflen im Tou­
ristikluflverkehr das Potellti:tl fast aussdlließlidl im Inland zu suchen j die Planungen für 
die Zukunfl müssen sidl auf die ins Ausland fliegenden Einwohner der Bundesrepublik 
beziehen. Welche Auswirkungen die im nädlSten Jahrzehnt zu envartende Nachfrage­
steigerung auf die flugu\lgkapazität und die Zahl der im Touristikverkehr einzusetzen­
den Flugzeuge haben wird, soll im folgenden Absmnitt dieser Untersuchung ermittelt 
werden. Dort wird auch die in letzter Zeit mehrfadl diskutierte Frage erörtert, ob im 
Flugtourismus mit einer überkapazität oder einer Kapazitätslücke geredmct werden 
muß 42). Hier soll nur gezeigt werden, daß sidl, wcnn die vorausgesagten/Tendenzen ~ich 

42) Vgl. Frankfurter Allgemeine vom 30.6.69; Handelsblatt vom 23.7.69. 
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verwirklichen, die Zahl der Flugurlaubsreisen ins Ausland für die deutschen Charter~­
gesellschaf1:en von 0,58 Millionen im Jahre 1968 auf 2,39 Millionen im Jahre 1980 er­
höhen wird. Die Vervierfachung der Zahl der Flugurlaubsreisen im Verlauf der zwölf 
Jahre von 1968 bis 1980 bedeutet für den genannten Zeitraum einedurdlschnittliche 

Abbildung 10: Ergebnisse des Prognosemodells 
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jährlidle Steigerung um rund 12,6 Prozent, wobei wegen der getroffenen Annahmen in 
den ersten Jahren des nächsten Jahrzehnts höhere, später abnehmende Zuwadlsraten er­
wartet werden. 

Die absoluten Werte für die Vergangenheit und die zu erwartenden Zukunf1:swerte 
werden in Abbildung 10, soweit verfügbar, für den Zeitraum von 1962 bis 1980 dar­
gestellt; wegen der großen Untersdliede im Zeitablauf mußte die logarithmisdle Dar­
stellungs weise gewählt werden, die erkennen läßt, daß die in der Vergangenheit beob­
achteten sehr hohen Zuwachsraten in der Zukunft nidlt mehr erreidlt werden. 
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H. Bestimmung der zur Lcistungserstellung im deutschen Flugtourismus 
erforderlichen Kapazität 

A. Allgemeine Betrachtungen 

Die Kapazität im deutschen Flugtollrismus, hier verstanden als das Gesamtangebot an 
Charterflugleistungen deutscher Gesellschaften, setzt sidl zur Zeit zusammen aus den 
Einzelangeboten folgender Unternehmen: Condor (einschließlich Südflug), Atlantis (frU­
her Nordseeflug), LTU Lufttransportunternehmen, Bavaria, Germanair (früher Südwest­
flug) und Panair. Eine Prognose der Charterflugkapazitäten könnte für die jeweils be­
trachteten Jahre zeigen, wie sidl das Gesamtangebot als Summe aus den Einzelangeho­
ten der dann vorhandenen Gesellsdlaftcn entwickelt. Bei der Beurteil ung der Prage nach 
der notwendigen Kapazität im deutsdlCll Flugtourismus betrachtet der Verfasser jedoch 
die FIllgzeugparks der deutsdIen Luftverkehrsgesellschaften als eine Flotte. Darin liegt 
eine gc\visse Ungenauigkeit, weil eine einheitlich geplante Flotte anders aussehen kann 
und wahrsmeinlidl aussehen wird als mehrere im Wettbewerb operierende Flotten von­
einander unabhängiger Fluggesellschaften. Der Verfasser sicht jedom in dieser Abhand­
lung keine andere Möglimkeit, zu sinnvollen Aussagen iiber die Zukunft zu gelangen. 
Dem liegt die überleugung zugrunde, daß eine Abschätzung für die verschiedenen Luft­
verkehrsgesellsdlaften getrennt mit ungleim größerem Unsimerheitsgrad behaftet wäre 
als die Ermittlung der erforderlidlen Flugzeugkapazität aller deutsdIen Charterge­
sellsdlaften ohne Rücksidlt auf die Frage, wem die flugzeuge letztlim gehören. So kön­
nen audl Neugründungen, Zusammensdllüsse oder Betriebseinstellungen das Bild nicht 
allzu sehr yerfälsdlen. Eir diese theoretisme Flotte können Durmschnimwerte gebildet 
werden, an Hand derer sich die Produktivität eines Flugzeugs im Flottendurmsmnitt und 
die Produktionskapazität der gesamten Flotte absdlätzen lassen. 
Zu den Bcsdlränkungen dieser Studie auf die Wohnbevölkerung der Bundesrepublik 
Deutsmland, den Pausdlal-Flugtourismus des Gelegenheitsverkehrs ins Ausland und die 
deutschen Touristik-Luftverkehrsgesellsdlaften tritt in diesem Abschnitt eine weitere hin­
zu: Einige Größen, die im folgenden benutzt werden, stehen in Abhängigkeit von der 
Einsatz-Reichweite der Flugzeuge. Zur Ermittlung des Angebots der Luftverkehrsgesell­
sdlafien ist die Kenntnis der durchsdlllittlidlen Streckenlänge erforderlim, und aus der 
Verkehrsleistung läßt sich die mittlere Reiseweite der Touristen erredlllell. Für eine Pro­
gnose sind im umgekehrten Fall Annahmen iiber die mittlere Reiscweite notwendig, 
wenn man die in Zukunft zu erbringende Verkehrsleistung absdlätzen will. Wie die seit­
herige Entwicklung des Flugtourismus zeigt, ist eine globale mittlere Reiseweite wenig 
aussagefähig. Für die' Condor zum Beispiel errechnet sidl für das Jahr 1968 eine mittlere 
Reiseweite von rund 2100 km (3

), die etwa der Entfernung von Frankfurt nam Izmir 
entspridlt. Auf Entfernungen zwischen 2000 und 3000 km entfällt jedom nur ein äußerst 
geringer Prozentsatz der von Condor beförderten Passagiere (weniger als 5 Prozent); 
insofern muß dieser Remenwert als wenig typism für den von Condor durchgeführten 
Flugtourismus angesehen werden. Wenige Langstreckenpassagiere gehen in diese Rem­
nung mit der gleichen Bedeutung ein wie viele Passagiere, die nur auf kurzen Strecken. 
reisen. Da der deutsme Flugtourismus in weitaus überwiegendem Maße auf Entfernun­
gen unter 2000 km entfällt, ersmeint es dem Verfasser als sinnvoll, die Ziclgehiete in 

43) World Airline Sr.uistics 1968; in: Americln Aviation vom 12. S. 1969, S.73. 
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Reichweitengruppen zusammenzufassen und für diese getrennt Aussagen über die mitt­
lere Reiseweite zu machen. Auf diese Weise kann erreidlt werden, daß die errechneten 
oder angenommenen Werte wirklidlkeitsnäher werden, daß darüber hinam die relative 
Bedeutung des Verkehrs innerhalb der Reidnveitengruppen im Zeitablauf besser abge­
schätzt werden kann und daß smließlidl bessere Annahmen über eine homogenere Flotte 
für einen bestimmten Einsatzbereim möglim werden. Die bereits oben angedeutete Be­
smränkung bezieht sidl deshalb auf die Urlaubspausdlalf1ugreisen mit deutschen Tou­
ristik-LuflverkehrsgeseIIsmaflen unter 3500 km Reimweite. 

B. Verteilung des Verkehrs über die Reichweite 

Die von den Fluggesellsmaflen angebotene Betriebsleistung, ausgedrüdct in Sitz.kilome­
tern, und die tatsädllim erbradlte Verkehrs!eistung, ausgedrückt in Passagierkilometern, 
stehen über den Sitzladcfaktor und die mittlere Reiseweite in folgender Beziehung: 

(1) SK = 2P' R· A 
100 

L 
SK = Angebot in Sitzkilometern 
P Anzahl der durmgcführten Reisen (Bcförderungsfälle; Verdoppelung für 

Hin- und Rüddlug) 
R mittlere Reiseweite in km 
L Sitzladefaktor in Prozent 
A = Anteil einer bestimmten Reidlweitengruppe 

Für die Prognose der Kapaz.ität im deutsmen Flugtourismus ist es unerläßlim. die Ent­
wicklung der Größen in Gleichung (1) zu verfolgen. Dabei beziehen sidl die Obl'rlegun­
gen im wesentlidIen auf die Prognosejahre 1974 und 1980. 

0.) Die aus der Prognose des Gesamttourismus abgeleitete Zahl der flugurlaubsreisen mit 
deutsdIen Luflvcrkehrsgescllsdlaften ins Ausland (P) betr;igt für 1974 1,62 und für 
1980 2,39 Millionen. 

b) Der Sitzladefaktor (L) lag in den vergangenen Jahren im Durmschnitt etwa bei 80 
Prozent. Aus Gründen der Verkaufspolitik und wegen der Saisonabhängigkeit des 
Tourismus - jeweils der erste Rückflug von und der letzte Hinflug zu einem Ferien­
gebiet einer Flugkette erfolgen notgedrungen ohne Passagiere - wird aud, in Zukunft 
mit einem Sitzladefaktor von 80 Prozent gercdmct. 

c) Die mittlere Reiseweite (R) ist das mit der jcweiligen Entfernung allcr durchgcführ­
ten Reisen gewogene arithmetische Mittel. Da :l.lIe Verlaberungen der Touristen­
ströme in diesen Wert eingehen, werden aus den bereits genannten Gründen im fol­
genden drei Reichweitengruppen der Hir den flugtourismus relennten Zielgebiete 
gebildet, die einzeln betradltet werden sollen. 
1. Die Hauptferiengebiete liegen im Mittclmeerraum bei durchsdmittlichen Entfer­

nungen unter 2000 km. In diese Reichweitcngruppe fallen aum die Feriengebiete 
an der Schwarzmeerküste. 

2. Die nächste Reichweitengruppe zwisd,en 2000 und 3500 km umfaßt die Kanari­
sdlen Inseln und den Nahen Osten einschlicßlid, der Tiirkei. 

3. Als Ziclgebiete über 3500 km haben heute Ostafrika und die USA die größte Be­
deutung; zunehmend in Ersdleinung treten dcr Ferne Osten und Südamerika. 
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Tabelle 5: 

AHfteilrmg des deHtsdJe11 FlllgtoHrismus aHf verscbiedene ReidJ7veitengmppm 
fiir 1968, 1974 Imd 1980 

Ergebnisse des Prognosemodells 

1968 1974 1980 , 

K 11 rzstrcckcn -Flugtourismus 
Reichweite unter 2000 km 

1. Anteil am gcs,lmten Flugtourismus (0/0) 80,0 75,0 70,0 
2. mittlere Reiseweite (km) 1300 1350 1400 
3. Zahl der durchgeführten Reisen (1000) 460,2 1213,5 1672,3 
4. Wadlstumshktoren 1968-74, 1974-80, 1968-80 2,64 1,38 3,63 
5. durdlschnittliche jährliche Steigerung (0/0) 16,3 5,5 11,3 

Mi ttelstrecken -FI ugtou ri smus 
Reidl\\'eite 2000 bis unter 3500 km 

1. Anteil am gesamten Flugtourismus (0/0) 15,0 17,5 20,0 
2. mittlere Reiseweite (km) 3000 3100 3200 
3. Zahl der durchgeführten Reisen (1000) 86,3 283,2 477,8 
4. Wad1Stum~faktoreJl 1968-74, 1974-80, 1968-80 3,28 1,69 5,54 
5. durchschnittliche jährliche Steigerung (010) 21,9 9,1 15,3 

Kurz- und Mittclstreckcn-Flugtourismus 
Reilhweite unter 3500 km 

1. Anteil am gesamten Flugtourismus (%) 95,0 92,S 90,0 
2. mittlere Reiseweite (km) 1600 1700 1800 
3. Zahl der dun'hgeführten Reisen (1000) 546,5 1496,7 2150,1 
4. W'lchstumsfaktoren 1968-74, 1974-80, 1968-80 2,74 1,44 3,93 
5. durchschnittliche jährlidle Steigerung (0/0) 16,9 6,2 12,1 

Lan gst recken-FI u gtourismus 
Reichweite 3500 km und darüber 

1. Anteil am gesamten Flugtourismus (0/0) 5,0 7,5 10,0 
2. mittlere Reiseweite (km) 8000 8200 ; 8500 
3. Zahl der dunhgeführten Reisen (1000) 28,8 121,3 238,9 
4. Wachstumsfaktoren 1968-74, 1974-80, 1968-80 4,22 1,97 8,31 
5. durchschnittliche jährliche Steigerung (0/0) 27,1 11,9 19,3 

= 
Flugtourismus insgesamt 
alle Reidlwcitcngruppen 

1. Anteil am gesamten Flugtourismus (0/0) 100,0 100,0 100,0 
2. mittlere Rci~eweite (km) 1900 2200 2500 
3. Zahl der durcht;eführten Reisen (1000) 575,3 1618,0 2389,0 
4. Wachstumsfaktoren 1968-74, 1974-80, 1968-80 2,81 1,48 4,15 
5. durchschnittlidlc jährliche Steigenmg (0/0) 18,8 6,7 12,6 



Der deutsche Fillgtourismus im nächstC71 Jahrzehnt 253 

Unter der Annahme, daß sich zwar die relative Bedcutung des Flugtourismus zwischcil 
den Reichweitengrllppen, aber nur in geringem Umfang die mittlere Reisewcite inner­
halb der Gruppen im Zeitablauf ändert, ist es möglidl, auf Grund des zu beobachtenden 
Trends zu weiter entfernten Zielen mit Hilfe von Schätzungen der Anteile der einzel­
nen Reidlweitengruppen am gesamten flugtourismus eine mittlere Reiseweite für die 
Jahre 1974 und 1980 zu ermitteln. An Hand der vom Statistischen Bundesamt veröffent­
lichten Statistiken über den von Deutschland ausgehenden Pausdlalflugreiseverkehr 4.1) ist 
eine genalle Ermittlung der mittleren Reiseweite der deutschen Flugtouristen nicht mög­
lich, weil die aus Deutschland in ihre Heimatstaaten zlITiickfliegenden Ausländer ebenso 
in die Statistik eingehen wie die Ausländer, die nur in Deutschland einen Zwischenauf­
enthalt verbringen oder auch nur auf einem deutsmen Pillghafen zwismenlanden 45). Auch 
die Sonderauszählllng des Statist ismen 13undesamtes·'6) über die deutschen Touristik­
Fluggesellschaften führt hier zu keinem Ergebnis, weil zwar der Abgangsflughafen, nidlt 
aber das Zielgebiet ausgewiesen wird 47). Insofern bleibt nur die Möglichkeit einer Ab­
schätzung mit Hilfe der offiziellen Statistik, die durch eine Kontrollrechnl.\ng mit den 
Ergebnissen der Condor ergänzt werden konnte. Danach ergeben sidl für die drei aus­
gewählten Jahre als mittlere Reiseweiten fUr den deutschen Flugtomismus die in Ta-
belle 5 aufgeführten \Y/crte, die durch den Anteil jeder Gruppe am gcsanlten Flugtouris- ... -.... .,--_.--~. 
mus und den durdlsd1l1ittlichen Zuwadls für die betrachteten Zeiträume erg~inzt werden 48). 

Der Ferntourismus zeichnet sich zwar in letzter Zeit durdl hohe Zuwachsraten aus, hat 
aber andererseits nur einen geringen Anteil am gesamten Flugtourismus. Im nädmen 
Jahrzehnt kann man kaum damit rechnen, daß der Ferntourismus seinen Anteil mehr 
als verdoppeln wird. Bezogen auf den prognostizierten Wert von 2,39 Millionen Flug-
touristen, die im Jahre 1980 von deutsdlen LuftvcrkehrsgesellsmanclI ins Ausland ge-
flogen werden, ergibt sidl ctwa eine Verachtfachung des Ferntourismus gegenüber 1968, 
was durdlsmnittlidlCn jährlichen Zuwadmaten von 19,3 Prozent entspridlt. Demgegen-
über wächst der Flugtourismus auf Strecken bis zu 2000 km im gesamten Prognosezeit-
raum unterdurchschnittlidl stark mit nur rund 11 Prozent pro Jahr. Wegen der beson-
deren Verhältnisse im Ferntourismus, der auch besonderes Pluggcrär erfordert, wird 
dieser Bereich von nun an ausgeklammert. 

C. Ermittlung einer potentiellen Flotte für den deutschen Flugtourismus 

Damit sind alle Komponenten der Gleichung (1), die das Angebot der Luftverkehrsgc­
sellsdlaflen definiert, erläutert. Die bisher unter dem Aspekt,. Verkehr« bchanddten Zu­
sammenhänge sollen nun durdl den Aspekt des .. 13etriebs« bei den LuflYerkehrsgesell-

H) St2tisti,ches Bundesamt: Reihe 3, Luftverkehr, :I.a.O. 
4S) Hier dürfte es sidl im wesentlichen um Touristen aus den angelsädlsisdlcn und ~br.dinavisdlcn Ländern 

handeln. was besonders deutlidl am Flu~h3fen München zu erhnnen ist. auf den der weitaus überwie­
sende Teil aller !lad, .Gro~britannien und Sl~andina,:,ien rei~en~en Touristen. entfällt. Mit r,ro.ßer Sicher­
heit handelt es Sich Illee nicht um deutsche I-lu~tourlSten, dIe Ihren Urlaub Im Norden verbringen, son­
dern hauptsädllidl um ausländische Touristen. die aus dem SUden kommend in Mündlen aus technischen 
Gründen zwisdlenlanden und so in die Statistik eingehen. 

48) Vgl. StiZt;stisd)(s Bundesamt, SonderauszählunF;, a.a.O. 
47) Der Grund dafür liegt in der gesetzlich verankerten Pilidlt zur Geheimhaltung von Firmencrgcbnisscn. 
4~) Zum Vergleidl: Frankfurt-Palma de Mallorca 1253 km 

Teneriffa 3194 km 
New York 6196 km 
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schafl:en ergänzt werden. Das Angebot an Sitzkilometern ist unter diesem GcsidltSpunkt 
definiert durch die Gleichung 

(2) SK·= N· U . Y . C 
N = Zahl der ganzjährig eingesetztcn Flugzcuge 
U durchschnittliche j:ihrlichc Ausnutzung in Flugstunden 
Y = durdJsdmittliche FluggcsdJ\vindigkeit in km/h 
C = durdlsdlllittlichc Größe eines Flugzeugs (Sitzzahl) 

Die Produktivit;it eincs Flugzeugs im Flottendurchschnitt ist definicrt als U . Y . C. Die 
beiden Komponenten U und V werden beeinflußt durch die Einsatzhcdingungen und die 
Struktur des Streckennetzes. Im Flugtourismus ist das Verkehrsaufkommen in einer Weise 
gcstiegen, daß hcute von allen deutschen Flughäfen direkte Pausdlalf1ugreisen in die 
Hauptferiengebiete angcbotcn wcrden können. Die zcitweise durchgeführten Zwischcn~ 
landungcn nicht aus tcdmisdlcn Gründcn (Rcichwcite dcs Flugzcugs), sondcrn zur bcsse~ 
ren Auslastung dcr Maschinen, spiclcn keine bcdcutcnde Rolle mehr. Damit ergibt sidl 
die Fluggcschwindigkcit (V) in dircktcr Abhängigkcit von dcr mittleren Reiseweite der 
Touristen. Sie dürfl:e iln Jahre 1963 bei Einsätzen im Kurz~ und Mittelstreckenbercich 
durchsclmittlidl bei rund 650 km/h gelegen haben. Wcnn die Propellerflugzeuge restlos 
aus dem Touristikflugvcrkehr ausgesdJiedcn sind, diirfl:e die durchschnittlichc Flugge­
schwindigkeit 700 kmJh betragen. Deshalb wird ab 1970 mit dicscm Wert gercdlllCt. 

Die durdlsd1l1ittliche jährliche Ausnutzung (U) ist in ;'illIllicher Weise abhängig von der 
Art des durdlgeführren Verkehrs (Kurz-, Mittel- und Langstreckeneinsatz), den einge~ 
setzten Flugzeugtypen und der Umlaufplanung für die einzelnen Maschinen. Der Durm~ 
sdlnittswert für das Jahr 1968 düdle im deutschen Flugtourismus in der Größenordnung 
von 2200 Flugstunden gelegen haben. Dis 1930 wird mit einer kontinuierlichen Steige­
r\lI1g auf 2500 Flugstunden gerechnet. 

In die Flugzeugzahl (N) gehen alle im Laufe eines Jnhres eingesetzten Flugzeuge ent~ 
sprcdlend ihrer auf das Jahr hezogenen Einsatzdauer ein. Bei den deutsdlen Touristik­
fluggesellschaften waren im Jahre 1968 zwischen 20 und 30 Flugzeuge vcrsmiedener 
Baumuster vorhanden, von dcnen jcdoch mehrere nur zum Teil im Flugtourismus einge­
setzt wurden (entweder an bestimmtcn Tagen, z. D. dem Wodlencnde, oder zu bestimm­
ten Tageszeiten, z. B. außerhalb der Spitzenstundell des Linienverkehrs, oder nur einen 
Teil des Jahres, wie es hei neu cingeführten Flugzcugen dcr Fall ist). über das ganze Jahr 
gerechnet dürHen nicht mehr als 18 Hugzeuge voll im Einsatz gewesen sein. 

Die Größe der eingesetzten Flugzeuge lag im Jahre 1968 zwismen 40 und 125 Plätzen, 
wenn man von den vierstl"ahligcn Langstred<enmaschinen absieht. Als DurdlSChnitts­
größe (C) dürfl:e sich. ein Wert bei 85 Plätzen ergeben. 

Aus der Zusammenfassung der Glcidlllllgen (1) und (2) erhält man 

2p· R· A 
(3) SK =N· U· V· C = L 

Daraus läßt sich dann, wenn man die Prognosewerte für das Angebot zugrundelegt, die 
durdlschnittlidlc Flugzeuggröße bei gegebener Flugzeugzahl oder die Flugzeugzahl bei 
der in Zukunfl: zu erwartcnden durchsdll1ittlidlen Flugzeuggröße ermitteln: 

(4) C = 2p· R . A (5) N = 2p· R . A 
L·U·Y·N L·U·Y·C 
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Abbildung 11: 

Modell zur Ermi~t1ung der erforderlidlcn Kapazität im deutschcn Flugtourismus 
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Zur Darstellung dieser Zusammenhänge wählt der Verfasser wieder ein Modell, das 
in seinem Aufbau dcm Prognoscmodell für das flugtouristisdlC Verkehrsaufkommen 
entspridlt. Es erlaubt die Ermittlung der jeweils als abhängig bemlchteten Variablen 

\. 
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aus den tatsächlid1en oder angcnommenen Wcrten dcr andcren Größen. auf einfache 
graphi:;che Weise. Ausgehcnd von dem Verkehrsvolumen (Passagiere) gelangt man über 
den Anteil des zu untersud1cnJcn Kurz- und Mittelstreckenmarktcs am gesamten Flug­
tourismus und die in diesem Bcreich zu beobachtende mittlcre Rciseweite zu der Ver­
kehrsleistung, ausgedrückt in Passagicrkiloll1ctern, der bei eincm bestimmten Sitzlade­
f.tktor das Angehot an Sitzkilometern entspridlt. Die für das Angebot erforderliche 
rIugzeugzahl wird dann mit Annahmen über die drei Produktivitätskomponcnten (Ka­
pazität, Fluggeschwindigkeit und j:ihrliche Ausnutzung) ermittelt. In der Abbildung 11 
sind dic Werte für die Jahre 1968 und 1980 eingctragen; die Ergebnisse des Modells 
werden in der Tabelle 6 für die Jahre 1968, 1970, 1974 und 1980 zusammengefaßt. 

Tabelle 6: 

Bestimmung der zur Bew:iltigung der NadJ/rage im deutsdJen Flugtourismus 
er/orderlidJen FlugzcIIgzabl (Kurz- IIl1d M ittelstrecken-Verkehr) 

1968 1970 1974 1980 

a b 

Flugurlaubsreisen mit deutschen 
Chartergesellschallen (1000) *) 575 913 1618 1142 2389 . 
ßcfiirdcrungsHllc (1000) 1150 1826 3236 2284 4778 
Anteil des Kurz- und Mittelstrecken-

flugtourismus (°/0) 95 95 92,5 90 

Beförderungsfälle im Kurz- und Mittel-
29931 streckcn-F1ugtourismus (1000) 1093 1735 2113 4300 

mittlere Reiscweite (km) 1600 1600 1700 1800 

Passagicrkilornetcr (Mio.) 1748 2776 5 0891~ 3593 7740 
Sit7.bdefaktor (%) 80 80 80 80 

Sitzkilometcr-Angebot (Mio.) 2185 3469 6361 I 4491 9675 
durdISChnittlidle Flugzcuggröße (Sitze) 85 100 105 160 

Flugkilometer (1000) 25706 34690 60581 I 42770 60469 
durchsdll1ittlidlc 

Fluggeschwindigkeit (kmJh) 650 700 700 700 

Flugstundcn pro Jahr 39547 49557 86544 I 61100 86383 
durdlSdll1ittlidlc jährlidle 

Ausnutzung (Stunden) 2200 2200 2350 2500 

Flugzeugzahl 18 23 37 I 26 35 

*) Ergebnisse des PrognoscmoJells. 

1974 a: Dercdlnung auf Grund des prognostizierten Aufkommens. 
b: Dercdlnung der Kap~zit:it mit der für 1970 zu erwartenden Flotte. 
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Für die sechs Jahre zwischen 1968 und 1974 kann man in etwa absehen, wie sich die 
Flotten der deutschen Touristikfluggesellschaften entwickeln werden. Die Umrüstung 
auf moderne Strahlflugzeuge, die sdlon seit einiger Zeit im Gange ist, dürfte inzwi­
smcn ihren Absmluß gefunden haben. Bis 1970 steigt die durmsdmittliche Flugzeug­
größe, u. a. durm den überwiegenden Einsatz einer B-707 der Condor im Mittelmeer­
tourismus, auf rund 100 Plätze. Das vorausgeschätzte Verkehrsaufkommen von 0,91 
Millionen Passagieren, von denen 95 % im Kurz- und Mittelstreckenbereim reisen wer­
den, erfordert bei der höheren Fluggeschwindigkeit und unter Beibehaltung der für 1968 
angenommenen anderen Größen den vollen Einsatz von rund 23 Flugzeugen. Auf Grund 
der bis Herbst 1969 bekannt gewordenen Flottenplanungen werden 1970 insgesamt 26 
Flugzeuge imKurz- lind Mittelstrecken-F1ugtourislIlus eingesetzt werden. Davon entfaIlen 
auf die Condor 10, die LTU 6, die Bavaria 4, die Atlantis 1, die Germanair 3 und die 
Panair 2 Masminen 4V). Auf den ersten Blick wäre also ein überangebot an Flugzeug­
kapazität zu erwarten; Preissenkungen gegenüber dem Vorjahr legen in der Branme 
tatsächlim den Sdlluß nahe, daß die Fluggcsellsmaften mehr Kapazität anbieten als 
von den Reiseveranstaltern nachgefragt wird. Dennoch hält der Verfasser die überka­
pazität, wenn sie wirklich vorhanden sein sollte, nimt für so gravierend; denn 1. durdl 
den teilweisen Einsatz des Fluggeräts im Liniendienst für die Deutsdle Lufthansa (LTU, 
Bavaria), 2. durdl die z. T. erst im Frühjahr 1970 erfolgende Auslieferung der Masdli­
nen, die dann nur zu einem Brudlteil im Reisejahr 1970 (Oktober 1969 bis September 
1970) eingesetzt werden, 3. durdl die Besmäfligung eines Teils der Flugzeuge auch im 
Langstrecken-Verkehr, der hier ausgeschieden wird, oder im ad-hoc-Geschkft, das nidlt 
in die Statistik tiber den Pauschaltourismus eingeht, muß man die Flugzeugzahl um 
zwei bis drei Einheiten ,reduzieren. Wenn die getroffenen Annahmen als ridJtig unter­
stellt werden, ist im deutsmcn Flugtourismus im Jahresdurdlsdlllitt mithin weder ein 
überangebot an Kapazität rlOm eine Kapazitätslücke zu erwarten. 

Anders liegen die Verhältnisse im Jahre 1974: trotz des anteilsmäßigen Rückgangs, der 
im Kurz- und Mittelstrccken-Verkehr zu erwarten ist, trotz der unterstellten Erhiihung 
der mittleren Reiseweite auf 1700 km, der durchsdlllittlimen Flugzeuggröße auf 105 
Sitze und der j:ihrlichen Ausnutzung auf 2350 Flugstunden, wären zur Bewältigung der 
Nachfrage ceteris' paribus etwa 37 Flugzeuge erforderlidl (vg\. Tabelle 6). Gegen eine 
derartig starke Erhöhung der Flugzeugzahl spremen jedoch mehrere Argumente: die 
Flottenpolitik einiger Touristik-Luftverkehrsgesellschaften zielt darauf ab, die Zahl 
der einzusetzenden Flugzeuge und damit aum der Besatzungen relativ konstant zu halten; 
Dafür spremen Kostengesidmpunkte, die sidl sowohl auf den Flugbetrieb als auch auf 
die Verwaltung beziehen. Hinzu kommt, daß die Reiseveranstalter, die aus Kosten­
gründen und im Hinblick auf die Wünsdle der P:magicre großen Wert auf die Durch­
führung von Non-Stop-Flügen in die Feriengebiete legen, den Einsatz der Flugzeuge 
in der Weise planen, daß die Ankunfl der Maschinen aus den deutsmen Städten in den 
Feriengebieten möglichst in einer eng begrenzten Zeitspanne erfolgt (Transfer von und 
zu den versdliedenen Hotels, Verteilung der zurückfliegenden Passagiere auf die flug­
zeuge nach versdliedenen deutsrnen Städten). Die stark gestiegene Flugzeugzahl würde 
zu einer Steigerung der Frequenzen führen, die sowohl im Inland als auch in den Ferien­
gebieten mit ihren heute zum Teil sdlOn stark ausgelasteten Flughäfen Abfertigungspro-

40) Vgl. Hili; AI., I'lu~touristik vor der Krise? Die Konkurrenz der Fluggesellschaften und der Veranstalter 
verschärft sidl; in: Handelsblatt 8./9.8.69. 
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bleme mit sich bringen könnte. Die Aripassung an die steigcnde Nachfrage kann lang­
fristig nur über die Flugzeuggröße erfolgen, während eine kurzfristige Anpassung über 
die jährliche Ausnutzung, in begrenztem Rahmen über den Sitzladefaktor oder die teure 
Subdlarter von I;luggerät möglich ist. Wenn man berücksidltigt, daß bis 1974 auf Grund 
der Planungen der Chartergesellschaf1:en noch eine Vergrößerung der Flotten um einige 
Flugzeuge für den Einsatz im Kurz- und Mittelstred,cn-ßereidl zu erwarten ist, daß diese 
Maschinen aber nur zum Teil im Flugtourismus eingesetzt werden, ersdleint es ange­
bracht, die Zahl der Urlaubsreisen zu ermitteln, die mit der Flotte des Jahres 1974 be­
wältigt werden kann; zu diesem Zeitpunkt kann damit gerechnet werden, daß etwa 26 
Flugzeugc voll im Einsatz sind ~O). Dabei zcigt sich, daß rund cine halbe Million Passa­
giere weniger befördert werden können, als der zu erwartenden Nadlfrage elltspricllt 61). 

Die logische Konsequenz ist im FlugtOurismus wie im Linienluftverkehr der Einsatz VOn 

Großraumflugzcugcn. Auf Grund cincr hier nidlt näher zu erläuternden ßeredmung des 
Verfassers wäre bereits 1974 der Eins:nz von drei Flugzeugen der Größenordnung des 
europäischen Airbus mit rund 260 Plätzen bei den deutsdlen Chartergesellschaften mög­
lich. 
Die Prognose flir das Jahr 1980 geht, wie aus. der angenommenen Erhöhung der durch­
s..nnittlidlen Flugzeuggröße ersichtlich ist, davon aus, daß Großraumflugzeuge im Kurz­
und Minclmecken-Tourismus im Einsatz sind. Bei Flugzeugen mit durdlschnittlim 160 
Sitzen kann man sich die "Flotte" des deutschen Flugtourismus zusammengesetzt vor­
stellen aus »großen« Flugzeugen der niidlSten Generation mit einer Kapazität VOll rund 
280 Sitzen und ,.kleinen« Flugzeugen mit durdmhnittlich 105 Sitzen, die den gegen­
wärtig eingesetzten Flugzeugtypen elltSpredlen (ßAC-Ill, DC-9, ß-137, B-727). Die 
insgesamt erwartete Flugzeugzahl von 35 im Jahre 1980 würde sich entsprechend den 
obigen Annahmen über die Einsatzbedingungen und die Steigerung des Verkehrsauf­
kommens ergeben, wenn 11 bis 12 Großraumflugzeuge und 23 bis 24 herkömmlime Kurz. 
und Mittclstred,enflugzeuge eingesetzt würden. 
Mit den Großraumflugzeugen werden die Fluggesellschaflen in die Lage versetzt, Ko­
stensteigerungcn aufzufangen oder gar Kostensenkungen an die Reiseveranstalter wei­
terzugeben, weil die WirtschafHidlkcit der Großraumflugzeuge gegenüber dem herkömm­
lichen Fluggerlt erheblich größer ist. Es darf als unumgänglich angesehen werden, daß 
auch im Flugtourismus eine Anzahl derartiger Masminen ab etwa 1974/75 zum Ein­
satz kommt. Bei einer separaten ßetrachtung der Chartergesellsdlaften muß man auf 
Grund der Einsatzplanung in den verschiedenen Streckennetzen zu einer höheren Zahl 
als der oben genannten kommen. Es geht hier nicht so sehr darum, die genaue Flug­
zeugzahl vorauszusagen, als eine Tendenz aufzuzeigen, die den Flugtourismus im näm­
sten Jahrzehnt bestimmen wird. Auch wenn die 'Preisvorteile, die die Großraumflug­
zeuge mit sich bringen, nur relativer Natur sein sollten, werden sie den Flugtourismus 
in erheblidlem Maße stiinulieren und diesem Zweig des Tourismus weitere' ßevölke­
rungskreise erschließen. 

Ml) Vgl. die von der FlugzeuJ;zahl 26 ausgehende Berechnung der Kapazität der deutschen Touristik-Flug_ 
ge,c1lsdlaflcn für 1974 in Tab. 6, Spalte b. 

51) Diese Kapazitätslüd<e ist etwa so groß wie das gesamte deutsche Flugtouristik-Aufkommen mit deut-
schen Chartergcsellschaflen im Jahre 1967 olme Bcriid<sichtigung der Reiseweite; vgl. Tab. 4. 

Abschließend sei nochmals auf den bereits zitiert<'n AufsJtz von lIiIl, M., Flugtourismus vor der Krise? 
hingewiesen, der eine ~usgezeid1nete übersicht über die Branche JUdl im Hinblid< auf die in dieser Arbeit 
weitgehend aus~eklam!llcrtcn ReiseveraO$talter gibt. Der Aufsatz ist nach Abschluß dieser Untersuchung 
ersdlienen; cr bestätigt in vielen Fällen die Ansichten und Annahmen des Verfassers. 



BuchbcspredJJlngm 259 

.. Buchbesprechungen 

Jürgcnsen, lIarald!Berg, Hartmut, Konzen­
tration und Wettbewerb im Gemeinsa­
men Markt - Das Beispiel der Automobil­
industrie - (= Bd.12 der \VirtsdJaf/spoli­
tischen Studim allS dem Institut jijr Euro­
päisdJf! WirtsdJaflspolitik dcr Univcrsität 
Hambm'g), Göttirlgm 1968, Verlag Vandm­
hoeck & R:lpredJt, 272 S., kartonjert DM 
32,-

In der wimchaftspolitisdlcn Diskussion gilt es 
gegenwärtig als en vogue, in Anbetracht der 
US-amerikanisdlen (und japanischcn) welt­
weiten Exp:lJlsionsbestrcbungen von der Not­
wendigkeit zu spredlen, einen höheren Kon­
zentrationsgrad oder aber doch zumindest 
eine verstärkte Kooperation der deutschen 
und der EWG-Industrien zu realisieren. Nicht 
zuletzt durch die spektakulären Thesen des 
Buches von Servan-SdJrciber wurden diese 
Forderungen von einer brciteren Oifentlidl­
keit übernommen, ohne daß fundiertes und 
abgesidlertes Matcri:l! über Kostellstrukturen 
und Finlnzierulll;smöglichkeiten vorlagen. Die 
DidlOtomic von Konzcmrationsgrad und Wett­
bewerbsaktivität wird dabei häufig nicht be­
achtet; dies fUhrt dann dazu, daß dcr Wett­
bewerbsaspekt vcrn.lchlässigt wird. 

jürgmun und Bag versudlen, diese Fragen 
im Bereidl der Automobilindustrie systematisdl 
zu durdlleudJten und abzuklärcn. Sie unter­
sumen sowohl die US-amerikanisdlcn wie audl 
die deutsdlclI (PKW-)Fahrzeugh('rstcllcr im 
Hinblick auf die Problemkreise der optimalcn 
Betriebsgröße, dcr Absatz- und Bezugsanteile 
bei wadlscndt'r Untcrnchmensgriißc, der Be­
ziehung zwisdlCIl Unternchmcnsgröße und In­
novationsleistung und der Fina1l7.ierungsfragc. 

Die Autoren gelangen zu dem Ergebnis, daß 
ein Zusammcnsdlluß der deutsdIen Anbieter 
zu einer Dcutsdlen Automobilunion nidlt er­
forderlim und :lUm nicht wünsdlenswcrt er­
scheint, da dies zu einer ähnlidH:n Entwicklung 

in Frankreidl, Italien und Großbrito.nnien füh­
ren dürfte und hicraus ein _enges Oligopol" 
(im Sinne von E. Kantzenbadl) suboptimale 
Wcttbcwerbsresultate erbringen würde. (Aller­
dings ist diesc Stufe der Konzentration in 
Italicn im Herbst 1969 bereits crreidlt worden.) 

Die Ausführungen sind auf das Jahr 1968 
abgestellt. Die Dynamik der Entwicklung 
offenbart sidl in dcn inzwismcn erfolgten wci­
teren dcutsmen (VW-AudifNSU) und franzö­
sisdl-italienisdlen (Fiat-Citroen) Konzentra­
tions- bzw. Kooperationsvorgängcn. Diese 
Veränderungenwiderspredlen jedodl nidlt den 
UntersudlUngsergebnissen der Verfasscr. 

Dcutlidl otlcnbaren sich in der Studie die 
erheblidlen Sdl\\'ierigkeitel1 bei der Material­
beschaffung, insbesondere hinsidJtlidl der Ko­
stenwerte und der hieraus 7.U ziehenden 
Sdllußfolgerungen bezüglidl einer kostenopti­
malen Ausbringung bzw. Betriebsgröße. Teil­
weise dürften die verarbeiteten Kostenangaben 
das Jahres 1954 inzwisdlen wegen der Fort­
sduittseifekte in der Autolllobilindustrie nidlt 
mehr die erforderlidu: Aussagekrall besitzen. 
Weiterhin sollte berücksidJtigt werden, daß die 
Verfasser den NUIzfahrzeugbereidl ausklam­
mern; für diesen Produktionssektor liegen 
inzwisdlcn spezielle Analyscn vor (~o bei­
spielsweise A/bad" H., Notwendigkeit einer 
Konzentration in der Nutzfahrzeugindustrie? 
in: Notwendigkeit und Gcfahr der wirtsdlaft­
lidlen Konzentration [= Bd.62 der Vcrijifcnt­
lidlungen der List Gesellsdlaft c. V,) BaseI­
Tübingen 1969). Zumindest im Nutzfahrzcug­
bereich dürfte jedodl eine kostcnoptimale Aus­
Ia.stun!; der vorhandenen Kapazitäten bei der 
Mehrzahl der deutschen Hersteller nidlt vor­
liegen; davon zeugen :ludI die in den letzten 
Jahren zu beobadJtcnden Kooperationsvorgänge. 
Die gegenwärtig langen Lieferfristen audl in 
diesem Zweig der Autolllobilindustrie können 
nicht als typisdl, sondern lediglich als Rand-
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ersdlcinungen einer verfehlten Konjunktur­
politik gewertet werden. 

Letztlidl sollte bei der Durchleudltung und 
vergleichenden Analyse der westellrop:iischen 
und der amerikanischcn Automobilindllstric be­
rü(ksidJtigt werden, daß bci den deutsdlen 
Herstellern der Expansionsweg in erster Linie 
durdl einen außergcwöhnlidl hohen Export­
anteil jnduziert und stabilisiert wurde. Es ist 
zweifellos finanziell aufwendiger, die erforder­
lidle Verkaufs- und Kundendienstorganisation 
auf Auslandsmärkten zu gewährleisten als im 
Inland, wie es bei der US-Industrie der Fall 
ist. 
Insgcs:lmt bietet die Studie von Jürge7lSen und 
Berg interessante Möglidlkeiten, die 'nIesen 
der jüngeren Wettbewerbstheorie an einem be­
dcutenden Produktionsbereich zu interpretie­
ren. Daß sidl hierbei .aum Smwierigkeitcn 
dadurch offenbaren, daß die Modellaussagen 
dil! Gesamtheit der in der Realidt zu beach­
tenden lleurteilungskriterien nidJt umfassen, 
mindert nidlt den Wert der UntersudlUng. An­
dererseits wäre es ,vünschenswen, wenn die 
betroffenen und angesprochenen Industriebe­
reiche dazu beitragen würden, durm O(fen­
legung der den Verfassern nidlt gcnau be­
kannten Zahlenwerte das Gesamtbild der 
WettLcwerbsproblematik in der Automobilin-
dustrie abzurunden. D G Ab I K"I r. . er e, 0 n 

.. Raumordnung und Verkehr", Taglmgsb~­
richt iiber das J. Seminar für Raumordnung 
'Vom 15. Oktober bis 17. Oktober 1968 
(= Hefl 65 der Mittl!ilungen aus dem Insti­
tut für Raumordnung), Selbstverlag der 
Bundesforschungsanstalt für Landeskunde 
lind Raumordnung, Bad Godesberg 1969, 
261 S. DIN A 4, zahlreidJe Karten und Ta­
bellen. Mit einem Anhang (25 S.): Ausge­
fv:ihlu deutsche LitcTlltur zum Thema 
:.Rallmordmlng lind Verkebr~ aus den fah­
Ten 1966-1968. 

Der Band enthält die Referate und Diskus­
sionsbeiträge der beiden ersten Seminartage 
- der Direktor des Instituts für Raumordnung, 
Dr. habil. Dittrid" eröffnete an beiden Tagcn 
die Vcranstaltung mir einer einleitenden An­
sprache und leitete die Diskussion - und einen 

kurzcn Bericht über die Exkursion in das 
Ruhrgebiet am dritten Tage, wo innerstädtisme 
und überregionalc Verkehrsproblemc von Ver­
tretern des Sicdlungsverbandes Ruhrkohlen­
bezirk und der DeutsdIen Bundesbahn erläutert 
und an Ort und Stelle studiert wurden. 

Am ersten Seminartage referierten der Parla­
nicntarisdlc Staatssekretär H. Börner über die 
Beziehungen zwischen' Raumordnung und Ver­
kehr, Pr:isident Prof. Dr. EI. M. OeflC'ring 
über die Stellung der Eisenbahn im Wandel 
des Verkehrs, Prof. Dr. Kar/ Oett/c-IMünchen 
über die Problematik der deutschen Verkehrs­
politik und Prof. Dr. P. A. MäckelAadlcn 
über Analyse- und Prognose-Methoden des 
regionalen Verkehrs. An die Referate schloß 
sim eine rege Diskussion an. 

Der zweite Seminartag war hauptsächlich den 
Problemen der regionalen Verkehrspolitik ge­
widmet. Auf das einführende Referat von Dr. 
Rudolf lio/lmannlDraunsdllveig folgten ein 
Korreferat und ein Beridlt über Bayern von 
Dr, lValtraud SteinwcglMünchen und je ein 
Beridlt über Rheinland-Pfalz und über Nie-' 
dersadlsen von Dr. EI.-D. Sei/lertlTrier und 
Dr. J. MasuhrlOsnabrück. Dr. G. KronerlBad 
Godesberg beridltete über Verkehrskartogra­
phie und sdlließlich Dr. f. lJrudvelt/Leiden 
über die Stellung Rotterdams im europäischen 
und iiberseeisdlen Verkehr. Auch zu diesen 
Vorträgen gab es etlidle Diskussionsbeiträge. 

Das Seminar vom 15. bis 17. Oktober 1968 
brachte in der Vielheit und Vielseitigkeit der 
Referate und der Diskussionsbeiträge die große 
Fiille und die staats- und raurnordnullg~poli­
tische Bedeutung der WedlsclbcziehulIgcn zwi­
sdlcn Raumordnung und Verkehr eindrucksvoll 
zum Bewußtsein. Diese Eindrücke vermittelt 
der TagunS'beridlt ungesdlm:i1ert denen, die 
sidJ. für diese Wechselbeziehungen interessieren, 
aber an dem Seminar nidlt teilnchmen konn­
ten. Die Berücksidnigung raumordnungspoliti­
sdler Zielsetzungen in der ycrkehrspolitischen 
Diskussion und die der verkehrspolitismen 
Problematik bei der Erörterung von Aufgaben 
der Raumordnung hat in der llundesrepublik 
Delltsdlland und anderen wirtschafllidl ent­
wickelten L:indern in der jiingsten Vergangen­
heit beträchtliche Fortschritte gemacht. Das er­
wies auch das Seminar über Raumordnung und 
Verkehr, und das gcht .insbesondere aus der 
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umfangrcidlen dem Tagungsberidlt angehäng­
ten übersicht über ausgewählte dcutsdlc Lite­
ratur zu diescm Thcma aus dcn Jahren 1966 
bis 1968 hervor. 

Dr. Rudolf Hoffmann, Brallnschwcig 

Delke, Kurt I Dosselmann, lIeinridt I Liegel, 
Otto, StVZO (Straßenverkc/;rs-ZulasSlings­
ordnung mit der Fahrze/lgteilcverordnung,. 
den Richtlinien für die Prüfling von Fahr­
zeugteilell und weiteren Bestimmungen unter 
besonderer Berücksichtigung der tccfmischen 
Vorschriflen). Zehme Allflage, KirsdJball1n 
Verlag Soms-Bad Godesbcrg 1969, 700 S., 
DlN A 5, DM 42,80. 

Das dcutsdlc Straßcnvcrkehrsredlt geht aus 
von dem KrafH:thrLcuggesetz vom 3. Mai 1909, 
das die Grundnormcn für dcn allgemeinen 
Straßenverkehr enthält und zwar nicht nur 
für den KrafHahrzeugvcrkehr, wie der Titel 
des Gesetzes vermuten lassen kUnnte. Durdl 
das Gesetz zur Sicherung des Straßenverkchrs 
vom 19. Dczembcr 1952 wurde die Obersdlrifl: 
des Krafl:fahrLeugge~ctzes abgeändert in "Stra­
ßcnverkehrs!~esetz«. Damit wird dem Umstand 
Rechnung getragen, daß das Gesetz für die 
Regelung dcs gesamten Straßcnverkehrs gilt, 
wobei einige Unstimmigkcitcn, die sich aus 
den politisdlcn Wandlungen seit 1945 ergeben 
hatten, ausgcmCrLt wurdcn. 

Das Straßenverkehrsgesetz regclt nur die 
grundsätzlidlen Fragen über das Führcn von 
Krafl:fahrzeugen und über die Zulassung von 
Kraftfahrzeugen. Diese Vorsdlrifien betreffen 
ganz besonders die Verkehrssidlerull[;. Einzel­
heiten sind enthaltcn 

a) für die Zulassung von Krafl:fahrzeugen und 
Fahrzeugführern in der Straßcnvcrkehrs­
zlIlassungsordnung (StVZO), und 

b) über das Verhalten der Vcrkehrsteilnehmer 
im Straßenverkehr in der Straßcnverkehrs­
ordnung (StVO). 

Der § 1 des Straßenverkehrsgesetzes bestimmt, 
daß Krafl:fahrzeuge, die auf öffentlidlen We­
gen odcr Plätzen in lletrieb gesetzt werden 
sollen, von der llehörde zum Verkehr zuge­
lassen scin müsscn. Das ist ein Auftrag des 
Gcsetzgebers :m die Behörde. 

Was im einzelnen zur Durdlführung dieses 

Auftrages zu geschehen hat, ergibt sidl aus der 
StraßenvcrkehrszlIlasmngsordmmg. Diese Vor­
schrifl:en enthalten die Ermächtigung der Ver­
kehrsbehörden, im In teresse der V crkehrs­
sidlcrheit die Führung von Kraftfahrzeugen 
und Tieren zu Unters;lgen, von Bcdingungen 
abhängig zu madlen, die Fahrerlaubnis 7.U er­
teilen und Ermittlungen über die Eignung des 
Antragstellcrs zur Teilnahme am Straßenver­
kehr anzustellen. 
Zuständiger Ressortminister ist allein der Bun­
desverkehrsminister. Das war nicht immer so. 
Denn im Jahre 1937 war die Zuständigkeit 
des damaligen Reichsyerkehrsministers für das 
Aufgabengebiet der Straßenverkehrsordnung 
auf den Reidlsinncnminister übergegangen. Für 
die Ortstafeln und Wegweiser zeichnete der 
Gcneralinspektor für das deutsdlc Straßen wesen 
vcrantwortlidl. Diese Auf teilung war U!lsyste­
matisch, sic hatte politisdlc Gründe. Das hatte 
7.ur Folge, dag der Rcichsverkehrsminister z. B. 
für die Vorschrifl:en über die vordere Beleuch­
tung der Fahrräder zuständig war, während 
die Vorschrifl:en für die hintere Fa.hrradbe­
leudltung vom Reidlsinnenministcr erlassen 
wurden. 
Die vorliegende Schrift von Bt:lkelBossclman/lJ 
I.iegel befaßt sidl mit der Straßcnvcrl:ehrszu­
lassun!;sordnung. Sie ist :Im 1. J:1nuar 1938 in 
Kr;lfl: getreten. Seitdem ist sie wiederholt im 
Verordnungswege geändert und erg:illzt wor­
den. Zahlreidlc Entscheidungen der ordent­
lidlcn Geridlte, der Verwalt\lngsgerichtc, der 
Verwaltungsbehörden und ministericlle Einzcl­
clItsdlcidungen haben aufgekommene Zweifcls­
fr:Jgen gcklärt. Hervorzuheben ist die Kom­
mentierung der §§ 13 und 13 a-d, die sidl 
mit dem beim Kraftfahrtbundesamt geführten 
Verkehrszentralregister befassen. Beadltlich sind 
;ludI die Hinweise auf die Krafttfahrzeughaft­
pflidltversidlerung, insondcrhcit das Gesetz 
über die Pflidltvcrsidlerung für Kh-H:t1tcr. 

Eine wahre Fundgrube für die lIeantwortung 
technischer Einzelfragen bietet der Abschnitt 
über die Bau- und Bctriebsvorsdlrifien, der 
mit außerordentlicher Gründlidlkcit und ge­
stUtzt auf zuvertissige Untcrbgcn ein abge­
flmdetes Bild über den weitsdlidltigen StOff 
bietet. Der textlidlc Teil wird durdl zahlreiche 
Details wiedergebende Anlagen und Formular­
muster wirkungsvoll ergänzt. 
Zusammengefaßt ist zu sagen, daß die Sdlrifl: 
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ihren Zweck in jeder Weise erfüllt. Den Ver­
fassern gebührt Dank und Anerkennung. 

Professor Dr. Dr. W. Bötlger, Osteratb 

Vcrkchrsrcrnls-Snmmlung. EntsdJeidlingen 
alls allen Gcbietcrl des VerkebrsreclJls. brsg. 
v. Warnar Wcigol!, B,mJ 36, Erich SclJmidt 
Ver/'lg, Berlin-i3ielefeld-MiiTlchcn, 516 S., 
DIN A 5, DM 49,-. 

Der 36. Band, der in7.wischen als Standard­
werk anerkannten VerkehrsredJtS-Sammlung 
enth:ilt wiederum eine Plille bedeutsamer Ent­
sdlcidungen der ordentlichen Geridlte sowie 
Urteile und Beschlüsse von Verfassungs-, Ver­
waltungs- und Arbeitsgerichten aus allen Be­
r'eidlen des Verkehrsrechts. Es ist besonders 
anzuerkennen, daß die Entscheidungen jeweils 
ergänzt werden durch die Begründungen, die 
meist im vollen Wortlaut erfolgen. Ein Ge­
setzesrc!;ister gibt die zu den Bestimmungen 
der einzelnen Gesetze ergangenen Entsdleidun­
gen :In. Schlicßlidl verdient die Zusammenstel­
lung der Entsdlcidungen nadl der Zeit folge 
der Erwähnung, da si~ das Urteil über den 
Verlauf der RedltScntwicklung erleidnerc. 

B. 

ScidcnCus, H. st. I Slockhnuscn, D., Die 
Kostcn dcr Wcgo llcs Eiscnbahn-, Stra­
ßcn- und Binncnsthiffsverkehrs in der 
DundcsrepubIik Deutschland - Eine Trle­
thodellkritische Stclllmgnahme - (= llefl8 
der Vorträge lind Swdim aus dem 1I1st;­
tII/ fiir Verkehrsw;ssensclJafi aTl Jer Univcr­
sitiit Münster), GöttirlgCTI 1969, Verlag V,m­
denhoec~ & RlipreclJt, 49 S" geh, DM 10,-

Wider Erwarten sind die kritisdlen Stellung­
nahmen zum Wegekos/l!1lbcriclJt des Bundes­
verkehrsministeriums, soweit sie mehr als bloße 
Ablehnungen darstellen, zahlenmäßig nicht be­
eindruckend. Das mag nidlt zuletzt auch an 
der Komplexität des Themas liegen, die u. a. 
nicht unbeträchtlidIen Zeitaufwand für die Er­
arbeitung· von fundierten Stellungnahmen er­
fordert. So ist es nur zu begrüßen, daß be­
reits im Oktober des Jahres 1969 die Studie 
von Seiden fils und Stock/Mllsm ve(offentlidlt 
werden konnte, als erste umfassende und sy-

stematische Analyse ~cr Zielsetzung und Me­
thoden des Wegekostenberidm lIach deli lI.u­
ßerungen der Sadlverständigen (der betroffe­
nen Verkehrsträger Schiene, Straße und Was­
serweg). 
Die Verfasser gliedern ihre Untersuchung in 
vier Problemkreise auf: in eine Betradltung 
der Eigenwimchafllichkcitsthcse für Verkehrs­
wege, in die Frage der Ausgestaltung VOn Ver­
kchrswcgeredlllungen, in Einzeltatbestände der 
Kostenerf:tssung un·d in eine kritische Beur­
teilung des Ausbaus der KostensteIlen - in eine 
Kostenträgerrechnung und damit audl der von 
der Arbeitsgruppe ermittelten sog. Wcgeko­
stendeckungsgrade. 

Bei der Beurteilung der im Wegekostenbe­
richt ausdrü{klidl hervorgehobenen Eigenwirt­
sdMfilichkeitsfordcrsmg unterscheiden Seiden­
fus und Stockh.lusen ihre Anwendung bei be­
stehenden Wegekap:1zitäten (Preispolitik) und 
bei Investitionsrechnungen. Sie lehnen den von 
der Arbeitsgruppe Wegekosten dem Beri{ht 
zugrundegclegten Eigenwirtschafilichkeitsgrund­
satz ab, da er nur auf I.'inulwirtschafilichen 
Kosten- und Ertragsgrößen basiert, die nidlt 
für gesamtwirtschafllidl orientierte Effizienz­
analysen geeignet sind. Dieser Ablehnung und 
dem Hinweis auf die llidlt befriedigend ge­
löste substantielle Begriffsausfüllung bei der 
im Beridlt geführten Eigcnwirtschafilichkcits­
diskussion ist zuzustimmen; nidlt verleugnet 
werden kann andererseits, daß die Eigenwirt­
sdlafllichkcitsforderung mit vcränderten Be­
gritTsinhalten und Wertekategorien audl bei 
preispolitisdlcn Aussagen bestehen bleibt, sollen 
nidlt künstliche Wettbewerbsveränderungen 
und m:ll1ipulierte Distributionseffekte wirksam 
werden. 
In der Beantwortung der Fragc nach der 
Ausgestaltung einer Wegeredlnung stimmen 
die Verhsser mit dem Wegekostcnbericht in 
der Wahl der Vollkostenrechnung (als Alter­
native zur Ausgaben- und Teilkostenredmung) 
überein, was vor allcm I aus der Zielsetzung 
von vergleichenden WegeredlIlungen abgeleitet 
werden kann. 

Einen breiten Raum nehmen die kritischen 
Anmerkungen zu Einzeltatbeständen der Wege­
kostenafawmg ein. An dieser Stclle sollen 
nur einige wenige Bemerkungcn dazu ange­
fügt werdcn. In der Frage n.ldl der Wert­
bemessungsgrundlage stimmen die Verfasser 
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bei den kalkulatorischen Absdmibungen dem 
aud, im Wegekostenbericht gewählten Tages­
wert zu, hingegen bezweifeln sie die Zulässig­
keit der angcsetzten Nutzungsdauerzeiten. Bei 
der Wahl des Abschreibungsycrfahrens kriti­
sieren sie die von der Arbeitsgruppe Wegeko­
sten benutzte Annuitätenmethode (Wicdcrge­
winnungsfaktor), bei der Zinsen und Ab­
sdlreibungen nicht nur VOll einem glcidlcn 
Basiswert, sondern weiterhin auch sinkcnde 
Zins- und steigende Absdlrcibungsbct6ge im 
Zeitablauf kalkul:\torisdl zusammengefaßt 
~·erdcn. Im Wegekostcnberidlt wird - um pro­
gressive Absducibungen zu vermeiden - eine 
Durdlsdlllittswertberechnun!; von Zinsen und 
Abschreibungcn vorgenommen, so daß Ictzt­
lidl formal linear-gleichbleibende Absdlrei­
bungen und konst.\ntc Zinsen ausgewiesen 
werdcn. Scidl?ll/lls und Stockhallsen lehnen 
dic Redlllungsmethode :lb und fordern eine 
Restkostenredlllung (Verzinsung des um dic 
b.lkulatorisdlen Abschreibungen verminderten 
Anscllaffungswertes). Einem soIdIen Vorsdllag 
bnn jedodl für 'UcrgleidJcndc Wegekostenredl­
nungen ebenfalls nidlt zugestimmt werden, 
da dann bei der Wahl eines bestimmten Rech­
nungsjahres (z. B. im Wegekostenbericht das 
Jahr 1966) von der Fiktion ausgegangen 
wird, dieses Jahr sei effektiv als erstcs Nut­
zungsjahr der kalkulatorisdlen Anlagewerre 
zu hetrachten. Daraus fol~t, daß (1) in diesem 
Jahr die absolut und relativ hödlSten Zins­
beträge der gesamten Redlllungsperiodell an­
gelastet und (2) bei diesem Verfahren die ka­
pitalintensiveren Verkehrswegekategorien ycr­
glcidlsweisc optisdl stärker mit Zinsen bela­
stet werden. Für wrgleie/Jende Wcgeredmungen 
bietet sidl u. E. nur eine Verzinsung des je­
weils durdlscllUittlidl gebundenen Verkehrswe­
gekapitals an. 

Bei der Bere~mung der kalkulatorisdlcn Zin­
sen kritisieren die Verfasser, daß der \'\'egc­
kostenberidlt kein Abzugskapital bei der Er­
mittlung des betriehS!lotwendigen Kapitals be­
rücksidltigt habe. Sie schlagen vor, bei den 
Kranverkehrsstraßen die vom Kranverkehr 
durm Kranfahrzeug- und Mineralölsteuer 
enlrichtcten Zahlungen als soIdIes abzuziehell 
(S.31), was pl'aktisdl 2,\1 einer radikalen Ab­
senkung der kalkulatorisdlen ZinskosteIl füh­
ren würde. So interessant der Gedankengang 
:ludI ist - er vernadllässigt u. E. die his tori-

sdlen I~ntwicklungsstufen der Errichtung des 
Straßennetzes und die für den Staat als In­
vestor relev;tnte OppoTtunit:itskosteneigcnsdlaft 
des Zinses. Vom Kraftverkehr aufgebradlte 
Steuern entsprechen nidlt dem wirtsdlaftlidlen 
Sinn eines Abzugskapitals zur Errechnung ei­
nes betriebsnotwendigen Kapitals. 
Einen ehen falls intensiven DisKussionsraulll 
nimmt in der Schritt die Berüd{sidltigung der 
verkehrsfl'emdcn Funkti'onen der Wcgckapa­
zitäten der Straßen und Binnl!llWaSserwege, 
ein· die Verfasser äußern sidl sehr kritisdl zu 
de;l V01l ausländisdH~n Untersuchungen im 
Wegekostenberidlt iibernommenen Verfa!lrcn 
der Ermittlung der »Kommunikationsfunkuon c 

\;>ei den Gemeindestraßen, denen eine gewi:se 
Willkür nicht abzusprcdlen ist. AndererseItS 
stimmen sie der Methode der Errcchnung der 
verkehrs fremden Funktionen als Bestandteil 
gemeinsamer Ko~ten mit der Verkehrsfunktion 
bei der Binncnsdliffahrt 7.U. 

Letztlich widmen sidt Seidcnflls und Stock­
bausl:II noch der im Webekomnbcricht vorge­
nommenen Kostenträgerrechnung und d~r .in 
einem weiteren Schritt versuchten Quantlfizlc­
rung von sog. Wcgekostendedtungsgraden bei 
eim.elnen Fahrze;!gkategoricn. In der Tat 
stellen diese beiden Rcdlllungsgänge im \Yle­
gekostenberidlt die schwerwiegendste F:hlin­
terpretation von tedmischen und ökononllsdl~n 
Materialien dar. Nidlt nur, daß sehr umstrit­
tene tedmisdl'e Koeffizienten aus dem AASlJO­
Road-Tcst übernommen wurden, sondern die 
erstrebte Kostcnträgerredlllung zwang zu ei­
ner Sdllüsse!ung von edlten Kostenträger-Ge­
meinkosten, also vor allem der sog. Kapazi­
tätskosten, die durdlsdlllittlim über 90% der 
Gesamtwegekosten ausmadlcn. Scidm/us und 
StockhausCTI vertreten die Meinung, daß es 
audl für die KapazitätskosteIl ökonomisdl ver­
tretbare Sdllüsselbrößen gibt; sie lehnen sidl 
dabei an die Untersudlungen des sog. Pro/es­
sorm-Gutaduens VOll 1963 an (5 43). Nur gilt 
audl bei diesen Aufreilungsverflhrcn weiter­
hin die Feststellung, daß (1) solche Prinzip!en 
falsifizierbar sind und (2) aus ihnen keme 
»ridnigcn. Kostenzurcdlllungsmaßstäbe für 
eine kategoriale, d. h. auf einzelne f:lhrzeug,­
typen be7.0genc Wegeredlllung gewonnen wer­
den können. Daraus folßt nidlt nur die Un­
möglidlkeit exakter Aussagen über Kostenträ­
gerwerte, sondern weiterhin audl, daß dann 
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sog. Wegcltostcndetkungsgrade für bestimmte 
Fahrzeugkategorien keine ökonomisdle Aussa­
gekralt besitzen (5.49). 
Die yorliegende Studie ist aus zweierlei Grün­
den besonders zu begrüßen. Einmal repräsen­
tiert sie eine sorgfältig erarbeitete, gerade die 
Detailprobleme :tnspremende kritisme Stellung­
nahme zu einem Be"rimt, dessen verkchrspoli­
tisdle Bedeutung im Augcnblid<; nodl nidlt 
abzuschätZen ist. Zum anderen kann man die 
Verfasser bcglückwünsdlen, innerh:tlb einer 
kurzen Zeitsp:tnne diese Untersu<hung erstellt 
zu h:tben. Ihr eine weite Verbreitung zu wün­
s<hen, ist fast unnötig, wie der Rezement h:iu­
fig feststellen konnte, da sie nahezuolls .Kom­
plementärfaktorc zum Wegekostenberidlt des 
Bundesverkehrsministeriums geworden ist. 

Dr. G. Aberll', Köln 

Jahrbuch für Fremdenverkehr, Organ des 
Delltschen WirtdJajlswisse/lschajllidJelI ln­
slituts Ilir Frcmdcll'Ilerkehr an der Ulliver­
sitiit MündJen, 16. Jg., MllndJen 1968, 9) S. 

Mit drei Beiträgen und einer übersimt über 
die vom o. a. Institut im Jahre 1967/68 ge­
leistete Arbeit in ForsdJUng und Lehre bie­
tet das vorliegende • Jahrbu<h für Fremden­
verkehr. aum in diesem Jahr dem Leser ei­
nen interessanten und zugleim aktuellen Aus­
smnitt aus dem breitgestreuten Katalog der 
im Fremdenyerkehrsbercim anstehenden Pro­
bleme. 
Angesimrs des in den vergangenen Jahren 
ständig expandierenden T:tgungs- und Kon­
greßverkehrs unterziehen E. Alkjaer und J. 
ErikS/:n mit ihrer Studie über .Standort und 
wimmaltlidle Bedeutung internationaler Kon­
gresse« (S. 3-48) diesen bislang in der Frem­
denverkchrsforsdlUng verh:iltnismäßig wenig 
beadlteten Problemkreis einer verdienstvol­
len Analyse, die nimt zuletzt eine wertvolle 
Grundlage für die Weiterentwitklung dieses 
an Bedeutung zunehmenden Bereims innerhalb 
des Fremdenverkehrs darstellt. Ausgehend von 
definitorisdlen und terminologismen Fragen, 
die zugleim der Abgrenzung des Untersu­
mungsbcreims dienen, behandeln die Autoren 

auf der Grundbge umfangreimell cmpirisdlcn 
Materials zunämst die Standortfragen interna­
tion:!l.:r Organisationen und Kongresse, um im 
Ansdllug daran die winschaHliche Seite des 
internationalen Kongreßwcsens aufzuzeigen, 
indem sie die Investitionen für internation:tle 
Kongresse und die Kongreßausgaben einer ein­
gehenden Analyse unterziehen. 

Mir dem Beitrag "Der tsdle<hoslowakisme 
Fremdenverkehr gestern und heutte (S.49-78) 
smließr V. Tlusly eine besonders für den Be­
reidl der sozialistisdlen Länder zu bcobam­
tende Lütke der Famliteratur über Fremdenver­
kehr, die sim systematisdt mit den widltigsten 
Fremdenverkehrsmärkten befaßt. Sdne An:l­
lyse des quantitativen und strukturellen Wan­
dels im tsmcdloslowakismen Fremdem'erkehr 
nam dem Zweiten Weltkrieg, die an eine kurze 
Darstellung der Entwiddungstendemcn des 
Fremdenverkehrs vor dem Zweiten Weltkrieg 
anknüpft, ersmeint geeignet, diesen I nfornla­
tionsmangcl zumindest teilweise zu bcs~itigcn. 

Mit der d;1$ Jahrbuch absdllicßendcn Arbeit 
yon ll. l!offmolnn über den "Tourismus der 
Deutschen 1968 e (S.79-92) legt das o. a. In­
stitut für Fremdenverkehr die vorläufige Aus­
wertung einer nun smon im vierten Jahr in 
Zusammenarbeit mit dem Dcutsmen Reisebü­
ro-Verband durmgeführten Untersudtung über 
das Urlaubsverhalten der Deutsmen vor. Sie 
zeigt neben der Reiseintensit:it (= Anteil der 
Urlaubsreisenden des jeweiligen Jahres an der 
Bevölkerung) der Bevölkerungsgruppen und 
der demographismen Struktur der Urlaubsrei~ 
senden die Reiseziele. die Zahl der Begleitper­
sonen und die Kosten der Urlaubsreise für das 
Jahr 1968 auf. Obwohl die Erforsmung des 
touristismen Konsumvcrhaltens der Dcutsdlcn, 
wie diese Untersumuligzeigt, in den vergan­
genen Jahren weit fortgesdlritten ist, kann 
man dem Verfasser nur zustimmen, wenn er 
darauf hinweist, daß die Hauptaufgabe künf­
tiger Arbeit .in der Untersumung des ge­
samten Freizeitverhaltens, insbesondere des 
Ausflugs- und Wodtenendverkehrs, der detail­
lierten Erforsmung des Urlaubsverhaltens be­
stimmter Bevölkerungsgruppen und der Er­
arbeitung empirismer Grundlagen für einen 
Prognoseansatz über die Entwicklung des 
Tourismus« (5.92) liegt. K Sch 'd K"Z 
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